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1 Problemstellung 
Der bayerische Landesverband der Grlinen hat für das Land Bayern 
ein Energieprogramm vorgelegt, das den Anspruch erhebt, die "für 
ein Leben in zivilisation notwendigen Energiedienstleis tungen auf 
sozial und ökologisch vertretbare Art und Weise bereitzustellen". 
Dies soll erreicht werden durch eine Energieversorgung ohne Erdöl, 
Erdgas und Kernenergie. Zur Deckung des PrimärenergiebedarfS sol-
len nur noch Regenerative Energiequellen und Kohle genutzt werden . 
Zur Senkung der Energienachfrage sind weitreichende Energiespar-
maßnahmen vorgesehen . 
Das vorgeschlagene Energiekonzept soll zu positiven Beschäfti-
gungseffekten, geringeren Kosten als beim "harten" Weg, höherer 
Versorgungssicherheit usw. führen. Es handelt sich hierbei angeb-
lich um eine Strategie, die alle Energieprobleme löst. 
Zur Belegung der Behauptungen werden zwei Energ i ebedarfs- und 
-deckungs szenarien für den Zeitpunkt 2030 vorgestellt. Aus deren 
Ergebnissen werden Maßnahmen abgeleitet, die zur Verwirklichung 
der Energieversorgung ohne Kernenergie, Erdöl und Erdgas führen 
sollen. 
Die Aufgabe der vorliegenden Untersuchung ist eine kritische Ober-
prüfung der vorgeschlagenen Energieversorgung und der damit ver-
bundenen Maßnahmen, Ziele und Begleiterscheinungen. 
Die wichtigsten Ergebnisse des Berichts werden in Abschnitt 2 zu-
sammenfassend dargestellt . 
In Abschnitt 3 werden das gewählte Modell und die als Randbedin-
gung vorgegebenen Zielvorstellungen untersucht . In einem zweiten 
Teil werden die Szenarien unter Einhaltung von zwinge nden t echni-
schen Randbedingungen und Beibehaltung der Annahmen der Grünen 
quantitativ überprüft. 

Abschnitt 4 enthält eine sorgfältige Analyse der einzelnen Kompo-
nenten des von den Grünen angestrebten Energiesystems unter tech-
nischen und ökonomischen Kriterien. 
Volkswirtschaftliche und gesellschaftspolitische Auswirkungen des 
Energieprogramms sowie der politischen Vorstellungen, die an das 
vorgeschlagene Energiekonzept gekoppelt sind, werden in Abschnitt 
5 aufgezeigt_ 
Abschnitt 6 enthält eine Stellungnahme zum vorgeschlagenen Maß-
nahmenkatalog_ In Abschnitt 7 wird abschließend ein Szenario des 
Lebens in einer alternativen Gesellschaft vorgestellt. 
Als Quellennachweis ist im Anhang das vollständige Konzept des 
Landesverbandes Bayern der Grünen zu einer Energieversorgung für 
Bayern ohne Atomenergie und Erdöl abgedruckt. Auf diese Quelle 
bezieht sich die vorliegende Arbeit. 
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2 zusammenfassung 
Die wichtigsten Ergebnisse der vorliegenden Arbeit sind im fOlgen-
den kurz zusammengefaßt. Dabei erfolgt eine Bewertung des Energie-
programms der Grünen im Hinblick auf die vorgestellten Szenarien 
tür die EntwiCklung der Energienachfrage und -bedarfsdeckung, die 
vorgeschlagenen Energieversorgungssysteme, volkswirtschaftliche 
Auswirkungen und den Maßnahmenkatalog zur Energiepolitik. 
2.1 Wesentliche Kritikpunkte 
Bei der Untersuchung der Szenarien für das Jahr 2030 ergaben sich 
die folgenden, umfassenden Kritikpunkte: 
- Die Energienachfrage wird sowohl hinsichtlich der gesamten Höhe 
als auch der erforderlichen Energieträgerstruktur falsch einge-
schätzt (5. S. 25 ff). 
Von großer Bedeutung ist in erster Linie das Fehlen des nicht-
energetischen Bedarfs, d. h. der als Rohstoff erforderlichen 
Energieträger. Er wird in Bayern ausschließlich durch den Ein-
satz von Mineralölprodukten - hauptSäChlich in der chemischen 
Industrie - gedeCkt. Außerdem ist der Treibstoffbedarf des 
Sektors Kleinverbraucher, und dabei vor allem der Landwirt-
schaft, bei der Nutzung Licht und Kraft nicht berÜCksichtigt. 
Der Strombedarf des Industriesektors liegt - bei Aufgliederung 
der Nutzungen entsprechend den übrigen Sektoren - um mindestens 
80 % höher, als er im Energieprogramm der Grünen angegeben wird. 
Die rechnerische Energienachfrage, die selbst bei genauer Be-
rÜCksiChtigung der Annahmen der Grünen zu decken ist, ist damit 
um ca. 20 % höher als in den Szenarien. Vor allem bei den 
flüssigen bzw. gasförmigen Energieträgern ~rgibt sich ein um 
80 % und beim Strom ein um 30 bzw. 40 % höherer Bedarf. 
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- Das vorgeschlagene Energieversorgungssystem, bestehend aus der 
Biomassennutzung, dem Kohleeinsatz für Direktverbrennung und 
Kraft-Wärme-Kopplung, der Solarenergie- und Wasserkraftnutzung, 
kann den erforderlichen Bedarf nicht decken, da 
- das technische Biomassepotential (bei Ausklammerung von 
Wirtschaftlichkeitsfragen) mit ca. 7 Mio t SKE/a gerade halb 
50 groß ist, wie von den Grünen angenommen, 
- die Erzeugungs- und Verteilungswirkungsgrade der Fernwärme-
versorgung aus Kraft-Wärme-Kopplung um 25 , zu hoch angenom-
men wurden und 
- der Beitrag der Sonnenenergie zur Raumwärmeversorgung über-
schätzt wurde (s. S. 29 ff). 
Bei Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte und der höheren und 
strukturell unterschiedlichen Energienachfrage steigt der Kohle-
bedarf (bei gleichfalls unterstelltem Verzicht auf Kernenergie, 
Erdöl und Erdgas) in den beiden Szenarien auf 28 bzw. 39 Mio t 
SKE/a (1982 rd. 6 Mio t SKE/a). Umgerechnet auf die Bundesrepu-
blik wäre eine Steinkohleförderung - bei ungefähr konstant blei-
bender Braunkohleförderung - von ca. 185 bis 260 Mio t SKE/a 
(Faktor 2,1 bis 3,0 gegenüber der jetzigen Förderung) erforder-
lich. Eine Förderung in dieser Höhe ist wirtschaftlich und öko-
logisch nicht vertretbar. Die Reichweite der Steinkohlevorräte 
würde außerem auf ca. 100 Jahre zurückgehen (5. S. 37 ff). 
- Wenn nun das Wachstum höher ausfällt und die vorgegebenen 
Einsparungen nicht realisiert werden können, ist das 
Energiekonzept der Grünen noch weniger in der Lage, den 
Energiebedarf zu decken. D. h. , eine flexible Reaktion des 
Energieversorgungssystems auf nicht vorgesehene Bedarfsstei-
gerungen wäre nach diesem Konzept nicht mehr möglich. Da solche 
Entwicklungen nicht auszuschließen, sondern sogar eher wahr-
scheinlich sind als die Bedarfsentwicklung in den Szenarien der 
Grünen, können die Vorstellungen der Grünen bezüglich des Ener-
gieversorgungssystems nicht Grundlage einer verantwortungsbe-
wußten Energiepolitik sein. 
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- Oie Vereinbarkeit der Vorschläge mit den selbstges etzten Zielen, 
z. B. Sozialverträglichkeit, Versorgungssicherheit, Handlungs-
freiheit und Umweltverträglichkeit ist nicht gegeben, u. a. we -
gen der zu teuren, unwirtschaftlichen Systeme, die sowohl Ar-
beitsplätze als auch die WettbewerbSfähigkeit der Wirtschaft ge-
fährden, und auf Grund einer Fülle dirigistische r Vorschrifte n 
(keine Sozialverträglichkeit). 
202 Einzelne Aspekte 
a) Zum Modell 
Die Aufgliederung des Bedarfs nach Nutzungen ist verschiedentlich 
nicht ausreichend. Bei der Berechnung des industrielle n Energiebe-
darfs wird sie gänzlich vermißt. Die Folge ist eine Fe hleinschät-
zung der erforderlichen Energieträger (z. B. Strom, Öl oder Gas 
statt KOhle erforderlich) (so So 25 ff)o 
Die unzureichende Variation unsichere r Annahme n, wie z. B. de s 
Wirtschaftswachstums, verhindert die Ermittlung von r o busten Ent-
s che idungen, d. h. von solchen Entscheidungen, die für ein mög-
lichst breites Spektrum energiewirtschaftlicher Führungsgrößen di e 
den unterschiedlichen Zielgrößen am besten gerecht we rdende Ener-
gieversorgung gewährleisten . 
Durch den gewählten Zeitpunkt (2030) sind die Aussagen außerdem in 
hohem Maße spekulativ und unsicher. Für die nähere Zukunft werden 
kaum Aussagen gemacht. D~s Konzep t ist daher zur Empfehlung von 
jetzt durchzuführenden energiepolitischen Maßnahmen und zur 
Sicherung der Energieversorgung im kurz- und mitte lfristigen 
Rahmen nicht geeignet (so So 15 ff)o 
b) Energieeinsatz zur industriellen Prozeßwärmeerzeugung 
Auf Grund der heutigen Produktionsverfahren mit entspre chend hoher 
Produktivität kann auf den Einsatz flüssiger und gasförmiger En e r-
gieträger bei der industriellen Prozeßwärmeerzeugung nicht mehr 
VOllständig - wie im Energieprogramm der Grüne n vorgesehen - ver-
zichtet werden. Ein 100 %-iger Kohleeinsatz entsprechend dem Ene r-
gie programm der Grünen wäre nur d e nkbar, wenn Kostennachteile und 
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Produktivitätsrückschritte in Kauf genommen, Produktionsverfahren 
aufgegeben und eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen tOle-
riert werden. Aufgrund dieser Einschränkungen ist ein Kohleeinsatz 
bei vielen Verfahren nicht sinnvoll. Außerdem wäre mit einer 
Zunahme des spezifischen EnergieverbraUChs zu rechnen. 
Für die industrielle Prozeßwärmeerzeuguog aus fossilen Brennstof-
fen sind demzufolge ca. 1,3 Hio t SKE/a Öl oder Gas erforderlich. 
Angesichts der Knappheit der flüssigen und gasförmigen Brennstoffe 
im Konzept der Grünen wären diese nur durch Kohleveredelung be-
reitzustellen. Dies würde zu einem weiteren Anstieg des oben 
erwähnten Kohlebedarfs um 2,4 Hio t SKE/a fUhren (s. S. 102 ff). 
c) Wärmedämmung und investive Maßnahmen bei der Wärmeerzeugung 
Die vorgesehene Einsparung beim Raumwärmebedarf von 70 % ist tech-
nisch möglich. Sie erfordert Außenwanddämmungen im Bereich von 
10 cm Dicke. Entsprechende Dämmungen mUs sen auch am Dach und im 
Keller angebracht werden. Außerdem ist der Einbau von Dreifach-
fenstern erforderlich. Der LUftungswärmebedarf ist zusätzlich um 
den Faktor 2 zu reduzieren. 
Es muß allerdings bezweifelt werden, daß dieser hohe Einsparfaktor 
im Durchschnitt aller Gebäude bis 2030 erreicht werden kann. Es 
gibt eine Vielzahl von Gebäuden (z. B. Gebäude unter Denkmalschutz), 
bei denen eine Außendämmung nicht vertretbar oder nur mit hohem 
Aufwand möglich ist. Bei einer dann in Frage kommenden Innendäm-
mung sind so hohe Werte nicht erreichbar. Die DurchfUhrungsver-
hältnisse sind vor allem im Mietwohnungsbau besonders schwierig 
(s. S. 96 ff). 
Hinzu kommt, daß die Wärmedämmung in Konkurrenz zu Maßnahmen bei 
der Wärmeerzeugung (Fernwärmeversorgung, elektrische Wärmepumpen, 
Verbrennungsmotor- und Absorptionswärmepumpen) steht, die das Ein-
sparpotential fUr wärmedämmende Maßnahmen erheblich verringern. 
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Je höher die Aufwendungen für die Wärmedämmung sind, umso höher 
werden z. B. die spezifischen Investitionskosten für die Fern-
wärmeversorgung, deren Wirtschaftlichkeit sich mit abnehmendem 
Wärmebedarf stark verringert. Verfolgt man demnach das eine ziel 
zu konsequent, dann ist das andere nicht mehr sinnvoll und umge-
kehrt. 
Der nach dem Energieprogramm der Grünen vorgesehene Fernwärmean-
teil zwischen 40 und 50 % und gleichzeitige Einsparungen beim 
Raumwärmebedarf in Höhe von 70 % führen zu einem Zielkonflikt, der 
sich in zusätzlichen jährlichen Kostenhelastungen in Milliarden-
höhe niederschlagen dürfte. Steigende volkswirtschaftliche Gesamt-
kosten ergeben sich beim Ausbau der Fernwärmeversorgung und Ver-
brauchsreduzierungen durch gleichzeitige Wärmedämmung bei einem 
Niedertemperaturwärmebedarf der Haushalte und Kleinverbraucher 
unterhalb 80 % des Ausgangswertes (Bezugsjahr 1979) (s. S . 87 ff). 
Extreme Wärmedämmungsmaßnahmen beeinträchtigen nicht nur den Aus-
bau der Fernwärmeversorgung, sondern auch den Ausbau der "Nah-
wärmeversorgung" durch Blockheizkraftwerke, der von den Grünen 
"als kurzfristig wichtigstes energiepolitisches Ziel" bezeichnet 
wird. 
Eine mit der Wärmedämmung vergleichbare bauphysikalische Maßnahme, 
der die Grünen eine hohe Bedeutung zumessen, ist die passive 50-
larenergienutzung. Bei der Beurteilung von Einspareffekten ist je-
doch zu beachten, daß die Konstruktion und Nutzung der Gebäude 
auch schon in der Vergangenheit größtenteils an den klimatischen 
Gegebenheiten orientiert war (Verteilung der Räume, richtungsab-
hängiger Fensterflächenanteil). Daher sind keine großen zusätzli-
chen EinsparmögliChkeiten zu erwarten. Der Einbau großer Fenster-
flächen aus energetischen GesiChtspunkten an der Südfassade {Flä-
chenanteil ~ 50 %, führt kaum zu Einsparungen und rechtfertigt 
nicht den zusätzlichen Investitionsaufwand. Die gesamten Einspar-
möglichkeiten der Solararchitektur sind deshalb begrenzt und 
dürften in der Gegend von 10 % liegen (s. S. 77 ff). 
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d) Komponenten des Energieversorgungssystems 
Zur künftigen EnergiebedarfsdecKung werden von den Grünen Energie-
versorgungssysteme vorgeschlagen, die die selbstgesetzten Ziele 
Sozial- und Umweltverträglichkeit, vor allem aber das mit der 50-
zialverträglichkeit verbundene Ziel Wirtschaftlichkelt i. a. nicht 
erfüllen, wie die folgenden Beispiele zeigen. 
Die Lastspitzen bei der Fernwärmeerzeugung (ca. 40 % der Wärmelei-
stung) sollten aus technischer und wirtschaftlicher Sicht nicht 
durch Kraft-Wärme-Kopplung, sondern durch 61befeuerte Spitzenkes-
sel abgedeckt werden. Eine ganzjährige Nutzung der Kraft-Wärme-
Kopplung durch den Einsatz von Jahresspeichern (Zylindergroßtanks, 
Speicherseen) scheidet aus Kostengründen ebenfalls aus. Bei den 
zwar kostengünstigeren, aber ebenfalls unwirtschaftlichen Spei-
cherseen sind außerdem die Umweltauswirkungen nicht akzeptabel (5. 
S. 46 ff). 
Das vorgesehene Ausmaß des Blockheizkraftwerk-Einsatzes ist mit 
den sonstigen Zielen der Grünen nicht in Einklang zu bringen. 
Blockheizkraftwerke benötigen für einen wirtschaftlichen Betrieb 
eine möglichst hohe Wärmedichte des Versorgungsgebietes, relativ 
hohe Stromvergütungen, eine hohe Auslastung und öl oder Gas als 
Brennstoff. Das Energieprograrnm der Grünen widerspricht diesen 
Zielen durch an anderer Stelle erhobene Forderungen (kein 61- bzw. 
Gaseinsatz, starke Wärmedämmung). Die genannten Voraussetzungen 
für die Wirtschaftlichkeit werden noch am ehesten erfüllt durch 
Kleinverbraucher wie z. B. Krankenhäuser, Verwaltungsgebäude und 
Hallenbäder. Nicht angesprochen werden die ökologischen Auswir-
kungen der relativ hohen NOx-Emissionen (bis zu 10 mal höher 
als bei Gasheizungen). Als weiterer Nachteil ist zu werten, daß 
BHKW-Strom aus öl oder Gas z. T. Strom ersetzt, der bisher vor 
allem aus der nicht so vielseitig verwendbaren Steinkohle herge-
stellt wurde (untere Mittellast) (5. S. 53 ff). 
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Anlagen zur Steinkohleverflüssigung sind heute und auch mittel-
fristig nicht wirtschaftlich. Mit großer Wahrsche inlichkeit 
dürften sie bei moderaten Steinkohlepreissteigerungen im Jahr 2030 
die Wirtschaftlichkeitsschwelle überschritten haben. Die hohen 
Entwic.klungskosten sind jedoch nicht sinnvoll, wenn die Kohlever-
edelung später nur eine Lückenbüßer-Rolle (als Restversorgung zu 
kostspieligen Bioenergien) übernehmen soll. Die Emissionen sind 
aufgrund von vornherein eingeplanten Rückhaltemaßnahmen vertretbar 
(s. S. 56 ff). 
Die im großen Maßstab vorgesehene Windenergienutzung ist wegen 
sonst nicht ausreichender Windgeschwindigkeiten nur auf den Kuppen 
der Mittelgebirge und am Alpenrand denkbar. Bei der Beurteilung 
der Windenergie sind die hohen Kosten, die erforderliche Reserve-
haltung, der Landschaftsverbrauch und die notwendigen Eingriffe in 
Landschaftsschutz- und Erholungsgebiete zu beachten. Diese negati-
ven Aspekte einer Windenergienutzung werden von den Grünen nicht 
angesprochen (5. S. 60 ff). 
Die aus Biomasse zu erzeugenden Energieträger, deren theoretisches 
Potential um den Faktor 2 überschätzt wurde, müßten in erster 
Linie zur Deckung des Energiebedarfs der landwirtschaftlichen Be-
triebe selbst - vor allem des Treibstoffbedarfs - genutzt werden . 
Damit ist die im Energieprogramm geplante Versorgung des gesamten 
Sektors Verkehr nicht mögliCh (s. S. 67 ff). 
Das Ziel der vollsolaren Raumwärmeversorgung mit Niedertemperatur-
kollektoren ist bei der im Energieprogramm vorgesehenen Ver-
brauchsentwicklung der Wohngebäude nicht erreichbar. Die Solarhei-
zung ist auch unter günstigsten Kostenannahmen unwirtschaftlich. 
Eine Chance besteht bei Nutzungen mit ganzjährigem Wärmebedarf 
(z. B. Schwimmbadbeheizung, Warmwasserbereitung) (5. S. 80 ff). 
Durch die vorgesehenen Restriktionen im Hinblick auf die Verwen-
dung von Öl, Gas und anderen Heizungssystemen (z. B. Wärmepumpen) 
müssen Mehrfamilienhäuser, Kleinverbraucher usw. außerhalb von 
Fernwärmegebieten unter zusätzlichen Emissionsbelastungen generell 
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mit festen Brennstoffen versorgt werden. Neben Handhabungs- und 
sonstigen Nachteilen entstehen höhere Kosten. Daraus ergeben sich 
soziale Ungerechtigkeiten für die Betroffenen. Diesbezügliche Be-
nachteiligungen für bestimmte Gebiete sind wohl kaum sozialver-
träglich (s. S. 94 ff). 
Die Verbrauchsreduzierung der PKW auf 4 1/100 km im Durchschnitt 
wird mit großer Wahrscheinlichkeit nicht allein als Folge höherer 
Energiepreise erreicht, da man bei der Beurteilung der künftigen 
Einsparrnöglichkei ten streng zwischen 11 Flottenverbrauch" und Ein-
zelverbrauch unterscheiden muß. Es liegt auf der Hand, daß PKW's 
auch in Zukunft nicht nur nach dem Kriterium "Energieverbrauch" 
ausgewählt werden dürften, sondern auch nach den Kriterien Gesamt-
kosten, Fahrleistungen, Komfort, Sicherheit, Platzangebot, Ausse-
hen, usw •• Auch wenn Fahrzeuge mit einem Verbrauch von 4 1/100 km 
auf dem Markt sind, werden sie nicht von jedem gekauft werden, da 
- bedingt durch den notwendigen Leichtbau, kleine Außenmaße und 
hohen technischen Aufwand - die Energieeinsparung mit der Forde-
rung nach Wirtschaftlichkeit, Sicherheit, Platzangebot, Lärmschutz 
und Fahrleistungen konkurriert und kaum in Einklang zu bringen 
sein wird (s. S . 100 ff). 
e) Volkswirtschaftliches Wachstum und Strukturentwicklung 
Das im sogenannten "Wachstumsszenario" angenommene Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts beträgt knapp 1 % pro Jahr. Zur Lösung ver-
teilungs-, arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Probleme sind höhe-
re Wachstumsraten wünschenswert bzw. notwendig. Durch den von den 
Grünen im "Wachstumsszenario" angenommenen Rückgang der Grund-
stoffindustrie wird erreicht, daß sich die Bedarfswerte im "Wachs-
tumsszenario" und "Stagnationsszenario" nur unwesentlich unter-
scheiden. 
Aus den statistischen Daten der Vergangenheit folgt, daß die auf-
grund der Dezentralisierung und rationellen Energieverwendung er-
forderlichen investiven Maßnahmen einen Mehrbedarf an Produkten 
der Grundstoffindustrie nach sich ziehen. Ein Strukturwandel in 
dem von den GrUnen vorgesehenen Ausmaß ist für die in Bayern ver-
tretenen Zweige der Grundstoffindustrie nicht erkennbar. Die Che-
mische Industrie als größter Energieverbraucher hätte aufgrund der 
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vorgesehenen Maßnahmen der Grünen sogar mit Produktionssteigerun-
gen zu rechnen. 
Hinter der im "Wachstumsszenario" unterstellten, massiven Zurück-
drängung der Grundstoffindustrie verbirgt sich die äußerst proble-
matische Strategie, für Bayern eine von Importen unabhängige Ener-
gieversorgung anzustreben, indem man von Energieträgerimporten z. T. 
auf den Import energieintensiver Grundstoffe übergeht und damit 
das Energieproblem in andere Länder verlagert (5. S. 115 ff). 
f} Einsparungen und Energiepreisentwicklung 
Die von den Grünen angenommenen Einsparfaktoren sind implizit an 
bestimmte Energiepreisentwicklungen gekoppelt, wenn nicht ver-
stärkt staatliche Reglementierungen eingeführt werden sollen. Die 
im "Wachstumsszenario" angenommenen Einsparungen könnten unter 
marktwirtschaftlichen Verhältnissen erreicht werden, wenn der 
Energiepreisindex von heute ca. 140 auf 270 bis 300 steigt. Dies 
entspricht einem 6lpreisniveau von 90 bis 130 Sao/bbll). 
Dieses Preisniveau dürfte mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht 
eintreten, da der Preis, bei dem andere Energieträger, Umwand-
lungsverfahren oder Einspartechnologien wirtschaftlich werden, bei 
70 bis SO $SO/bbl liegt. Die Einsparungen sind deshalb nur 
über Verordnungen und Vorschriften zu erreichen, deren Sozial-
verträglichkeit bezweifelt werden muß (s. S. 124 ff). 
g) Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver Industriezweige und 
Arbeitsmarkt 
Das Energieprogramm der Grünen für Bayern führt zu einem Energie-
versorgungssystem, in dem wirtschaftliche GesiChtspunkte vernach-
lässigt werden, und damit zu überhöhten Energiepreisen. Dadurch 
wird die Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver Industriezweige 
- vor allem mit stromintensiven Herstellungsverfahren - erheblich 
verschlechtert. Dies könnte zu einer Verlagerung dieser Industrie-
I) $SO = Dollar (in Preisen von 19S0) 
1 bbl = 1 barrel = 159 1 
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zweige ins Ausland führen mit entsprechend negativen Auswirkungen 
auf den Arbeitsmarkt. Ein Teil des weiterverarbeitenden Gewerbes 
würde im Laufe der Zeit ebenfalls folgen. Aus der bisherigen Ab-
hängigkeit von Energieimporten würde eine neue, verstärkte wirt-
schaftliche bzw. politische Abhängigkeit von energieintensiven 
Produkten, deren Substitution bedeutend schwerer bzw. nicht mög-
lich ist. Diese neue Abhängigkeit wäre deshalb noch problemati-
scher als die Energieimportabhängigkeit (s. S. 127 ff). 
h) Vernachlässigung tlkonomischer Kriterien 
Die vorgeschlagene Verwendung unwirtschaftlicher bzw. fast aus-
schließlich dezentraler Systeme zur Energieversorgung und zur in-
dustriellen Fertigung führt zu einem nicht optimalen Einsatz der 
Produktionsfaktoren. Eine alleinige Minimierung einzelner Produk-
tionsfaktoren (Energie und Rohstoffe) und die zwangsläufige Ver-
schwendung der anderen Produktionsfaktoren (Kapital und Arbeit) 
hätte verschiedene negative Ko;,sequenzen, wie z . B. 
- reale Lohneinbußen, 
- geringere Produktivität, 
- geringere Exportchancen und 
- sinkenden Lebensstandard (s. S. 129 ff). 
i) Folgen eines nicht flexiblen Energieangebots 
Die Beschränkung auf wenige Techniken und Energiequellen führt zu 
einem nach oben nicht flexiblen Energieangebot. Dies kann Wachs-
tumseinbußen und Produktionsbeschränkungen zur Folge haben. Man-
gelnde Flexibilität nach unten hat lediglich leerstehende Kapazi-
täten zur Folge. Die volkswirtschaftlichen Kosten und damit die 
Auswirkungen auf das Volkseinkommen sind bei fehlender Flexibili-
tät des Energieangebots nach oben um eine Gr5ßenordnung h5her (s . 
S. 130 ff). 
j) Dezentrale Systeme 
Die den energiewirtschaft lichen Zielen der Grünen zugrunde liegen-
de Vorstellung eines bevorzugten Einsatzes kleiner dezentraler 
Systeme berücksichtigt nicht, daß diese Systeme Nachteile haben 
wie z. B. 
- 13 -
- größeren Flächenbedarf, 
- z. T. höhere Umweltbelastungen, 
- Verschwendung von Produktionsfaktoren, 
- geringere Auslastung, 
- hohe Reservekapazitäten, 
- Wirtschaftlichkeitsprobleme und 
- geringere Wirkungsgrade (s . S . 134 ff). 
k) Wertung des Maßnahmenkatalogs 
Der vorgeschlagene Maßnahmenkatalog soll zur Verwirklichung der 
geplanten Energieversorgung ohne Kernenergie, Erdöl und Erdgas 
führen. Einige der vorgeschlagenen Maßnahmen sind nicht neu, ande-
re wiederum durchaus bedenkenswert. Die Mehrzahl ist jedoch als 
nicht sozialverträglich einzustufen. Sie haben dirigistischen Cha-
rakter, schränken die persönliche Freiheit ein, laufen den eigenen 
Zielen der Grünen entgegen und führen zu mehr statt weniger Staat 
(s. S. 139 ff) . 
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3 Methodische und guantitative Oberprüfung der Szenarien 
Der erste Teil dieses Abschnitts befaßt sich mit den vorgegebene n 
Zielvorstellungen, den darauf abgestimmten und daraus abgeleite-
ten Szenarien sowie der zeitlichen Perspektive des vorgestellten 
Energieprogramms. Im zweiten Teil werden die Szenarien unter Bei-
behaltung der Annahmen der Grünen quantitativ überprüft. 
3.1 Methodenkritik 
Der Hauptteil des Energieprogramms der Grünen dient der Vorstel-
lung von zwei Energieszenarien für das Jahr 2030, die zeigen sol-
len, wie "eine Energieversorgung Bayerns ohne Atomenergie und Erd-
öl durch Einsparungen und die Nutzung Regenerativer Energiequellen 
und heimischer Kohle durchgeführt werden kann". 
Die hier dargestellte, allgemeine Analyse behandelt vor allem die 
folgenden Punkte: 
1. Welche Aussagen lassen sich mit dem gewählten Ansatz (Szenario-
methode mit vorgegebenen Zielvorstellungen als Randbedingung) 
treffen? 
2. Lassen sich aus den beiden Szenarien belegbare Schlußfolgerun-
gen ziehen? 
3. Welche Relevanz hat der Untersuchungszeitpunkt 2030? Sind aus 
den Aussagen für 2030 Rückschlüsse für die Gegenwart möglich? 
3.1.1 Analyse der Zielvorstellungen und der Vorgehensweise der 
Grünen 
Für die Energiepolitik eines Landes gibt e s eine ganze Reihe von 
Zielen, deren wichtigste die Sicherheit und Kostengünstigkeit der 
Versorgung, die Schonung der Umweltressourcen, die ausreichende 
Versorgung und die rationelle und sparsame Energieverwendung sind. 
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Energiepolitische Maßnahmen sollen also dazu fUhren, daß ein Ener-
giesystem entsteht, das diese und weitere Ziele möglichst optimal 
erfüllt. Das System umfaBt dabei sowohl den Bedarf und die Umwand-
lung von Energieträgern als auch die Versorgung mit Energieträ-
gern. 
Die Wissenschaft, speziell die Systemtechnik, kann zu dieser Auf-
gabe Entscheidungshilfen geben. Dazu wird das Energiesystem in 
einem Modell abgebildet; mit diesem können dann verschiedene Be-
darfsentwicklungen und Versorgungsalternativen simuliert und die 
Auswirkungen verschiedener Maßnahmen aufgezeigt werden. Anhand der 
Ergebnisse dieser Rechnungen kann jeweils die Erfüllung der ener-
giepolitischen Ziele UberprUft werden. Oie bestgeeigneten Maßnah-
men, Versorgungsalternativen usw. können so identifiziert werden. 
Im Energiepragramm der Grünen wird dagegen ein anderer Weg be-
schritten: hier werden nicht verschiedene Alternativen gegenüber-
gestellt und bewertet, vielmehr wird von vornherein postuliert, 
daß die Energieversargung Bayerns nahne Atomenergie und Erdöl ••• 
aufgebaut werden soll .•••• Auf die Verwendung von Erdgas wird 
ebenfalls von vornherein verzichtet. 
Es wird jedoch nicht nachgewiesen, daß das Energieversorgungskon-
zept den eigenen Zielsetzungen, z. B. der Sozialverträglichkeit, 
Handlungsfreiheit oder der Solidarität mit der dritten Welt ent-
spricht. Zwar werden im ersten Teil eine ganze Reihe von aus Sicht 
der Autoren vorhandenen Nachteilen der Kernenergie dargestellt, es 
fehlt jedoch völlig die Abwägung der Risiken mit den Vorteilen der 
Kernenergie, insbesondere den Kostenvorteilen bei der Erzeugung 
von Grundlaststrom, der Umweltfreundlichkeit und der Versorgungs-
sicherheit. 
Zwar kann man wohl davon ausgehen, daß die Bearbeiter des Energie-
programms den Risiken ein sehr deutliches Ubergewicht geben, dies 
wird jedoch weder diskutiert noch belegt. 
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Nicht verständlich im Hinblick auf die vorgegebene AufgabensteI-
lung ist aber vor allem auch der völlige Verzicht auf Öl und Gas. 
Es ist entgegen der Darstellung der Bearbeiter äußerst wahrschein-
lich, daß auch über das Jahr 2030 hinaus erhebliche Mengen an Öl 
und Gas verfügbar sind. Dabei lassen sich Uberlegungen anstellen, 
daß sich der Preis aus WettbewerbsgrUnden an den Preisen für Alter-
nativen (sog. ~backstopping technologies", aber auch an Einspar-
möglichkeiten) orientiert. Schließt man die Anwendung von Öl und 
Gas aber nicht von vornherein aus, so hat dies sowohl Auswirkungen 
auf die gesamte Energienachfrage als auch auf die Versorgungs-
struktur. 
Unterstellt man - entgegen den Aussagen in Abschnitt 3.2 - die 
Richtigkeit der Annahmen und der Ergebnisse der Szenarien, so kann 
man aus den Rechnungen allenfalls folgendes schließen: 
Bei einer ausschließlichen, aber unzulässigen rein mengenmäßigen 
BetraChtung wäre die Möglichkeit einer Versorgung Bayerns ohne 
Kernenergie und 01 nicht völlig zu widerlegen. 
Wäre es lediglich Ziel der Untersuchung gewesen, eine solche Aus-
sage zu treffen, so wäre der gewählte Ansatz ausreichend. Oie ent-
scheidende Frage jedoch, ob eine solche Entwicklung wünschenswert 
bzw. optimal ist, kann durch diesen Ansatz nicht beantwortet wer-
den. 
Es ist im Gegenteil wahrscheinlich, daß andere Szenarien zu einer 
besseren Erfüllung energiepolitischer und wirtschaftlicher Ziele 
beitragen. Nimmt man mit der überwiegenden Mehrzahl der Studien 
an, daß Grundlaststrom aus Uran günstiger zu erzeugen ist als aus 
heimischer Steinkohle, so würde der Verzicht auf Kernenergie zu-
nächst die Wettbewerbsfähigkeit stromintensiver Industriezweige 
behindern oder aber staatliche Subventionen erfordern. Insbeson-
dere aber wUrden dadurch Mehrkosten entstehen, also Produktions-
faktoren eingesetzt werden, die dann an anderer Stelle nicht zur 
Verfügung stehen. Dies bedeutet eine Verminderung der Produktion, 
die sonst mit den vorhandenen Faktoren erstellt werden könnte. 
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Probleme würden sich aber auch für die internationale Konkurrenz-
fähigkeit ergeben, wenn unser Energiepreisniveau zu hoch würde und 
die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung nicht genutzt wer-
den könnten. 
Die Aussage, daß das Energiekonzept sozialverträglich ist, wird 
nur aufgestellt, durch die Szenarien aber nicht untermauert. Man 
hat eher den Eindruck, daß eine Uberprüfung der Szenarienergebnis-
se und der vorgeschlagenen Maßnahmen in Bezug auf eigene Zielset-
zungen nicht erfolgt ist. 
3.1.2 Die Szenariomethode 
ein Szenario ist in der Systemtechnik im wesentlichen definiert 
als die Darstellung einer möglichen Entwicklung. Es besteht ein 
weitgehender Konsens, daß es nicht möglich ist, sogenannte abso-
lute Prognosen zu machen, d. h. irgendwelche Parameter, z. B. den 
Energieverbrauch, mittel- und langfristig zu prognostizieren, d. h. 
exakt vorherzusagen. Mit systemtechnischen Methoden sind sogenann-
te bedingte Prognosen, auch Projektionen oder "wenn - dann - Aus-
sagen- genannt, möglich: ~ die eingesetzten Annahmen alle ein-
treffen würden, dann wären die errechneten Ergebnisse zu erwarten. 
Je größer aber die Zeitspanne ist, für die prognostiziert wird, 
umso unwahrscheinlicher wird es, daß die gemachten Annahmen - z. B. 
über das Ausmaß von Energieeinsparungen, die Bedarfszuwächse, das 
Wirtschaftswachstum, die Bevölkerungsentwicklung usw. - auch nur 
näherungweise zutreffen. 
Da dennoch in der Energiewirtschaft auch langfristige Entscheidun-
gen getroffen werden müssen, kann man folgenden Weg beschreiten: 
Man bildet die Unsicherheit der Annahmen dadurch ab, daß man eine 
ganze Reihe von Szenarien mit jeweils unterschiedlichen Annahmen 
erstellt. Man erhält so ein Spektrum von möglichen zukünftigen 
Entwicklungen. 
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In einem ersten Schritt wird man nun feststellen, ob und wann kon-
krete Entscheidungen (z. B. über den Zubau von Kraftwerken, die 
Subventionierung von Einsparmaßnahmen usw.) zu fällen sind. Bei 
den anstehenden Entscheidungen können dann diejenigen Alternativen 
ausgewählt werden, die sich gegenüber Veränderungen der Annahmen 
als robust erweisen, mit anderen Worten: es soll die Entscheidung 
präferiert werden, die in einem möglichst weiten Bereich des An-
nahmenspektrums zu sinnvollen, akzeptablen Ergebnissen hinsicht-
lich der Erfüllung der energiepolitischen Ziele führt. 
Dieser Weg wird jedoch beim Energiekonzept der Grünen nicht be-
schritten. Es werden vielmehr zwei Szenarien vorgelegt, die sich 
nur im Ausmaß der zu erbringenden 'Energiedienstleistungen' unter-
scheiden. Das erste Szenario geht davon aus, daß Bevölkerungszahl, 
Lebensstandard, Wirtschaftsstruktur, Güterproduktion und Verkehrs-
leistung des Jahres 1979 erhalten bleiben. Andererseits entstehen 
erhebliche Mehrkosten für Energieeinsparungen und teure Energie-
träger (z. B. Bioenergien), denn der Gesamtumfang der vorgeschla-
genen Einsparungen ist bei heutigen und erwarteten Energiepreisen 
nicht wirtschaftlich (s. Kap. 5). Da diese Mehrkosten zu Lasten 
anderer Zwecke gehen, hat dies ein erhebliches Absinken des Le-
bensstandards zur Folge. Zudem führt ein Nullwachstum zu Arbeits-
markt- und Verteilungsproblemen, zumal zumindest für Teile der 
Bevölkerung der Lebensstandard als durchaus noch verbesserungswür-
dig angesehen werden kann. Die Bearbeiter des Konzepts halten 
jedoch bereits diese Variante für zu hoch und nicht wünschenswert. 
Beim zweiten Szenario wird ein Anwachsen verschiedener 'Energie-
dienstleistungen' unterstellt, z. B. Anwachsen der Wohnfläche um 
30 % und Erhöhung der Personenverkehrsleistung um ca. 20 %. Bei 
der Industrie würde zwar die Produktion von Investitionsgütern auf 
das 2,3-fache gesteigert, jedoch gleichzeitig die Produktion der 
energieintensiven Grundstoffindustrie abgesenkt, d. h. ins Ausland 
verlagert. Dabei bleibt die Produktion der Verbrauchsgüter - trotz 
des Anstiegs der Investitionsgüter - konstant auf dem Wert von 1979, 
so daß offenbar der Endverbrauch von Gütern nicht zunimmt. 
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Die Frage ist nun, ob durch diese zwei Szenarien das Spektrum der 
möglichen Entwicklung des Energieverbrauchs und seiner Deckung so 
umrissen ist, daß die weitgehenden Schlußfolgerungen des Energie-
programms der GrUnen, ohne Kernenergie, Erdöl und Erdgas auskommen 
zu können, energiepolitisch verantwortlich sind. 
Man kann leicht zeigen, daß durch modifizierte Annahmen, die min-
destens ebenso wahrscheinlich wie die in den Szenarien angenomme-
nen sind, die Ergebnisse sich stark ändern und die Schlußfolgerun-
gen der Grünen nicht mehr haltbar sind. 
Annahmen, die zu einem erhöhten Endenergiebedarf fUhren, sind 
z. B. im Bereich der Energiedienstleistungen: 
- ein Wachstum der verbrauchsgUterproduktion, 
- ein weniger starkes Absinken der Produktion der Grund-
stoffindustrie, 
- eine stärkere Erhöhung der im Fahrzeug zurUckgelegten 
Personenkilometer (allein von 1960 bis 1980, also in 
20 Jahren, stieg die Fahrleistung beim Individualverkehr 
um 190 % auf das 2,9 fache), 
- eine stärkere ErhBhung der Wohnfläche, verbunden mit einer 
energetisch ungUnstigeren Siedlungsstruktur (d. h. mehr 
Ein- und Zweifamilienhäuser), 
- Mehreinsatz von elektrisch betriebenen Maschinen in der 
Produktion. 
Hierzu wird auch im folgenden Abschnitt (zeithorizont der Unter-
suchung) Stellung genommen. 
Weitere wichtige Annahmen, deren variation zu entscheidenden Ände-
rungen des Energiebedarfs fUhrt, sind die bis 2030 erreichten Ein-
sparraten, die in beiden Szenarien gleiCh angenommen werden. 
In der Praxis hängt die DurchfUhrung von Energiesparmaßnahmen von 
den Rosten der Maßnahmen, den jetzigen und zukUnftig erwarteten 
Energiepreisen, dem zinssatz, den Präferenzen der Energieverbrau-
cher usw. ab. Insbesondere ergeben sich je nach Höhe der genannten 
Kosten und preise unterschiedliche Aussagen Uber die Wirtschaft-
lichkeit der verschiedenen Maßnahmen. 
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Da nun die Unsicherheiten über die Entwicklung z. B. von Energie-
preisen, Zinssätzen usw. sehr hoch sind, sind zwangsläufig auch 
Aussagen über Einsparraten, die sich ohne staatliche Zwangsmaßnah-
men durch 'eigenverantwortliches Handeln der Betroffenen einstel-
len', sehr unsicher. Dies gilt auch dann, wenn man in die Optimie-
rungsbetrachtungen die sogenannten 'volkswirtschaftlichen' bzw. 
'sozialen' Kosten (z. B. die Umweltbeeinträchtigung) mit einbe-
zieht. Entsprechend unsicher ist es, ob die in den Szenarien ge-
nannten Einsparraten erreicht werden. 
AuS dem Gesagten wird bereits plausibel, daß Szenarien, die zu 
einem deutlich höheren Energiebedarf fUhren, mindestens ebenso 
möglich und wahrscheinlich sind wie die zwei Szenarien des Ener-
giekonzepts. 
Die bewußte Außerachtlassung von Szenarien mit einem höheren Ener-
gieverbrauch und die bewußte Konzentration auf Niedrigenergiesze-
narien ist angesichts der 
schaf tl ich unzureichendes 
bestehenden Unsicherheit ein wissen-
und ungeeignetes 
dungshilfen für eine verantwortungsbewuBte 
Vorgehen, um Entschei-
Energiepolitik abzulei-
ten. Insbesondere dann, wenn - wie später noch gezeigt wird - das 
vorgeschlagene Energieversorgungssystem nicht in der Lage ist, 
einen Energiebedarf zu decken, der über dem der beiden Bedarfssze-
narien liegt. 
Nimmt man dennoch an, daß die vorgeschlagene Energiepolitik durch-
geführt würde, sich aber ein höherer Bedarf einstellt, so sind 
zwei Wege möglich, um den Bedarf an das Angebot anzupassen. Diese 
führen jedoch beide zu hohen volkswirtschaftlichen Nachteilen. 
Greift der Staat nicht lenkend ein, so wird sich in einem markt-
wirtschaftlichen Anpassungsprozeß der Preis für das knappe Gut 
Energie so lange erhöhen, bis der Bedarf auf das Maß des Ange-
bots reduziert ist. Dies führt gegenüber dem Fall eines ausrei-
chend zur Verfügung gestellten Energieangebots zu negativen Aus-
wirkungen auf Bruttoinlandsprodukt, Arbeitsmarkt und insbesonde-
re auf die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber Ländern, die eine an-
dere, ökonomisch orientierte Energiepolitik betreiben. 
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Versucht der Staat dagegen, durch Lenkungs- und zwangsmaßnahmen 
den Bedarf in bestimmten Bereichen (z. B. bei privatem Verkehr, 
Heizung) über das volkswirtschaftlich optimale Maß hinaus zu re-
duzieren, so kann dadurch unter Umständen der Bedarf an das vor-
handene Angebot angeglichen werden. Oie Erzwingung von Investi-
tionen in Sparmaßnahmen über das 'volkswirtschaftliche' Optimum 
hinaus bedeutet aber ebenfalls, daß Ressourcen bzw. Produktions-
faktoren, die sonst anderweitig genutzt werden könnten, der Ge-
sellschaft verloren gehen, so daß auch in diesem Fall die insge-
samt erzeugte 'Leistung' der Volkswirtschaft vermindert wird. 
Dadurch entstehen letztlich die gleichen negativen Auswirkungen 
auf Lebensstandard, Wettbewerbsfähigkeit usw. wie im erstgenann-
ten Fall. 
3.1.3 Der Zeithorizont der Unter ~ uchung 
Das Energiekonzept der Grünen gibt in den beiden Szenarien Werte 
für Energiebedarf und -versorgung für das Jahr 2030 an. Dieser 
Zeitpunkt wird begründet mit den 'langsamen Veränderungen im Ge-
bäudebestand'. 
Nun sind Aussagen über die Zukunft umso unsicherer bzw . spekulati-
ver, je weiter entfernt diese Zukunft ist. Dies scheint für das 
Szenario der Grünen zunächst von Vorteil zu sein: da nämlich die 
Unsicherheit von Aussagen über das Jahr 2030 so hoch ist, kann 
auch eine Annahme für diesen Zeitpunkt kaum wieder legt werden. Es 
ist daher - von Korrekturen abgesehen - auch kaum möglich, nachzu-
weisen, daß die in den Szenarien gemachten Annahmen, etwa zu den 
Einsparraten, technisch unsinnig sind. 
Dieser Vorteil stellt sich jedoch bei näherem Hinsehen sehr 
schnell als gravierender Nachteil heraus. 
Denn gerade die wachsende Unsicherheit der Annahmen - und damit 
verbunden die Unsicherheit der Ergebnisse - macht es im statisti-
schen Sinne umso unwahrscheinlicher, daß ein bestimmtes Szenario 
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fUr einen so langen Zeitraum von fast 50 Jahren auch tatsächlich 
eintrifft. Dies gilt umso mehr, als die unterstellten Zusammenhänge 
z. B. von volkswirtschaftlichen Größen und Annahmen über technische 
Gegebenheiten, Vorhandensein von Energieträgern, politische Struk-
turen, Verhalten und Zielen der Bevölkerung u. ä. im Jahre 2030 mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr gelten. 
Man denke etwa zurUck an das Jahr 1930. Wäre es damals denkbar ge-
wesen, Struktur und Höhe von Energieverbrauch und -versorgung fUr 
1980 auch nur einigermaßen genau vorherzusagen? (Otto Hahn fUhrte 
die erste Spaltung des Uran 235 im Jahre 1939 durch; noch 1930 
wurden weltweit 274 Mio t Erdöl pro Jahr gefördert, 1981 waren es 
2,9 Hrd t; die ölvorräte der welt wurden noch 1944 auf 9 Hrd t ge-
schätzt, Wert von 1981: 91,S Hrd t). 
Es wird deutlich, daß es innerhalb der nächsten 50 Jahre eine Fülle 
von technischen, technologischen, pOlitischen, wirtschaftlichen und 
sonstigen Änderungen geben wird, die heute prinzipiell nicht vor-
hersehbar sind und die nicht die Annahmen, sondern auch die im Sze-
nario implizit unverändert gelassenen Zusammenhänge verändern (sog. 
Strukturbrüche) . 
Die Wahrscheinlichkeit, daß Struktur und Höhe des Bedarfs und der 
Versorgung ganz anders aussehen als in den Szenarien angegeben, ist 
also bereits wegen des langen Zeithorizonts extrem hoch. 
Die ausschließliche Betrachtung des Jahres 2030 hat jedoch noch 
einen anderen gravierenden Nachteil. Ein Ziel des Konzepts ist ja 
die Empfehlung energiepolitischer Maßnahmen, die sich nicht nur auf 
das Jahr 2030, sondern bereits auf die nächsten Jahre und Jahrzehn-
te auswirken. FUr die energiepolitischen Entscheidungen, die jetzt 
zu treffen sind, ist es aber weniger wichtig, etwa den Energiebe-
dar~ im Jahr 2030 zu kennen, als vielmehr, den Bedarf in den näch-
sten Jahren zu befriedigen. Beispielsweise sind die Kraftwerke, die 
jetzt im Bau sind, bis zum Jahr 2030 längst abgeschrieben und 
größtenteilS auch stillgelegt. Entscheidungen über die Versorgungs-
struktur der nächsten Jahrzehnte werden daher durch die Aussagen fUr 
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2030 kaum berührt, vielmehr käme es auf die Zwischenwerte für die 
nächsten Jahre und Jahrzehnte an, wobei insbesondere die Ums tel-
lungszeiträume bei der Verwirklichung von Einsparungen zu berück-
sichtigen sind. 
Dies wird jedoch im vorgelegten Konzept versäumt (die auf S. 10 ge-
zeigte Energieverbrauchsentwicklung ist, da Begründungen, Berech-
nungen oder Berechnungsgrundlagen völlig fehlen, wohl nur als gra -
phische Verdeutlichung der Tendenz zu verstehen). 
Zusammenfassend kann folgendes Fazit gezogen werden 
1. Aus einern etwaigen Nachweis, daß die vorgeschlagene Energiever-
sorgung - ohne Kernenergie, Erdöl und Erdgas - mengenmäßig denk-
bar ist, darf auf keinen Fall geschlossen werden, daß sie auch 
die von den Grünen im Energieprogramm gesetzten Ziele erfüllt. 
2. Die unzureichende Variation der Annahmen bei den beiden Szenarien 
verhindert die Ermittlung von 'robusten' Entscheidungen d. h. 
solchen Entscheidungen, die bei dem denkbaren Spektrum der zu-
künftigen Entwicklungen, vor allem einem wahrscheinlich höheren 
Energiebedarf, die verschiedenen energiepolitischen Zielgrößen 
am besten erfüllen. Die Szenarien sind daher zur Empfehlung von 
Maßnahmen nicht geeignet. 
3. Durch den gewählten Zeitpunkt (2030) werden die Aussagen in 
hohem Maße spekulativ und unsicher. Da zudem Aussagen für die 
nähere Zukunft fehlen, ist das Konzept zur überprüfung und 
Empfehlung von jetzt durchzuführenden energiepolitischen Maß-
nahmen nicht geeignet. 
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3.2 Quantitative UberprUfung der Energieszenarien 
Bei der Ableitung der Szenarien fUr das Jahr 2030 wurden eine 
Reihe von Annahmen getroffen, die eine unterschätzung des gesam-
ten End- und primärenergiebedarfs und speziell des Bedarfs an 
flüssigen und gasförmigen Energieträgern bzw. an Strom zur FOlge 
haben. Besonders auffallend ist dabei die NichtberUcksichtigung 
des nichtenergetischen Verbrauchs, der knapp 10 % des Primär-
energieeinsatzes - und zwar in Form von Mineralöl - beansprucht. 
Beim Biomassepotential wurden die Daten des Öko-Instituts falsch 
interpretiert und zu hoch angesetzt. 
Bei der folgenden ÜberprUfung werden diese Kritikpunkte im 
einzelnen näher untersucht und erläutert. Auf die angenommenen 
Einsparfaktoren und Wachstumsraten soll nicht näher eingegangen 
werden. Es sei aber am Rande bemerkt, daß die Einsparfaktoren 
zumindest am oberen Ende des möglichen Spektrums dieser werte 
angesiedelt sind. Die Wachstumsfaktoren dagegen wurden relativ 
niedrig angenommen. Im besonderen fällt auf, daß die Grundstoff-
industrie im "Wachstumsszenario" stark zurUckgeht, wodurch auf 
Grund ihres bisherigen hohen Energieverbrauchs eine teilweise 
Kompensation der verbrauchszunahme der Ubrigen Sektoren erzielt 
wird. Versorgungs technisch gesehen hat das eine starke Importab-
hängigkeit von energie intensiven Grundstoffen und Halbfertigwa-
ren zur Folge. Der angenommene RUckgang der Grundstoffindustrie 
deckt sich auch nicht mit der Tatsache, daß zum Erreichen und 
zur Erhaltung der hohen Einsparpotentiale (Wärmedämmung) eine 
erhöhte chemische Produktion (z. B. Hartschaumstoffe) erforder-
lich sein wird. 
3.2.1 Energienachfrage 
Bei der Ableitung der Energienachfrage wurde vom sektoralen End-
ene~gieve~b~auch des Jah~es 1979 - g~Bßtentei1s aufgeteilt nach 
Nutzungen - ausgegangen. Die Grundaufteilung sowie die Einspar-
faktoren und Wachstumsraten sind orientiert an der Absicht, vor 
allem den Strombedarf, aber auch den Bedarf an flUssigen und 
gasförmigen Energieträgern drastisch zu senken. 
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Die Analyse der Ausgangsdaten der Grünen macht - die angenomme-
nen Einsparfaktoren, Wachstumsraten und sonstigen Annahmen ein-
mal unterstellt - eine Korrektur der Ausgangswerte von 1979 
erforderlich und führt als Folge davon zu einer Korrektur der 
Energienachfrage im Jahr 2030 um 20 % nach oben. In den folgen-
den Tabellen wird die durch diese und weitere Änderungen "korri-
gierte Fassung" jeweils der ~Ori9inalfassungh der Grünen gegen-
über gestellt. 
Tab. 3.2.1-1: Energienachfrage in Bayern im Jahr 2030, Original-
fassung aus dem Energieprogramm der Grünen und 
korrigierte Fassung auf der Grundlage der Daten 
der Grünen, in Mio t SKE /1,2,3,4,5,6,7,8,9,10/ 
Yedlnld) 
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Als wichtigste Nachfragegrö8e ist der nichtenergetische Ver-
brauch zusätzlich zu berücksichtigen, der den Einsatz von Koh-
lenwasserstoffen erforderlich macht. Bereits dadurch wird die 
vorgeschlagene Art der Bedarfsdeckung (Deckung des bisherigen 
Mineralöleinsatzes durch gasförmige und flüssige Produkte aus 
Biomasse) unmögliCh. 
Weiterhin ist auf die VernaChlässigung des landwirtschaftlichen 
Treibstoffbedarfs bei der Nutzung Licht und Kraft des Sektors 
Kleinverbraucher hinzuweisen, der ergänzend zu Angaben in der 
Literatur /4, 5/ auch direkt als Dieselkraftstoff im Sektor 
"sonstige Kleinverbraucher" in der bayerischen Energiebilanz 
ausgewiesen wird. Der aus Biomasse hergestellte Treibstoff (Bio-
gas), der nach dem Konzept der Grünen überwiegend aus Stallmist 
und Einstreustroh hergestellt werden soll, dürfte zuallererst 
zur Deckung des von den Grünen außer acht gelassenen, landwirt-
schaftlichen Treibstoffbedarfs eingesetzt werden, bevor an den 
- VOn den Grünen ausschließlich vorgesehenen - Einsatz für den 
privaten und gewerblichen Verkehr zu denken ist. 
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Der Raum- und Prozeßwärmebedarf der Haushalte, der bisher durch 
Stromeinsatz gedeckt wird, ist nicht berücksichtigt. Eine zu-
künftige Deckung durch direkten Kohleeinsatz, Fernwärme oder 
SOlarenergie ist nicht vorgesehen. 
Die NichtberUcksichtigung der genannten Nutzungen führt zu einer 
20 %-igen Unterschätzung des Energiehedarfs und zu einer abwei-
chenden Energieträgerstruktur. 
Als inkonsequent im Zusammenhang mit dem gewählten Modell muß 
die fehlende nisaggregation des Energiebedarfs der Industrie 
nach Nutzungen bezeichnet werden, die von uns aus Konsistenz-
grUnden zusätzlich vorgenommen wird. nabei wird der fossile und 
elektrische Prozeßwärmebedarf Uber die vorgesehenen wachstumsan-
nahmen fortgeschrieben, der Raumwärmebedarf wie das Wachstum der 
WohnfläChe und der Strombedarf fUr Licht und Kraft wie das ent-
sprechende Wachstum im Sektor Kleinverbraucher. Bei den Einspar-
raten werden tOr Licht und Kraft sowie elektrische Prozeßwärme 
die Werte des Sektors Kleinverbraucher Ubernommen, bei der fos-
sil erzeugten prozeßwärme die tUr die Industrie angegebenen 
Werte und beim Raumwärmebedarf wird ein RUckgang um 50 % ange-
nommen (verringerter Wert gegenUber Haushalten und Kleinverbrau-
chern auf Grund ungUnstigerer Möglichkeiten zur Wärmedämmung in 
der Industrie). DadurCh ergibt sich zwar keine Änderung der ge-
samten industriellen Energienachfrage, aber eine Änderung der 
Energieträgerstruktur, vor allem eine Korrektur des Strombedarfs 
nach oben. 
FUr die solare Niedertemperaturwärmeversorgung kommen hauptSäCh-
lich Ein-/Zweifamilienhäuser außerhalb von Fernwärmegebieten in 
Frage. In Fernwärmegebieten sollten zum Erreichen einer hohen 
Wärmedichte möglichst alle Gebäude an die Fernwärmeversorgung 
angeschlossen werden. Zur Ermittlung solarbeheizter Gebäude 
mußte eine zusätzliche Disaggregation der Wohngebäude in Ein-I 
Zweifamilienhäuser und Mehrfamilienhäuser vorgenommen werden. 
Die BerUcksichtigung der o.g. Gesichtspunkte fUhrt zu einer 
niedrigeren solaren Niedertemperaturwärmeerzeugung bei Wohnge-
bäuden als im Energieprogramrn der GrUnen vorgesehen. 
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Wirkungsgradänderungen durch unterschiedliche Bedarfsdeckungen 
bei den Endverbrauchern werden - wie im Energieprogramm der 
Grünen - nicht einbezogen. Es wird angenommen, daß sich Wir-
kungsgradverbesserungen bei den Endverbrauchern, z. B. durch 
Fernwärme und Solarenergie, durch die starke Reduzierung des 
Stromeinsatzes und durch den erforderlichen Einsatz von Wärme-
speichern (mit nicht unerheblichen Verlusten) kompensieren. 
Wirkungsgradänderungen dürften außerdem zum größten Teil in den 
Einsparfaktoren enthalten sein (z. B. Verkehr). 
Die entscheidenden Unterschiede zwischen der korrigierten Fas-
sung nach den Annahmen der Grünen und der Originalfassung erge-
ben sich daher nicht bei der Höhe der gesamten Energienachfrage, 
sondern in erster Linie bei den Nutzungen bzw. der Art der er-
forderlichen Endenergieträger (Tab. 3.2.1-2). In der korrigier-
ten Fassung erhält man einen erheblich höheren Bedarf an flUssi-
gen und gasförmigen Energieträgern und einen ebenfalls höheren 
Strombedarf. Der Hoch- und Niede rtemperaturwärmebedarf ist ge-
ringfügig niedriger. Die gesamte Energienachfrage liegt - ent-
sprechend Tab. 3.2.1-1 und 3.2 . 1-2 - um ca. 20 , höher. 
Tab. 3.2.1-2; Nutzungsorientierte Endenergienachfrage ein-
schließlich nichtenergetischem Bedarf nach dem 
Energieprogramm der Grünen in Bayern im Jahr 2030, 
in Mio t SKE 
KORRIGIERTE PASSUNG ORIGINALFASSUNG 
Stag- Wachs- Stag- Wachs-
nation t= nation t= 
Treibstoffe bzw. 
flUssige/gasförmige 
Energieträge~ 9,4 11,8 5,3 6,6 
Strom 3,8 6,0 3,4 4,4 
Hochtemperaturwärme 4,3 4,11) 3,8 4,6 1) 
Nieaertemperatur-
wärme 7,5 9,2 8,3 9,8 
Insgesamt 25,0 31,1 20,8 25,4 
1)Ca. 80 , des Prozeßwärmebed~rfs der Industrie bzw. der Klein-
verbraucher 
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Zusammenfassend ist zu bemerken, daß bei der Berechnung der 
Energienachfrage die gewählte Methode hinsichtlich der notwendi-
gen Disaggregation nicht ausreichend ist und daß mehrere Beiträ-
ge zur Energienachfrage vernachlässigt wurden, die den Einsatz 
flUssiger (und gasförmiger) Energieträger erfordern und deshalb 
zu einer Verfehlung der vorgegebenen Zielvorstellungen (ohne 
Mineralöl und Erdgas) führen. In diese Uberlegungen noch nicht 
einbezogen ist der Gesichtspunkt, daß aus der Vorgabe anderer, 
weniger extremer Annahmen eine wesentlich höhere Energienachfra-
ge resultieren würde. 
3.2.2 Energiebedarfsdeckung 
Im Rahmen dieser Oberprüfung - unter weitgehender Ausklammerung 
wirtschaftlicher Fragen - ist neben der Analyse des Zustandekorn-
mens des Bedarfs auch eine Uberprüfung der technischen Machbar-
keit der BedarfsdecKung, und hierbei in erster Linie die Analyse 
der angenommenen Umwandlungswirkungsgrade, erforderlich. Es han-
delt sich also um eine rein technische Machbarkeitsanalyse be-
züglich der Konsistenz der Angaben im Programm der Grünen. Dies 
ist methodisch als erster Schritt zu sehen, dem weitere Einzel-
analysen hinsichtlich Okonomie folgen. 
a) Wirkungsgrade 
Bei der vorgesehenen Deckung der Energienachfrage ist zunächst 
zu untersuchen, ob die angenommenen Umwandlungswirkungsgrade 
einer genaueren Oberprüfung standhalten können. 
Das auffallendste Merkmal bei der Energiebedarfsdeckung der 
Grünen ist die nach Abzug der Wasserkraft vollständige Strorner-
zeugung unter Anwendung der Kraft-Wärme-Kopplung mit einem 
Wirkungsgrad von 75 % (Strom 28 %. Wärme 47 %) . Da die Jahres-
profile des Strom- und Wärmebedarfs sehr unterschiedlich sind, 
ist zu untersuchen, ob eine vollständige Kraft-Wärme-Kopplung 
möglich ist und welcher Gesamtwirkungsgrad unter Einbeziehung 
dieses Sachverhalts und der Verteilungsverluste bei der Strom-
und Fernwärmeversorgung erreicht werden kann. 
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Zur Vereinfachung gehen wir davon aus, daß Wärmespeicher mit 
einer Kapazität von einem Tag bis zu mehreren Wochen vorhanden 
sind. Dadurch beschränkt sich die Analyse auf den jährlichen 
Verlauf der Monatsmittelwerte. Speicherverluste sind schwer 
abschätzbar und werden deshalb nicht in Rechnung gestellt. Da-
durch stellt sich das Gesamtergebnis günstiger als in Wirklich-
keit dar. 
Abb. 3.2.2-1 zeigt die normierten Monatsmittelwerte der elektri-
schen Leistung in den Jahren 1980/81. Wir gehen davon aus, daß 
diese Werte erhalten bleiben, obwohl der bisher für den Wärme-
markt eingesetzte Strom im Energieprogramrn der Grünen eingespart 
wird und sich dadurch ein noch gleichmäßigeres Jahresprofil er-
gibt. Die mittlere Leistung beträgt dann 88 , der Höchstleistung 
im Dezember bzw. Januar. Ausgegangen wird von einern gesamten 
Stromverbrauch von 5 Mio t SKE/a. Das entspricht in etwa einern 
Mittelwert aus Tab. 3.2.1-2. Die Stromerzeugung aus Wasserkraft 
wurde näherungsweise als konstant angenommen. Die Auswirkungen 
dieser Vereinfachung auf das Ergebnis dUrften durch die oben ge-
nannten, nicht berücksiChtigten Änderungen des Heizstrombedarfs 
mehr als kompensiert werden. Durch die Subtraktion der Stromer-
zeugung aus Wasserkraft (1,3 Mio t SKE) erhält man den Lei-
stungsverlauf der KOhlekraftwerke (s. Ordinate am rechten Bild-
rand). Bei der vollständigen Anrechnung der Wasserkraft wird 
außerdem vernachlässigt, daß ein Teil der Leistung in Speicher-
und Pumpspeicherkraftwerken anfällt und für diese Betrachtung 
nicht in Frage kommt, da diese Kraftwerke dringend zur Abdeckung 
der Spitzenlast benötigt werden (Spitzenlastkraftwerke auf Heiz-
öl- oder Erdgasbasis sind im Szenario nicht berÜCksiChtigt). 
Abb. 3.2.2-2 enthält den Verlauf der Wärmeleistung (schräg 
schraffierte Fläche). Die Anteile des Raumwärme- und Warmwasser-/ 
Prozeßwärmebedarfs (konstanter Grundanteil) werden bestimmt 
durch das Verhältnis der Werte im Jahr 2030. Die Heizwärrnelei-
stung verläuft proportional zur Differenz zwischen 15 · e (ange-
nommene Heiztemperaturgrenze) und dem Monatsrnittelwert der 
AUßentemperatur. Nicht einbezogen ist die verstärkte passive 
Solarenergienutzung in den übergangszeiten, die ein noch un-
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Abb. 3.2.2-1: Zeitlicher Verlauf der elektrischen Leistung 
(Monatsmittelwerte 1980/81) 
gleichförmigeres Leistungsprofil zur FOlge hätte. Auch die Ver-
ringerung der Zahl der Heiztage, mit der als Folge der starken 
Wärmedämmung durchaus gerechnet werden kann, würde zu einer Ver-
schärfung des Profils der Wärmeleistung führen. Der Mittelwert 
beträgt 50 % der Maximalwerte im Dezember bzw. Januar. 
Der unterschiedliche Verlauf zwischen Strom- und Wärmebedarf hat 
zur Folge, daß im Sommer und in den Dbergangszeiten in den Heiz-
kraftwerken ein Teil des Dampfes auf den Kondensator gefahren 
werden muß, oder daß neben den Heizkraftwerken zusätzliche 
Kraftwerke mit Kondensationsbetrieb vorhanden sein müssen~ Eine 
100 %-ig gekoppelte Strom- und Wärmeerzeugung ist also selbst 
beim Einsatz großer Speicher nicht mögliCh. Die Nutzungsgrade 
der Strom- und Fernwärmeerzeugung wurden demnach zu hoch ange-
setzt~ 
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Auf der Basis dieser Daten können die in Abb. 3.2.2-3 darge-
stellten Nutzungsgrade berechnet werden. 
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Im Energieprogramm der Grünen wird der als Obergrenze geltende 
Gesamtwirkungsgrad von 85 % (Strom 28 %, Wärme 57 %) auf einen 
ganzjährigen Nutzungsgrad von 75 % (verringerte Wärmeauskopp-
1un9) reduziert (s. Originalfassung). Der mittlere Verteilungs-
wirkungsgrad von Strom- bzw. Fernwärme mit 94 % bzw. 87 % fand 
keine Beachtung. Auf Grund der schwächeren Auslastung (geringere 
Stromverbrauchsdichte, Abnahme der Wärmedichte durch extreme 
Wärmedämmung) ist in Zukunft eher mit einer Verschlechterung als 
Verbesserung der Verteilungswirkungsgrade zu rechnen. 
Oie korrigierte Fassung geht von einem (relativ hohen) Gesamt-
nutzungsgrad von 80 \ (Strom 28 \. Wärme 52 \) aus (s. reine 
KWK). Durch teilweisen Kondensationsbetrieb steigt die Strornaus-
beute auf 30 %, während die Wärmeausbeute auf 35 , abnimmt (s. 
Sekundärenergie). Bei Einbeziehung der Verteilungsverluste kom-
men 28 % der Primärenergie als Strom und 30 % als Wärme beim 
Endverbraucher an. Es wird noch einmal darauf hingewiesen, daß 
diese Zahlen als Obergrenze zu werten sind, da verschiedene Ef-
fekte, vor allem die Verluste bei der Wärmespeicherung, nicht 
einbezogen sind. 
Bei ' vollständiger Kraft-Wärme-Kopplung (ausschließlicher Einsatz 
von Heizkraftwerken) können also maximal knapp 60 % statt - wie 
von den Grünen angenommen - 75 % als Gesamtnutzungsgrad ange-
setzt werden. 
Bei den übrigen Umwandlungsverfahren bestehen ebenfalls Unter-
schiede in der Beurteilung der Wirkungsgrade (Tab. 3.2.2-1). Die 
heute absehbaren Wirkungsgrade der Kohlehydrierung liegen zwi-
schen 50 und 60 %. Diese können sich durch Rückgewinnung bzw. 
bessere Nutzung der Prozeßenergie weiter verbessern. Für die 
Wasserkraft wird aus Gründen der Vergleichbarkeit, entsprechend 
den Energiebilanzen, der derzeitige Mittelwert für Wärmekraft-
werke angenommen. Die Verluste bei der Steinkohleförderung be-
tragen ca. 5 %. Durch zunehmende Teufe, Temperatur und Automati-
sierung nehmen diese in Zukunft eher zu als ab. 
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Tab. 3.2.2-1: Wirkungsgrade der Energieumwandlung bzw. -gewinnung, 
in , 
KORRIGIERTE ORIGINAL-
FASSUNG FASSUNG 
Steinkoh1e-
verflUssigung 55 40 
Stromerzeugung ,> 
aus Wasserkraft 38 100 
Biomasseum-
wandlung 45 40 
Steinkoh1e-
förderung 2 ) 95 100 
I)Substitutionstheorie (heutige Praxis) 
2)Mit weiterer Abnahme 1st wegen zunehmender Teufe, 
Bewetterung und Automatisierung zu rechnen 
b) Primärenergieeinsatz und -verbrauch 
Aus der Energienachfrage nach Abschnitt 3.2.1 und den abgeleite-
ten Wirkungsgraden kann der erforderliche Prlmärenergieeinsatz 
berechnet werden. Dabei ist die eingeschränkte VerfUgbarkeit der 
primärenergieträger zu beachten, die besonders in der Vorgabe 
des Verzichts auf Kernenergie, Mineralöl und Erdgas zum Ausdruck 
kommt. FUr die Energiebedarfsdeckung nach dem Konzept der GrUnen 
stehen deshalb ausschließlich (Stein)Kohle, Biomasse, Wasser-
kraft und solarenergie zur VerfUgung. 
Die Solarenergie wird eingesetzt zur Deckung des Niedertempera-
turwärmebedarfs der nicht in Fernwärmegebieten liegenden Ein-/ 
Zweifamilienhäuser und eines Teils des Warmwasser-/Prozeßwärme-
bedarfs der Mehrfamilienhäuser und Kleinverbraucher (Annahme 40 % 
(Rest Uberwiegend Fernwärme». 
Die Wasserkraft kann kaum noch ausgebaut werden. Das heutige 
Potential von 3,6/1,3 Mio t SKE/a (primär/sekundär) wird unver-
ändert fortgeschrieben. 
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Bei der Biomasse liegt die technische Obergrenze nach THIELE 
/11/ ohne zusätzlichen Anbau fUr energetische Nutzung (Legumino-
sen, FutterrUben) in der Bundesrepublik bei 30 Mio t SKE/a. Die-
ses potential haben wir, da die Annahmen umstritten sind, als 
technische Obergrenze berUcksichtigt, wenn auch in anderer Zu-
sammensetzung und unter Vernachlässigung von Wirtschaftlich-
keitsgesichtspunkten (s . bes . Abschnitt). Unter Einbeziehung der 
Relationen Bayerns zur Bundesrepublik fUr die Bevölkerung, die 
landwirtschaftlich genutzte Fläche und die Waldfläche erhält man 
in Bayern das im Vergleich zur gesamten Bundesrepublik über-
durchschnittliche Biomassepotential von 7,4 Mio t SKE/ a. Bei 
einem hoch angenommenen oberen Grenzwert für den Umwandlungs-
wirkungsgrad von 45 % (niedrige Variante 36 %) ergibt dies 3,3 
Mio t SKE/a Endenergie (2,3 Mio t SKE/a Bio- und Pyrolysegas, 
I Mio t SKE/a Methanol). Diese Energieträger sollen nach dem 
Konzept der Grünen ausschließlich fUr den privaten und gewerbli-
chen Verkehr eingesetzt werden . Es ist jedoch wahrscheinliche r, 
daß die landwirtschaftlichen Betriebe das Biogas aus wirtschaft-
lichen Uberlegungen zur Deckung des eigenen Wärmebedarfs und des 
Treibstoffbedarfs (ca. 0,8 Mio t SKE / a) nutzen und deshalb für 
den Verkehr nur ein geringer Oberschuß zur Verfügung steht. 
Die aufgrund des großen Flächenanteils relativ größeren Möglich-
keiten zur Biomasseproduktion und die hohe Stromproduktion aus 
Wasserkraft erklären sicherlich z. T. die Vorliebe der Grünen 
fUr das Land Bayern zur Demonstration eines Energieversorgung s -
konzepts unter ausschließlichem Einsatz von Steinkohle und Rege-
nerativen Energiequellen. 
Der Kohleverbrauch Bayerns lag 1979 bei 6 Mio t SKE. In eigener 
Förderung wurden 1,5 Mio t SKE Rohbraunkohle gewonnen. Die För-
derung lief im Jahr 1982 aus. 
Die Deckung der Energienachfrage nach . Abschnitt 3.2.1 unter Be-
rücksichtigung der ermittelten Verfügbarkeiten und Wirkungsgrade 
ergibt den in Abb. 3 . 2.2-4 dargestellten Primärenergieeinsatz . 
Die Darstellungsforrn ist analog zum bisherigen Vorgehen in Ab-
schnitt 3.2. 
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Beim Szenario "Stagnation" bzw. "Wachstum" liegt der primärener-
gieverbrauch in der korrigierten Fassung um jeweils ca. 30 bzw. 
3S % höher als in der Originalfassung. Der Kohleverbrauch ist 
mit 28 bzw. 39 Hio t SKE sogar ca. 110 bzw. 95 % höher als im 
Energieprogramm der Grünen. Der gesamte Primärenergieverbrauch 
liegt also trotz der extremen Annahmen, die keineswegs wirt-
schaftlich abgesichert sind, nur um ca. 28 bzw. 8 % unter dem 
Verbrauch von 1979 anstatt um ca. 44 bzw. 32 %, wie von den 
GrUnen berechnet. 
c) Der hohe Kohlebedarf und seine Auswirkungen 
Die Höhe des erforderlichen Kohlebedarfs kann anhand des Anteils 
an der Primärenergie und der Steigerungsraten gegenüber 1979 be-
urteilt werden. Ein noch besserer Maßstab ist der auf die Bun-
desrepublik umgerechnete Bedarf, da hier Erfahrungen hinsicht-
lich der erzielbaren Förderhöchstleistung vorliegen. Dieser Ver-
gleich wird gerechtfertigt durch die Tatsache, daß das Land 
Bayern keine völlig von der Bundesrepublik abgekoppelte energie-
politische, wirtschaftliche und ökologische Entwicklung herbei-
fUhren kann. 
In Abb. 3.2.2-5 ist der KOhleverbrauch Bayerns und der Bundesre-
publik angegeben. FUr Bayern bedeutet die Energieversorgung nach 
dem Energieprogramm der GrUnen (korrigierte Fassung) eine Erhö-
hung des KOhleverbrauchs um den Faktor 4,8 bis 6,7. Der Anteil 
an der Primärenergie beträgt ca. 70 %. Diese Erhöhung ist mit 
erheblichen Strukturänderungen im Umwandlungs-, Infrastruktur-
und Endverbraucherbereich sowie mit einschneidenden Komfortmin-
derungen und Umweltauswirkungen verbunden. Bayern selbst besitzt 
nach der Auskohlung der Braunkohle-Tagebaustätten bei Schwandorf 
keine eigenen Kohlelagerstätten mehr. Der gesamte Bedarf mUßte 
daher aus dem Ruhrgebiet oder dem Saarland unter überdurch-
schnittlicher Kostenbelastung filr ein revierfernes Land impor-
tiert werden. 
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Abb. 3.2.2-5: Kohleverbrauch nach dem Energieprogramm der GrUnen 
(korrigierte Fassung), in Mio t SKE 
Rechnet man den konsequent nach den Zielvorstellungen der Grünen 
ermittelten primärenergiebedarf Bayerns (korrigierte Fassung) auf 
die Bundesrepublik um, dann erhält man nach Abzug der regenerativen 
Energieträger einen Kohleverbrauch von 225 bis 300 Mio t SKE/a. Die 
derzeitige Steinkohle förderung mUßte bei ungefähr konstant blei-
bender Braunkohleförderung - auf ca. 185 bis 260 Mio t SKE/a (Fak-
tor 2,1 bis 3,0) gesteigert werden. Die Förderhöchstleistung lag im 
Jahr 1957 bei ca. 150 Mio t SKE/a. Da der Abbau durch größere Teu-
fe, Temperatur, Methangasdruck usw. zunehmend schwieriger wird, 
dUrfte nicht einmal diese bisherige Höchstmarke zu erreichen sein. 
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Auch die ökologischen Auswirkungen für ein begrenztes Gebiet sind 
bei einer derartig hohen Förderung nicht mehr akzeptabel. Hinzu 
kommt im Hinblick auf die Sozialstruktur, daß die Arbeitsbedingun-
gen unter Tage auch bei stark verbesserter Abbautechnik immer noch 
extrem hart sind. Der hohe Ausländeranteil unter Tage unterstreicht 
dies nachhaltig_ An dieser Situation wird sich auch in Zukunft nur 
wenig ändern. Die Steinkohlevorräte der Bundesrepublik hätten bei 
diesem Versorgungskonzept nur noch eine Reichweite von weniger als 
100 Jahren. Bei einer so starken Ausweitung der Förderung wäre mit 
einer erheblichen Steigerung der KOhlepreise bzw. -kosten zur rech-
nen. 
Eine Energiebedarfsdeckung nach den Vorstellungen der Grünen ist 
daher sowohl für Bayern als auch die Bundesrepublik allein schon 
auf Grund technischer Restriktionen - ohne die genaue Analyse 
ökonomischer und ökologischer Gesichtspunkte und Probleme durch 
die Art der Bedarfsdeckung - auszuschließen. 
- 40 -
Literatur zu Kap. 3 
/1/ Oie GRONEN, Landesverband Bayern: Energieversorgung fUr 
Bayern ohne Atomenergie und Erdöl. Ein Konzept des landes-
weiten Arbeitskreises Energie der bayerischen GRONEN 
/2/ Energiebericht Bayern 1980, herausgegeben vom Bayerischen 
Staatsministerium fUr Wirtschaft und Verkehr, Dezember 1981 
/3/ Energieprogramm 1980 fUr Bayern, herausgegeben vom 
Bayerischen Staatsministerium fUr Wirtschaft und Verkehr, 
Juli 1980 
/4/ Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen (AGF): 
Ausbau von Sekundärenergiesystemen in der Bundesrepublik 
Deutschland, Kurzfassung, Band 1-3 
Studie im programm Angewandte Systemanalyse (ASA) , 
ASA-ZE 26/80, 18/80, 19/80, 20/80, R~ln, Januar 1981 
/5/ Reents, H.: Die Entwicklung des sektoralen End- und Nutz-
energiebedarfs in der Bundesrepublik Deutschland, 
Dissertation, JUlich 1977 
/6/ statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 1982 fUr 
die Bundesrepublik Deutschland, Wiesbaden 1982 
/7/ Statistisches Bundesamt: 1 %-Wohnungsstichprobe, Heft 2, 
Ausgewählte Strukturdaten, stuttgart/Mainz 1978 
/8/ ZukUnftige Rernenergiepolitik, Rriterien-M~glichkeiten­
Empfehlungen, Bericht der Enquete-Kommission des deutschen 
Bundestages (einschließlich Materialbänden), Bonn 1980 
/9/ vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) e.V.: Die 
~ffentliche Elektrizitätsversorgung im Bundesgebiet 1980 
1101 
1111 
- 41 -
vereinigung deutscher Elektrizitätswerke (VDEW) e.V.: 
Wärme 2000 - Die volkswirtschaftliche Bedeutung der 
elektrischen Energie auf dem Wärmemarkt, Frankfurt 1980 
J. Thiele: Möglichkeiten der Biomassenutzung in der 
Bundesrepublik, Technische Berichte zur Energiestudie 
des Öko-Instituts, Freiburg 1980 
- 43 -
4 Analyse von Teilaussagen des Energieprogramms der Grünen für 
Bayern 
Die GrUnen haben bei den eingesetzten Komponenten des Energie-
systems eine Auswahl getroffen, die nach ihrer Ansicht die Krite-
rien ökologie, Sozialverträglichkeit, Handlungsfreiheit usw. am 
besten erfüllt. Auf die sonst übliche, vorrangige Behandlung öko-
nomischer Kriterien wird verzichtet. Im folgenden wird eine Beur-
teilung der vorgesehenen Systemkomponenten vorgenommen. 
4.1 Kohleeinsatz 
Der Einsatz von Steinkohle wird von den Grünen für die direkte 
Nutzung in Kesseln und Öfen, zur gekoppelten Strom- und Fernwärme-
erzeugung und in begrenztem Umfang zur Kohleveredelung vorgesehen. 
4 . 1.1 Direkter Kohleeinsatz 
Im Energieprogramm der Grünen für Bayern wird ebenso wie in ande-
ren Energieprojektionen der Grünen /1,2/ davon ausgegangen, daß 
der nicht-elektrische Prozeßwärmebedarf der Industrie ausschließ-
lich durch KOhle gedeckt werden kann. 
Gegen dieses Konzept sind erhebliche Bedenken angebracht. Schon im 
Jahr 1950, als der Kohleanteil am höchsten war, wurde z. T. Öl, 
vor allem aber abgeleitetes Gas (Kokerei- und Gichtgas) in der In-
dustrie eingesetzt. In der Zwischenzeit sind die Produktionsver-
fahren erheblich verbessert worden. Oie Produktivität ist stark 
gestiegen. Dieser Fortschritt ist z. T. gekoppelt an den Einsatz 
flexiblerer Energieträger. Ohne den Einsatz von Öl und Gas wäre 
auch ein großer Teil der heute angewandten Verfahren nicht durch-
fUhrbar. Bei ausschließlichem Kohleeinsatz wäre zudem mit Wir-
kungsgradverschlechterungen bzw. mit zunehmendem spezifischen 
Energieverbrauch zu rechnen. 
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Tab. 4.1.1-1 zeigt den heutigen 01- und Gaseinsatz verschiedener 
Industriesektoren. Die Anteile liegen zwischen 45 und 65 %. In 
einigen Sektoren betrug der Öl- und Gasanteil zusammen bereits im 
Jahr 1950 20 ,. 
In der Spalte "Bemerkungen" sind Nutzungen angegeben, bei denen 
auf Öl- oder Gaseinsatz ohne erhebliche EinSChränkungen der Pro-
duktionsverfahren bzw. des -betriebs nicht verzichtet werden kann. 
Im Bergbau werden als Minimum flir den öleinsatz ca. 15 , erwartet. 
Beim Einsatz von Gas ergeben sich erhebliche vorteile. Die Unter-
grenze fUr diesen Energieträger ist nicht angegeben /3/. 
Tab. 4.1.1-1: öl- und Gaseinsatz in verschiedenen industriellen 
Bereichen, in , des Endenergieverbrauchs 
Ga. 01 Bemerkungen 
Bergbau 20 '0 - 15 , öl_ H1nlmWII 
- ca.: Vorteile be1%:1 
Einsatz 
MetAllen. 30 15 
Steine- und 
Erden-Industrie 25 50 
Chemische 20 30 - 01 nicht voll-
Industrie stllnd19 ereetz-
bAr 6 da energt!:-
tische und nicht-
enerljetlache 
Nut~un9 teilweise 
gekOPpelt (Telle 
der ölfraktion 
energetisch ver-
wendet) 
Metallverarbeltung 15 So 
FAhrzeugbau 25 35 - GAs fUr Produk-
tion.zwecke (z .B. 
SchJUieden und 
GieBen) 
Maschinenbau 20 50 - Ga. ersetzt im 
Proze8w.!l.rmebe-
reich tU und 
•• T. Strom 
Ho1z-, Papier- und 
Drucldnduatrie '0 55 
Nahrunglm1ttelln-
du.trie '0 '0 
Textl11nduatrle 15 50 
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In der Steine- und Erden-Industrie wird der Ablauf energieintensi-
ver Prozesse durch die einfache Handhabbarkeit des Erdgases erheb-
lich erleichtert und verbessert. Ein Verzicht auf Erdgas hätte 
Produktivitätsrückschritte zur Folge. 
In der chemischen Industrie sind energetische und nichtenerge-
tische Nutzungen oft gekoppelt . D. h., daß Teile der Ölfraktion 
für nichtenergetische Zwecke und der Rest direkt für energetische 
Verwendungen eingesetzt werden. 
Im Fahrzeug- und Maschinenbau wird Gas für Produktions zwecke 
(z. B. Schmieden und Gießen) eingesetzt und ist allenfalls durch 
Strom zu ersetzen. 
Ein 100 '-iger Kohleeinsatz beim Prozeßwärmebedarf der Industrie 
ist nur m8g1ich, wenn starke Produktivitätsrückschritte in Kauf 
genommen, Produktionsverfahren aufgegeben und eine Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen toleriert wird. Alle diese Einschrän-
kungen und Rückschritte haben zur Folge, daß ein Kohleeinsatz bei 
vielen Verfahren nicht sinnvoll ist. Darüber hinaus entstehen noch 
in vielen Fällen erhebliche Kostennachteile. 
Bei den Kleinverbrauchern gibt es hauptsächlich zwei Bereiche, die 
nicht ohne flUssige (oder evtl. gasförmige) Brennstoffe auskommen 
können. Im Baugewerbe ist öl für die Versorgung nicht stationärer 
Maschinen bereitzustellen. Bei stationären Maschinen dUrfte haupt-
sächlich Strom verwendet werden. Entsprechendes gilt für die Land-
wirtschaft. 
Im Haushaltssektor (Wohngebäude) ist bei starker Wärmedämmung und 
demzufOlge niedrigen Verbrauchswerten aus technischen und wirt-
schaftlichen Gründen kaum mit dem Einsatz automatischer Kohlehei-
zungen zu rechnen. Auch eine Rauchgasreinigung oder die Anwendung 
der Wirbelschichtfeuerung kommt bei kleinen Anlagen kaum in Be-
tracht. Deshalb ist der direkte Kohleeinsatz bei Haushalten zur 
Deckung des Raumwärmebedarfs mit HandhabungsnaChteilen, Staub- und 
SChmutzbelastungen sowie Luftverunreinigungen verbunden. Die Emis-
sionen haben, verglichen mit Großanlagen, erheblich höhere lmis-
sionswirkungen. 
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Fazit: In Studien und Energieprogrammen der Grünen findet man im-
mer wieder den Vorschlag, für die Wärmeerzeugung (neben der Kraft-
Wärme-Kopplung une Solaranlagen) die Steinkohle als einzigen Ener-
gieträger einzuse ~ Len. In der Industrie ist dies bei der Nutzung 
moderner Produktionsverfahren mit hoher Produktivität nicht mög-
lich. Für den Kohleeinsatz geeignet sind lediglich Dampferzeuger 
und ein Teil der 6fen. Ca. ein Drittel der einzusetzenden fossilen 
Energieträger muß daher auch in Zukunft gasförmig oder flüssig 
sein. 
Automatische Kohleheizungen sind für stark wärmegedämmte WOhnge-
bäude (z . B. Ein- und Zweifamilienhäuser) wegen der relativ hohen 
Investitionskosten aus wirtschaftlichen Gründen nicht geeignet. 
AUßerdem sind die zusätzlichen Emissionen bei Kleinanlagen auf 
wirtschaftliche Weise nicht zu reduzieroen. 
4.1.2 Kraft-Wärme-Kopplung 
Der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung ist eines der wiChtigsten Zie-
le der Grünen. Dies bezieht sich sowohl auf Heizkraftwerke (Fern-
wärme) als auch auf Slockheizkraftwerke ("Nahwärme"). Seide extrem 
einzusetzenden Ausbauvarianten werden z. T. von unrealistischen 
bzw. widersprüchlichen Zielvorstellungen getragen, die in diesem 
Abschnitt überprüft werden. 
a) Fernwärmeversorgung aus Heizkraftwerken und Heizwerken 
Der folgende Abschnitt befaßt sich mit der gekoppelten Strom- und 
Fernwärmeerzeugung bei Dampfkraftprozessen {gröBere Anlagen}. Das 
Konzept der Grünen wird unter den GesiChtspunkten Erzeugungs-
kosten, zu wählender Energieträger, Anteil der Kraft-Wärme-Kopp-
lung und Speicherung untersucht. 
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In Bayern wurden im Jahr 1982 in Heizkraftwerken nur 23 % Stein-
kohle eingesetzt. Der Anteil flüssiger und gasförmiger Brennstoffe 
in Heizwerken belief sich auf 85 %. Das bedeutet, daß bis zu einem 
ausschließlichen KOhleeinsatz erhebliche Strukturänderungen und 
damit Investitionen erforderlich sind . 
In Mittellastkraftwerken ist der Steinkohleeinsatz kostengünstiger 
als der Öl- oder Gaseinsatz. Die Vorteile der Steinkohle 
hinsichtlich der Versorgungssicherheit sollen hier nur am Rande 
erwähnt werden. Da Heizkraftwerke ebenfalls in diesem Lastbereich 
(untere Mittelast) gefahren werden, ist die Steinkohle auch für 
den Einsatz in Heizkraftwerken der kostengünstigste Energieträger. 
Da Strom ohnehin gebraucht wird und gegenüber der Fernwärme die 
hochwertigere Energieform ist (große exergetische Unterschiede, 
Stromeinsatz zur Erzeugung von Licht und Kraft), werden die Fern-
wärmeerzeugungskosten nach dem thermodynamischen Verfahren be-
stimmt. Das heißt, daß nur die Kosten der Fernwärmeerzeugung 
angelastet werden, die im Vergleich zur Kondensationsstromerzeu-
gung zusätzlich entstehen. 
In Tab. 4.1.2-1 sind die Daten für ein typiSChes Heizkraftwerk und 
ein Mittellastkraftwerk - jeweils mit Steinkohleeinsatz - gegen-
übergestellt. 
Tab. 4.1.2-1: Technische und ökonomische Daten zur Berechnung der 
Fernwärmeerzeugungskosten aus Kraft-Wärme-Kopplung1 ) 
/ 5, 6, 7, 8/ at.dnkgbl.n.1&~ 1 t..LnkCllll.-
Ir.uft.w.rlr. kr.few.rk 
, 1AlIt..nq .. . ..
1*.1' ... t to 
, 
, el.ktr. Wlrk ... 9S~ " 17.4 'lud I ' ) 
) WI.~lrt ... W-- " -OJr.d 1'1 
• Spelt. lny, .. t.itlo ... ~ »00 "00 
kosten 1 DKa lJJl ) 
• Invtetltlo nlebh. 
, 
• IfQIun C\f. ) 
• OkonoaJ.lehe Leben.~ '0 '0 ~~, ,., 
, Re.l.r ZIn.e.tl< ,., • • , rl_ ltD.t.n 
C~lCkWd··11 m '" 
1) Zur besseren Anschaulichkeit wurde inflationsbereinigt ge-
rechnet (real konstante Investitionskosten, Verwendung des re-
alen Zinssatzes). Dadurch ergeben sich - bezogen auf das erste 
Betriebsjahr - etwas niedrigere fixe Kosten als bei nominaler 
Rechnung. 
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Es wird ein 50 MWel-Heizkraftwe rk mit einem 650 MWel-Mittel-
last-Kondensationskraftwerk verglichen. Die Stromeinbuße beträgt 
1 Einheit pro 5,5 Einheiten Fernwärme. In den spezifischen Inve-
stitionskosten sind Investitionen zur Rauchgasentschwefelung ent-
halten . Oie jährlich anfallenden, investitionsabhängigen Kosten 
sind beim kleineren Heizkraftwerk größer. 
Es ergeben sich fixe Kosten von ca. 420 DM83/ (kWe l·a) beim 
Heizkraftwerk und von ca. 290 DM83/(kWel"a) beim Mittel-
las tkraftwerk. 
Die Fernwärmeerzeugungskosten enthält Tab. 4.1.2-2 . 
Tab. 4.1.2-2 : Kosten der Fernwärmeerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopp-
lung (Pf83/ kWh1» 15, 6, 7, 81 
Steinkohlehei z.- SteinkOhle=it~el- Differ enz 
kraftwerk l astkra ftwe rk 
19 83 2030 1983 2030 19 83 2030 
1 Fixe Kosten 422 422 293 29 3 
V IDHe/(XWe 1 oa» 2 Aus lastWl g 4 500 4500 4 500 4500 (h/al 
3 Fi xe Kos t en 9, 4 9, 4 6,5 6 , 5 2 , 9 2 ,9 
4 Ene rgieko s ten 12, t 18, 8 9 , 1 14. 1 3,0 4,7 
5 Sons t ige variabl e 0, 7 0,8 0 , 7 0,8 - -
Kosten 
6 Strombezogene Er- 22. 2 29 ,0 16 ,3 2 1,4 5 , 9 7 , 6 
zeugun gskos t e n 
7 Fe m .... ärmee rze u9UDgs - /' V l/ ~ 3 , 22 ) 4 .02 ) kosten 
1 ) 
2jSOfern keine ande ren Angaben 
Durch umrechnung von St rom- a uf W4rmeausstoB 
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Bei den Steinkohlepreisen wurde zwischen 1983 und 2030 eine reale 
Zunahme um zwei Drittel unterstellt. In den sonstigen variablen 
Kosten sind die variablen Kosten der Rauchgasentschwefelung ent-
halten. Damit ergeben sich FernwärmeerzeugungsKosten in Höhe von 
3,2 Pf83/kWh für 1983 und 4,0 Pf83/kWh für 2030. Die Fern-
wärmeerzeugungsKosten verhalten sich also trotz steigender Ener-
giekosten relativ stabil. 
Welcher Anteil des Wärmebedarfs und der erzeugten Energie soll nun 
durch Heizkraftwerke abgedeckt werden? 
Durch die Auswertung der Jahresdauerlinie des Wärmebedarfs stellt 
man fest, daß Kapazitäten oberhalb eines Grundlastanteils von ca . 
60 , der erforderlichen Wärmeleistung nur noch eine sehr geringe 
Auslastung haben (ca. 200 h/a). 
Es ist nicht sinnvoll, hier kapitalintensive Erzeugungssysteme 
einzusetzen. Als Alternative bieten sich Spitzenkessel (Heizwerke) 
und Speicher an. 
Die Daten für Heizwerke enthält Tab. 4.1.2-3. 
Tab. 4.1.2-3: Kosten der Fernwärmeerzeugung aus Heizwerken 
(Pf83/kWhl)) /6,7,8/ 
Beizwerk mit Schwer- Be izwerk mit Steinkohle 
ölfeuerung feuerung 
1983 20)0 1983 2030 
1 Fixe Kosten 20 20 55 55 (DMel (KW-",) 1 
2 Auslastung 20002) 4002) 400 2 ) 4002 ) 
(h/a) 
3 Fixe Kosten 1.0 5,0 13,8 13.8 
4 Variable Kosten 4.8 9 .5 4.0 6.2 
5 su .... 5,8 14,5 17 .8 20 
l)Sofern keine onderen Angaben 
2) Einschließlich Revision des Heizkraftwerks 
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Die investitionsabhängigen (fixen) Kosten sind bei Steinkohlekes-
seln erheblich höher als bei Ö1- oder Gaskesseln. Die in Zukunft 
notwendige Entschwefelung sorgt bei diesen Anlagen für erhebliche 
Datenunsicherheiten. Bei Kohlekesseln dürfte der Einsatz von Wir-
belschichtfeuerungen zur Einhaltung der Umweltauflagen notwendig 
werden. Die Erzeugung von "Spitzenwärme" in Heizwerken ist deutlich 
teurer als die Erzeugung von "Grundwärme" in Heizkraftwerken. KOhle-
befeuerte Spitzenkessel verursachen allerdings wesentlich höhere 
Erzeugungskosten als schwerölbefeuerte. 
Welcher Heizkraftwerksanteil bei der Fernwärmeerzeugung ist nun 
optimal? Bezogen auf das Jahr 1983 läge das Optimum für die Kombi-
nation Steinkohleheizkraftwerk mit Schwerölheizwerk bei einer Lei-
stungsaufteilung von 50/50 (Heizkraftwerk zu Heizwerk). Für die 
übrigen Kombinationen ergibt sich eine Leistungsautteilung 60/40. 
Der tatsächliche Ausbauzustand 1983 ist verschoben in Richtung 
eines zu hohen Heizwerkanteils. Es besteht noch ein Nachholbedarf 
an Heizkraftwerken. 
In Tab. 4.1.2-4 sind die Kosten für die Deckung der Leistungsspit-
zen gegenübergestellt. Dabei liegen die Kosten der Heizwerke durch-
weg niedriger als die des Heizkraftwerks. Es zeigt sich, daß stein-
kohlebefeuerte Heizwerke gegenüber steinkohlebefeuerten Heizkraft-
werken nur geringe Kostenvorteile aufweisen und daß es sinnvoller 
ist, ölbefeuerte Heizwerke zur Deckung der Leistungsspitzen einzu-
setzen. 
Tab. 4.1.2-4: Fernwärmeerzeugungskosten zur Abdeckung der Leistungs-
spitzenl ) (PfS3/kWh ) 
1983 2030 
Ste1nkohleheiz- 19,0 20,1 kraftwerk 
SchwerOlhelz- 10,8 14,5 
werk 
Steinkohleheiz- 17,8 20.0 
werk 
1) AuslastWlq 400 h/a. LeistWlqsanteil 40 \. Enerqie-
anteil 10 \ 
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Neben der Deckung der Spitzenlast durch Heizwerke ist auch der 
Einsatz von Speichern denkbar . Ist nun die Wärmespeicherung in dem 
von den Grünen vorgesehenen Ausmaß durchführbar? 
Die Nutzung von KurzzeitWärmespeichern kann unter bestimmten Vor-
aussetzungen bereits heute zweckmäßig sein. Sie werden teilweise 
schon eingesetzt. Neben der Behälterspeicherung wird auch die 
ROhrnetzspeicherung, z. B. zur Verminderung der morgendlichen An-
heizspitzen, angewandt. Durch Anhebung der Vorlauf temperatur ist 
es möglich, die morgendliche Anheizspitze voll auszugleichen. 
Anders verhält es sich dagegen mit Wochen- und saisonalen Spei-
chern, die nach Meinung der Grünen dazu beitragen könnten, daß auf 
Heizwerke in Zukunft verzichtet werden kann . Dazu kommen einerseits 
drucklose Zylindergroßtanks und andererseits Speicherseen in Frage. 
Nach heutigen Daten müssen zum Erreichen der Wirtschaftlichkeit 
die spezifischen Investitionskosten zwischen 8 und 15 DM/m 3 liegen 
/9/. Sie liegen aber, wie aus Tab. 4.1.2-5 ersichtlich, bei Spei-
cherseen zwischen 40 und 65 DM/rn 3 und bei Zylindergroßtanks zwi-
schen 90 und 170 DM/ rn3 • Der Speichersee nimmt beträchtliche Aus-
maße an und stellt einen erheblichen Eingriff in die Umwelt dar. 
Die Speicherverluste sind relativ hoch. Der kapitalabhängige An-
teil der Speicherkosten (fixe Kosten) ist schwer abzuschätzen, da 
er von der Zahl der Aufladungen pro Jahr abhängt. Er wurde deshalb 
innerhalb eines Streubereichs vorgegeben. Die aus Speichern ent-
nommene "Spitzenwärme" kostet demnach, grob gerechnet, zwischen 
ca. 15 und 35 PfS3!kWh. Bei ZylindergroBtanks sind die Kosten für 
Auffangbecken und Vorfluter und bei Speicherseen für Maßnahmen zum 
Schutz des Grundwassers nicht enthalten. 
Fazit: Für die Fernwärmeerzeugung aus Heizkraftwerken sollte aus 
Gründen der Wirtschaftlichkeit und Versorgungssicherheit Steinkoh-
le eingesetzt werden. AUßerdem ist die Fernwärmeauskopplung aus 
steinkohlebefeuerten Kraftwerken, die bisher im Kondensationsbe-
trieb Mittellaststrom erzeugten, grundsätzlich möglich. Die Fern-
wärmeerzeugungskosten sind infolge der thermodynamischen Bewertung 
relativ niedrig und nehmen nur schwach zu . Eine vollständige Fern-
wärmebedarfsdeckung mit Kraft-Wärme-Kopplung ist weder heute noch 
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Tab . 4.1.2-5: Daten von Wochen- bzw. saisonalen Wärmespeichern 
/7,8,10/ 
Zylinder~oßtanksl) Speichersee2) 
(80. ()C() r;z und darOber) (4 m x 320 m x 320 111 ) 
198 3 2030 1983 2030 
Investitlonskosten 
(OM8lm3 ~ 90 - 1703) 40 - 6S 4 ) 
Nutzungsgrad 
(\ l 70 - 90 50 - 75 
Fixe Kosten 10 - 30 10 - 30 10 - 20 10 - 20 (Pfe/kWhI 
Energiekosten 
ca. l ca . S ca. S ca. 7 
(Pfe/kWh) 
Summe 
13 - 33 15 - 3S IS - 25 17 - 27 (PfalkWh) 
1) SpeidlerfA.hlgkeit: < 2 , des W!rmeverbrauchs+ Wochen- bis saisonaler speicher 
2) Speicherfähigkeit : _5 \ des WSrmeverbrauchs .. saisonaler Speicher 
3) ohne Auffangbec:ken und Vorfluter 
4) ohne besonderen Grundwasserschutz 
in Zukunft sinnvoll. Zur SpitzendecKung sollten ölbefeuerte Heiz-
werke herangezogen werden. Mit dem Einsatz von saisonalen Spei-
chern kann aus Kostengründen in absehbarer Zelt nicht gerechnet 
werden. Die SpeiCherverluste und die Eingriffe in die Umwelt sind 
nicht vernachlässigbar. Würde man daher den Ausbau der Fernwärme-
versorgung, wie im Energieprogramm der Grünen vorgeschlagen, 
durchführen, dann würden erhebliche Investitionsmittel verschwen-
det. Dies würde zu einer weiteren VerSChlechterung der trotz Sub-
ventionen wirtschaftlich schwierigen Situation der Fernwärmever-
sorgung fUhren. 
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b) Nahwärrneversorgung aus Blockheizkraftwerken (BHKW) 
Als weiteres, energiepolitisch wichtiges Ziel verfolgen die Grünen 
den Einsatz von Blockheizkraftwerken in Ballungsgebieten (außer-
halb der Kernzonen). Beim Einsatz von BHKW sind jedoch eine Reihe 
technischer, ökonomischer und ökologischer Gesichtspunkte zu be-
achten. 
Da nach den Zielvorstellungen der Grünen kein Mineralöl eingesetzt 
werden soll, muß der Anschluß an das Gasnetz möglich sein. 8io-, 
Klär- oder Pyrolysegas haben ein zu geringes Potential und sind 
nicht verfügbar, da sie vOllständig im Verkehrssektor eingesetzt 
werden sollen. Der dann erforderliche Erdgaseinsatz wird von den 
Grünen aber nicht vorgesehen und nicht gewünscht. 
BHKW-Strom muß aus Erdgas erzeugt werden und ersetzt dann Strom, 
der bisher vor allem aus Steinkohle hergestellt wurde. Aus Gründen 
der Versorgungssicherheit und der voraussichtlichen Kostenentwick-
lung ist diese Zielsetzung und Planung als problematisch zu be-
zeichnen. 
Die hauptsächlichen Schwierigkeiten eines groß angelegten Ein-
satzes von BHKW sind jedoch ökonomischer Art. Die Investitions-
kosten eines BHKW sind im Vergleich zu einer konventionellen Hei-
zung deutlich höher. Dadurch verlängern sich die KapitalrückfluB-
zeiten erheblich und die MögliChkeiten, sich an veränderte Situa-
tionen anpassen zu können, verschlechtern sich. 
Abb. 4.1.2-1 zeigt den Preis der im Heizwerk (HW) und im BHKW er-
zeugten Wärme sowie die zur Wirtschaftlichkeit notwendige Strom-
vergütung in Abhängigkeit vom Brennstoffpreis (Erdgas), wenn die 
im BHKW erzeugte Wärme zum gleichen Preis wie aus dem Heizwerk 
angeboten werden soll. 
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Es ist nur eine von mehreren Einsatzmöglichkeiten bzw. Vergleichs -
systemen dargestellt . Die Problematik des BHKW geht aus dieser 
Abb. jedoch deutlich hervor; Es muß eine relativ hohe Vergütung 
für den in das öffentliche Netz eingespeisten Strom (ca. 14 Pf/kWh 
bei 6 Pf/ kWh Erdgaspreis) erzielt werden, damit ein wirtschaft-
licher Betrieb möglich ist. Genau hier liegt aber das Problem. Da 
BHKW-Strom relativ günstig erzeugten Strom der unteren Mittellast 
ersetzt, können nur Vergütungen zwischen 4 und 10 Pf/kWh gewährt 
werden (bei der Bereitstellung von Spitzenleistung durch BHKW 
werden z. T. höhere Vergütungen bezahlt (12 Pf/ kWh, jedoch bei zu-
sätzlichen Speicherkosten durch das Arbeiten auf Wärmespeicher)). 
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Auch BHKW sollten aus Gründen der Kostendegression relativ große 
Leistungen aufweisen. Anlagen über 10 MWth sind häufig wirt-
schaftlich. Damit das BHKW im wirtschaftlichen Bereich arbeiten 
kann, muß die Abnehmerzahl (Anschlußdichte) groß und gesichert 
sein. Das bedeutet, daß sich auch in Altbaugebieten möglichst 
viele im Nahbereich angesiedelte Gebäude anschließen müssen. 
Wird eine bestehende Versorgungsstruktur durch Nahwärme aus BHKW 
ersetzt, ergeben sich wirtschaftliche Verluste durch noch nicht 
abgeschriebene Heizungsanlagen. 
GUnstiger können die Verhältnisse beim BHKW-Einsatz in Neubausied-
lungen sein, wo die Nahwärmerohre gleich zu Beginn eventuell mit 
anderen Rohren, Leitungen etc. verlegt werden können. AUßerdem 
wird durch diese integrierte Planung ein schnellerer Anschluß der 
Abnehmer erreicht. 
Die Senkung des Raumwärmebedarfs auf ein Drittel - wie im Energie-
programm der Grünen vorgesehen - bedeutet eine analoge Verringe-
rung der Wärmedichte von Versorgungsgebieten. Blockheizkraftwerke 
benötigen aber eine hohe Wärmedichte, um wirtschaftlich arbeiten 
zu können. Parallel durchgeführte Wärmedämmungsmaßnahmen dürften 
die ohnehin nur in Extremfällen gegebene Wirtschaftlichkeit der 
BHKW weiter beeinträchtigen bzw. aufheben. 
Die Emission von NOx ' das z. T. als Mitverursacher der beobach-
teten Waldschäden betrachtet wird, ist bei Verbrennungsmotoren be-
sonders hoch (100 - 600 kg/TJ, bis zu 10 mal höher als bei Gashei-
zungen). Ähnliches gilt für die Emission von CO und Kohlenwasser-
stoffen. BHKW haben demzufolge nicht zu vernachlässigende Umwelt-
auswirkungen. Dies führt bei einer eventuellen Forderung von Ent-
stickungsanlagen zu einer weiteren Verschlechterung der Kosten-
situation. 
Fazit: Blockheizkraftwerke benötigen für einen wirtschaftlichen 
Betrieb eine möglichst hohe Wärmedichte des zu versorgenden Ge-
bietes, eine relativ große Leistung, höhere Stromvergütungen, 
einen gleichzeitigen Anschluß aller vorgesehenen Versorgungsteil-
nehmer und, wenn sie nicht mit Mineralöl versorgt werden, einen 
vorhandenen Gasanschluß. Das Programm der Grünen kann diese Punkte 
nicht erfüllen, da an anderer Stelle erhobene Forderungen (kein 
Erdgaseinsatz, starke Wärmedämmung) dem z. T. widersprechen. 
- 56 -
Aus den dargelegten Argumenten ist ersichtlich, daß eine globale 
BHKW-Strategie, wie sie von den Grünen gefordert wird, nicht das 
Ziel einer an den BedUrfnissen der Allgemeinheit orientierten 
Energiepolitik sein kann. Ein BHKW-Einsatz ist unseres Erachtens 
nur dann sinnvoll, wenn folgende Voraussetzungen gegeben sind: 
- kurzes Verteilungsnetz 
- gleichmäßiger jährlicher Wärmebedarf 
- gleichzeitiger Strom- und Wärmebedarf 
- bestimmte Anlagengröße (möglichst) 10 MWth). 
Diese voraussetzungen erfüllen vornehmlich Kleinverbraucher und 
Industriebetriebe wie z. B. Krankenhäuser, Verwaltungsgebäude, 
Hallenbäder und kleinere Chemiebetriebe. Schwierigkeiten bei der 
Erfüllung dieser Voraussetzungen ergeben sich in erster Linie bei 
reinen Wohngebieten mit privaten Haushalten. 
4.1.3 Kohleveredelung 
Die Grünen setzen die KOhleverflüssigung zur Deckung des Restbe-
darfs von 1 Mio t SKE/a FlUssigprodukte ins Szenario "Wachstum" 
ein, obwohl diese einen "äußerst schlechten Wirkungsgrad hat und 
stärkste umweltverschmutzung erwarten läßt." Im folgenden soll zu 
wirtschaftlichen und ökologischen Gesichtspunkten Stellung genom-
men werden. 
F1Ussige Treib- und Brennstoffe (Kohlenwasserstoffe) dUrften ent-
gegen der Aussage im Energieprogramm der Grünen auch noch im Jahr 
2030 - vor allem für den Verkehr und die nichtenergetische Nutzung -
erforderlich sein. Ein gleichwertiger Ersatz von flüssigen Treib-
stoffen im verkehr durch Gas und Strom ist heute und in absehbarer 
Zukunft nicht möglich. 
Die abnehmende Verfügbarkeit von ErdBl und Erdgas, das in Zukunft 
am Gewinnungsort durch Umwandlung in Methanol ebenfalls verflüs-
sigt werden könnte, dUrfte bis zum Jahr 2030 zu einer zunehmenden 
Nutzung von Ölschiefern und Ölsanden sowie eventuell zur Umwand-
lung von SteinkOhle in F1Ussigprodukte fUhren. 
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Die KOhleveredelung, die bereits vor 1945 in Deutschland eine 
wichtige Rolle gespielt hat und die nach dem Öl schock 1973 wieder 
aufgegriffen und verstärkt weiterentwickelt wurde, hat in den ver-
gangenen Jahren Rückschläge hinnehmen müssen. Die begonnene Ent-
wicklung auf dem 61markt verläuft offensichtlich nicht so schnell 
wie zunächst angenommen . Bis in 50 Jahren jedoch kann den Produk-
ten der Kohleveredelung - und dabei in erster Linie den flüssigen 
Produkten - eine wichtige Rolle zuwachsen. 
Bei der Beurteilung der langfristigen Einsatzmöglichkeiten der 
Kohleveredelung sind zunächst wirtschaftliche Fragestellungen zu 
diskutieren. Abb. 4.1.3-1 zeigt die durch den Einsatz der Kohle-
hydrierung erzielbaren finanziellen Einsparungen pro kWh Flüssig-
produkt als Funktion der Zeit /11,12,13,14,15,16/. 
Durch die Vorgabe eines Streubereichs fUr die Wirtschaftlichkeits-
Parameter (Zins, Lebensdauer, Wirkungsgrad, usw.) und den 6lpreis 
erhält man nicht nur eine Kurve fUr die Einsparung, sondern einen 
Streubereich, der die Datenunsicherheiten widerspiegelt. Dieser 
Bereich liegt größtenteilS unterhalb der Nullinie: die Kohlever-
edelung wUrde demzufolge mit großer Wahrscheinlichkeit Mehrkosten 
verursachen (ca. 40 PfSl/l ~ 4 Pf/kWh). Der "break-even point", 
der hier noch nicht erreicht ist, könnte zu einem späteren Zeit-
punkt bei einem Mineralölpreis von ca. 70 bis 80 $S3/ bbl ein-
treten. Diese Werte liegen im Erwartungsbereich verschiedener Stu-
dien . 
Bei der Kohleveredelung treten im Prinzip alle Emissionstypen auf: 
- Staub 
- Abgase 
- Abwasser 
- Abfall und 
- Lärm. 
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Abb. 4.1.3-1 : 
Zur Minderung der Staubemissionen werden Technologien aus dem 
Kraftwerksbereich verwendet . Sie sind ohne SChwierigkeiten auf 
KOhleveredelungsanlagen übertragbar. 
Die Abgabe gasförmiger Luftschadstoffe aus einer Hydrieranlage und 
einer Lurgi-Vergasungsanlage sind in Tab. 4.1.3-1 den entsprechen-
den Emissionen eines durchschnittlichen 475 MWel-Steinkohlekraft-
werkes des Jahres 1990 gegenübergestellt. Als Vergleichsanlage 
wurde trotz der unterschiedlichen Produkte ein Kraftwerk gewählt, 
weil ebenfalls Steinkohle umgewandelt wird. 
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Tab. 4.1.3-1: 502- und NOx-Emissionen verschiedener Anlagen, 
in mg/kWh Produkt /12,13,17,18/ 
Grenzwerte1) 
Kohlekraftwerk Hydrieranlage Verqasungsanlage 
475 foM
el (Lurgi) 
so - Emission 
400 2 170 220 
N0
2 
- Emission 8002 ) 702 ) 2502 ) 
1 ) Grenzwerte gemäß GFAVO vom 22. Juni 1983 
2)Bei trockene~ Ascheabzug (Kraftwerk) 
Dabei wurde angenommen, daß die in die Kohleveredelungsanlagen zu 
integrierenden Kraftwerke dieselben Emissionswerte aufweisen. 
Die Emissionen der KOhleveredelungsanlagen liegen deutlich unter 
den zulässigen Werten des Steinkohlekraftwerks. Der Grund besteht 
darin, daß geeignete Reinigungsverfahren für die beim autothermen 
Vergasungsprozeß entstehenden Rohgase existieren und eingesetzt 
werden. 
Die Reinigung der Prozeßabwässer erfordert eine dem jeweiligen 
Verfahren angepaßte Abwasserreinigungsanlage. Die dabei auftreten-
den Probleme sind i. a. gelöst. Für die Beseitigung von Spurenele-
menten sind noch Entwicklungsarbeiten notwendig. 
Fazit; Anlagen zur Steinkohleverflüssigung sind heute nicht wirt-
schaftlich. Mit großer Wahrscheinlichkeit dürften sie im Jahr 2030 
die Wirtschaftlichkeitsschwelle überschritten haben. Es ist jedoch 
nicht sinnvoll, die teuere EntwiCklung der Hydrierung voranzutrei-
ben, um sie dann in ferner Zukunft lediglich eine Lückenbüßer-Rol-
le zur Erzeugung von 1 Mio t SKE/a Flüssigprodukte übernehmen zu 
lassen. 
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Als Ergebnis der Grobabschätzung der Emissionen ist festzuhalten, 
daß Kohleveredelungsanlagen in der Bundesrepublik beim Einsatz der 
bereits he ute zur Verfügung stehenden Techniken zur Emissionsmin-
derung, Abwasserreinigung und Abfallbeseitigung so betrieben wer-
den können, daß Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen und 
Abwässer bzw. Belästigungen durch Geräusche und GerUche innerhalb 
vertretbarer Grenzen bleiben. Bei der EinfUhrung der KOhleverede-
lungstechniken sind moderne Umweltschutzmaßnahmen von vornherein 
eingeplant. 
4.2 Regenerative Energieträger 
Im Programm der GrUnen wird den regenerativen Energieträgern eine 
außerordentlich große Bedeutung zugemessen. Sonnenenergie, Wasser-
kraft und Biomasse sollen zusammen mit über 50 , zur Energiebe-
darfsdeckung beitragen. Oie Windkraft fungiert als Reserveenergie 
und als Energieträger für dezentrale Versorgungsaufgaben. 
4.2.1 Windenergie 
Oie Nutzungsmöglichkeiten der Windenergie sind abhängig von der 
mittleren Windgeschwindigkeit (v). Interessant sind im wesentli-
chen nur Gebiete mit v~ 4 m/s. Die Verteilung dieser Gebiete im 
Bundesgebiet zeigt Abb. 4.2.1-1. 
Höhere Windgeschwindigkeiten treten vornet l ch in Küstenregionen, 
in Mittelgebirgen und am Alpenrand auf. Phy: . ~alisch ist dies be-
dingt durch die Reibung der Luftströmungen über dem Land. Durch 
die geringe Reibung über den Wasserflächen erreichen die kräftigen 
Seewinde die KUsten mit hohen Geschwindigkeitsmittelwerten, ver-
lieren dann aber landeinwärts wegen der höheren Reibung über den 
Landflächen bedeutend an Energie. Schichten mit höherer Windge-
schwindigkeit kommen daher mit zunehmender Lauflänge über dem Land 
nur noch in größeren Höhen vor. In Bayern sind die Möglichkeiten 
sehr begrenzt. Lediglich auf den Kuppen der Mittelgebirge (Bayeri-
scher Wald, Fichtelgebirge) und am Alpenrand wäre eine Nutzung 
denkbar. 
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Abb. 4.2.1-1: Geographische Verteilung der Windgeschwindigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland /19/ 
Grundsätzlich gibt es die Möglichkeit, Windkraftwerke im Verbund-
netz oder im Inselbetrieb zu betreiben. 
nie derzeit als optimal angesehene Größe ist eine Farm mit 100 
Konvertern a 3 MW. Im Verbund erreichen diese Konverter eine mitt-
lere Verfügbarkeit von 30 %. Zur Uberbrückung von Windflauten und 
zum AusgleiCh von Leistungsüberschüssen sind leicht regelbare 
Spitzenkraftwerke mit Purnp- oder Druckluftspeichern erforderlich. 
Neben der Nutzung in großen Anlagen besteht auch die Möglichkeit, 
einzelne Energie- bzw. Stromverbraucher im Inselbetrieb zu versor-
gen. Die Leistung solcher Anlagen beträgt zwischen 5 und 15 kW, 
die Verfügbarkeit bis zu 15 %. 
- 62 -
Die Netzeinspeisung aus größeren Einheiten ist aus Sicherheits-
gründen nur möglich beim Anschluß an die Mittelspannungsebene, 
also über eine Transformatorstation. Dazu benötigt die Anlage in 
der Regel entweder eine eigene Station oder eine zusätzliche 
Leitung dorthin. Dies dürfte zwar in Einzelfällen, z. B. bei 
kurzen Entfernungen , nicht aber generell bei den exponierten 
Standorten der Konverter möglich und wirtschaftlich sein. Beim 
Inselbetrieb ist daher entweder eine SpeiCherung oder teilweise 
eine andersartige Verwendung des Stroms, z. B. zur Erzeugung von 
Wärme, die relativ gut speicherbar ist, erforderlich. 
Tab. 4.2.1-1 enthält die Daten zur Berechnung der Stromerzeugungs-
kosten durch Windkonverter. 
Tab. 4 . 2.1-1 : Kosten der Stromversorgung mit Windenergiekonvertern 
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Beim Typ "Growian" könnten die spezifischen Investitionskosten 
zwischen 7000 und 10 000 DMS3/kW liegen, obwohl die Prototypko-
sten zwischen 15 000 und 25 000 DMS3/kW betragen. Bei jährlichen 
Kosten in Höhe von zusammen 16 % der Investitionen erhält man ei-
nen Strompreis zwischen 60 und SO PfS3/kWh. Bei Kleinkonvertern 
liegen die Erzeugungskosten - ohne NetzanschluB- oder Speicherko-
sten - zwischen 50 und 150 PfS3/kWh. Die Kosten liegen demnach 
um den Faktor 4 bis 10 über den heutigen Preisen. Die Kosten für 
Strom aus Steinkohlekraftwerken könnten bei einer realen Erhöhung 
des Steinkohlepreises um ca. 70 % bis zum Jahr 2030 zwischen 20 
und 25 PfS3/kWh liegen. Eine Nutzung der Windenergie ist demzu-
folge - entgegen der Aussage im Energieprogramm der Grünen - nach 
heutigem Kenntnisstand unwirtschaftlich. 
Ohne Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit ergeben sich die in 
Tab. 4.2.1-2 ausgewiesenen technischen Potentiale. 
Tab. 4.2 . 1-2: Technische Potentiale zur Windenergieerzeugung unter 
Berücksichtigung von Restriktionen /20,21/ 
Bundesrepublik Bayern 
niedrig hoch niedrig hoch 
Großanlagen (TWh/a) 16 45 - 5 
mit Netzein-
speisung (GM) 6 17 - 2 
Kleinanlagen (TWh/a) 4,5 14 1 4 
ohne Netz-
einspeisung (GM) 3,4 10,7 0,8 3 
In der Bundesrepublik sind 12 % der Gesamtfläche von den klimati-
schen Voraussetzungen zur Windenergienutzung geeignet. Bei Großan-
lagen wird im niedrigen Fall von einer installierten Leistung von 
6 GW (~ 16 TWh/a) in den Küstenregionen, entsprechend einer Nut-
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zung von 2000 km2 mit einer Anlage (3 MWel) pro Ouadratkilometer 
ausgegangen . In diesem Fall wird in Bayern kein Strom aus Wind-
energie zur Einspeisung in das öffentliche Netz erzeugt. Im Maxi-
malfall werden 75 , der Küstenfläche und 10 \ der restlichen ge-
eigneten Fläche zur Stromerzeugung aus Windenergie genutzt. Dann 
könnten in der Bundesrepublik 45 TWh/a und in Bayern 5 TWh/a Strom 
aus Windenergie zur öffentlichen Versorgung beitragen. Neben dem 
enormen Landschaftsverbrauch (Faktor 20 bis 100 gegenüber fossilen 
Kraftwerken und Kernkraftwerken) sind erhebliche Eingriffe in 
Landschaftsschutz- und Erholungsgebiete notwendig_ 
Bei den Kleinkonvertern könnten die landwirtschaftlichen Betriebe 
(Variation zwischen 20 und 100 %) und der Teil der Haushalte, der 
in windgünstigen Lagen an der Peripherie von Städten unter 10 000 
Einwohnern liegt, die Windenergie nutzen. Dann ergeben sich filr 
die Bundesrepublik zwischen 4 und 14 TWh/a und für Bayern zwischen 
1 und 4 TWh/ a Windenergie (25 , des Wertes der Bundesrepublik). In 
Bayern wäre dazu die Installation von bis zu 300 000 Kleinkonver-
tern erforderlich. Die erzeugte Energie würde vermutlich zum größ-
ten Teil zur Wärmeversorgung genutzt, da nur diese hinreichende 
Speichermöglichkeiten bietet. 
Fazit: Der Windenergiebeitrag zur öffentlichen Stromversorgung 
könnte demzufolge unter rein technischen Gesichtspunkten variieren 
zwischen 0 % und max. ca. 10 %. Aufgrund der wirtschaftlichen Pro-
bleme, des enormen Landverbrauchs und des geringen Flächenanteils 
mit ausreichenden Windgeschwindigkeiten ist von der Windenergie-
nutzung in Bayern für die Zukunft praktisch kein Beitrag zur 
Stromversorgung zu erwarten. 
4.2.2 Wasserkraft 
Der Anteil der Wasserkraft an der Stromerzeugung ist in Bayern im 
Vergleich zur Bundesrepublik um den Faktor 4 höher (Tab. 4.2.2-1) . 
Ca. 22 , (11 TWh/aj des Bruttostromverbrauchs von 50 TWh/ a stammen 
in Bayern zur Zeit aus Wasserkraftwerken. 
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Tab. 4.2.2-1: Installierte Lei s tung und Stromerzeugung der 
Wasserkraftwerke 1980 12 2,23,24 1 
, 
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Dieser hohe Anteil ist auf die topographischen Verhältnisse und 
den hohen Anteil Bayerns an der Gesamtfläche der Bundesrepublik 
(knapp 30 %) zurücKzuführen. Der Anteil des Landes Bayern a n der 
Stromerzeugung aus Wasserkraft in der Bundesrepublik beträgt knapp 
60 % bei einem Anteil Bayerns am Endenergieverbrauch von nur ca. 
15 %. 
Die Laufwasserkraftwerke weisen in Bund und Land eine Ausl a stung 
zwischen 5500 und 6000 h / a auf. Die zur Spitzendeckung einge setz-
ten Speicher- und Pumpspeicherkraftwer ke sind in Bayern fast dop-
pelt so stark ausgelastet wie im Bundesdurchschnitt. 
In Bayern (der Bundesrepublik) waren im Jahr 1980 144 (ca. 300) 
Laufwasserkraftwerke und 7 (über 30) Speicher- bzw. pumpspeicher-
kraftwerke mit einer Mindestleistung von 1 MW in Betrieb. Die Ge-
samtleistung der Wasserkraftwerke ist seit 1965 nur noch um ca. 
10 % gestiegen. 
Es wird erwartet, daß die Stromerzeugung aus Was serkraft in der 
Bundesrepublik von heute 18,7 TWh/a auf max imal 23 TWh / a wirt-
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schaftlieh ausgebaut werden kann /20/. Das entspricht einer Zu-
nahme um etwas mehr als 20 %. Entsprechendes gilt für das Land 
Bayern. 
Theoretisch können in Klein- und Kleinstanlagen in Bayern (der 
Bundesrepublik) ca. 3 (5) TWh/a mechanische und elektrische 
Energie gewonnen werden. Beim Einsatz von Klein- und Kleinstan-
lagen ist jedoch zu beachten, daß die Energiegewinnung durch 
heute erforderliche Auflagen in vielen Fällen vom wirtschaftli-
chen und energetischen Standpunkt unattraktiv wird. Solche Auf-
lagen sind z. B. die Einhaltung eines Mindeststauziels für Be-
wässerung und Grundwasseranreicherung, der Einbau von Rechen zur 
Wasserreinhaltung, das Deponieren des aufgenommenen Fremdgutes 
sowie Hochwasserschutzmaßnahmen (Dämme etc.). 
Die Geschichte des Wasserkraftwerks Argen in Oberschwaben / 25/, 
das von den Grünen im Landtag Baden-Württembergs auf Initiative 
der Parteibasis zu Fall gebracht wurde, macht außerdem deutlich, 
daß die Grünen die Nutzung der Wasserkraft bzw. der regenerati-
ven Energieträger keineswegs so konsequent verfolgen, wie es in 
den verschiedenen Programmen (Enquete-Kommission-Gutachten Pfad 
4, Energiewende, Energieprogramm der Grünen für Bayern) zugrunde 
gelegt wird, so daß daraus geschlossen werden kann, daß die an-
genommenen hohen Beiträge regenerativer Energieträger allein 
schon durch die differierenden Ziele der Grünen untereinander 
unerreichbar bleiben. 
Strom aus Laufwasserkraftwerken kostet heute durchschnittlich 
ca. 5 Pf/kWh, Strom aus Speicherkraftwerken 15 bis 20 Pf/kWh. 
Die Stromerzeugung aus Wasserkraft ist demzufolge wirtschaftlich 
Die bei einem heutigen Ausbau erforderlichen Investitionen sind 
stark von den örtlichen Gegebenheiten abhängig. Von den durch-
schnittlich 4000 bis 8000 DM/ kW nehmen die Wasserbaumaßnahmen 
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den größten Teil der Investitionen in Anspruch. Diese Anlagen 
können eine Lebensdauer von über SO Jahren erreichen. Da die 
Betriebskosten der Anlagen fast vernachlässigbar sind, gibt es 
fUr fertig gestellte Anlagen unabhängig von der Energiepreis-
situation kaum noch wirtschaftliche Hindernisse. 
Fazit: Bei Wasserkraftwerken wird trotz der Ausbaumöqlichkeiten 
um ca. 20 , von einer ungefähr gleichbleibenden Kapazität - nicht 
zuletzt auch wegen der Ablehnung neuer Staustufen durch die GrU-
nen - ausgegangen. Der mögliche Beitrag von Klein- und Kleinst-
anlagen zur Stromerzeugung ist wegen des geringen Potentials so-
wie aus wirtschaftlichen GrUnden vernachlässighar. 
4.2.3 Biomasse 
Da im Energieprogramm der GrUnen eine Energiepflanzenproduktion 
ausgeschlossen wird, beschränkt sich die Untersuchung zur Ermitt-
lung der Biomassepotentiale auf kommunale und industrielle Ab-
fälle sowie organische Abfälle der Forst- und Landwirtschaft. Zu 
berUcxsichtigen ist das Aufkommen von 
- HausmUll einschließlich Sperr- und GewerbemUll, 
- Holzabfällen (Forstwirtschaft, HOlzindustrie, 
kommunale Abfälle), 
- Stallmist, 
- {Rest)Stroh und 
- Klärschlamm. 
Der Verzicht auf einen zusätzlichen Biomassenanbau wird im Ener-
gieprogramm der GrUnen wie fOlgt begrUndet: -Unsere Bedenken ge-
gen zusätzlichen Biomasseanbau bestehen darin, daß frei werdende 
Flächen dringend als ~kologische RUckhalteflächen bzw. zum Er-
satz der Futtermittelimporte aus Entwicklungsländern ben~tigt 
werden, welche die Nahrungsmittelversorgung der dortigen Bevöl-
kerung gefährden-. 
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Aus unserer Sicht ist dem ~inzuzufügen, daß von der heute prak-
tizierten internationalen Arbeitsteilung nicht in allen Berei-
chen auf autarke Versorgung umgestellt werden kann und muß, wie 
das im Energieprogramm der GrUnen durchgehend geplant ist. Dies 
ist sicher nicht möglich, außerdem nicht wirtschaftlich optimal 
oder im Sinne der übrigen Industriestaaten bzw. der Länder der 
"Dritten Welt", die auf unsere Produkte nicht verzichten können 
oder wollen. Möglich wäre demzufolge auch der Anbau von Nah-
rungsmitteln auf den freiwerdenden landwirtschaftlichen Flächen 
zur Unterstützung der Versorgung der ständig wachsenden Weltbe-
völkerung, die ja bereits heute zu einem relativ großen Teil 
unterversorgt ist. 
Die von den Grünen unterstellten Biomassepotentiale sind erheb-
lich zu hoch. Selbst die Arbeit von THIELE /26/, die u. a. als 
Grundlage für das Energieprogramm der Grünen dient, weist ohne 
zusätzlichen Biomasseanbau (Leguminosen, Futterrüben) bei heu-
tigen Verhältnissen (Bevölkerung, Produktion usw.) ein gesamtes 
Biomassepotential von 30 Mio t SKE/a für die Bundesrepublik aus. 
Die Grünen in Bayern gehen für die Bundesrepublik ohne zusätzli-
chen Biomasseanbau von einem Gesamtpotential von 70 Mio t SKE/a 
und einem nutzbaren Potential von SO Mio t SKE/a aus. Diese 
Daten sind mit dem aktuellen Wissensstand nicht zu begründen. 
Vom rein theoretischen Potential her gesehen kommen wir allen-
falls auf einen Maximalwert von ca. 30 Mio t SKE/a. Wir erwarten 
allerdings eine andere Zusammensetzung des Aufkommens (nähere 
AusfUhrungen s. weiter unten). 
Da umfassende Daten über das Biomassepotential in Bayern nicht 
vorliegen, muß es aus den Angaben für die Bundesrepublik abge-
schätzt werden. Für die Umrechnung der Daten von der Bundesre-
publik auf Bayern sind verschiedene Faktoren wie Bevölkerung 
(bei Müllnutzung), Waldfläche (bei Abfallholznutzung) usw. maß-
gebend. Die Anteile Bayerns sind in Tab. 4.2.3-1 angegeben. 
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Tab. 4.2.3-1: Statistische Daten Bayerns und der Bundesrepublik 
/23,27,28/ 
Bayern Bundesrepublik Anteil Bayerns , 
Bevölkerung 
[Mio Pers.] 11,0 61,7 17 ,8 
Gesarntf~che ~03 km 70,6 248,7 28,4 
Landwirtschaftl. 
genutzte Fläche 
G03 km2) 35,0 122,0 28,7 
rDarunter Acker-
land 
[103 km2) 
20,8 72 ,6 28,7 
Waldfläche [103 km~ 23,7 73,0 32,5 
Endenergiever-
brauch 1979 41,2 269,3 15,3 
[Mio t SKE] 
Primärenergie-
verbrauch 1979 57,5 408,2 14, 1 
[Mio t SKE] 
Die fUr die Obertragung des Biomassepotentials wichtigsten Gres-
sen sind die Bevölkerungszahl, die landwirtschaftlich genutzte 
Fläche, die Waldfläche und die Gesamtfläche. Eine Übertragung 
allein auf Grund der Flächenverhältnisse, wie im Energieprogramm 
der GrUnen geschehen, ist nicht zulässig, führt aber in diesem 
Fall zu keiner sehr starken Oberschätzung. Der Vergleich der 
Anteile Bayerns bei den oben genannten GrBßen und bei den Ener-
gieverbrauchswerten zeigt, daß das Biomassepotential in Bayern 
um ca. 60 , höher ist als im Durchschnitt in der Bundesrepublik. 
Die GegenUberstellung der Daten aus dem Energieprogramm der GrU-
nen filr Bayern und der aus dem Gesamtpotential von 30 Mio t SKE/a 
abgeleiteten Werte zeigt, daß das rein theoretische Biomassepo-
tential in Bayern gerade halb so groS ist wie von den GrUnen an-
genommen (Tab. 4.2.3-2). 
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Tab. 4.2.3-2: Vergleich der theoretischen Biomassepotentiale 
GRUNE IKE 1) 
Bayern 
Bundesrepublik 50 30 
[Mio t SKEJ 
Bayerischer An-
teil [tl 28 24,7 
Bayern 
[Mio t SKE] 14 7,4 
1 ) 
Ausgangswert: Eigene Berechnungen, Wert von THIELE 
Der bayerische Anteil liegt nach unseren Untersuchungen bei 
knapp 25 , anstelle 28 %. Für Bayern ergibt sich demzufolge ein 
theoretisches Biomassepotential von maximal ca. 7 Mio t SKE/ a. 
Die ausgewiesenen Zahlen sind theoretische Obergrenzen, die nur 
bei Ausnutzung der gesamten Abfallmengen zu erreichen sind. Da-
bei sind keine Wirtschaftlichkeitsüberlegungen berücksichtigt . 
Als Beispiel seien kleine landwirtschaftliche Betriebe genannt, 
für die sich weder eine Stallmist- oder Strohvergasung noch ein 
Transport zu einer groBen Vergasungsanlage lohnt und die diese 
Stoffe auch weiterhin unmittelbar zum Düngen, als Einstreu oder 
als Beifutter verwenden werden. Ähnlich verhält es sich für 
kleine Gemeinden und dezentrale Ansiedlungen bei der Müll- und 
Klärschlammnutzung. In der Forstwirtschaft ist das Aufsammeln 
und Aufarbeiten von Stockholz, Derbholzrinde und Kronenderbholz 
sowie das ebenfalls in Betracht gezogene Nutzen von Reisholz, 
Nadeln und Laub eine wirtschaftlich fragwürdige Angelegenheit. 
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Eine Auswertung der Literatur ergibt unter günstigsten Annahmen 
das in Tab. 4.2.3-3 angegebene niedrige und hohe Biomassepoten-
tial. Zur Ableitung der Werte für Bayern wurde das jeweilige 
Potential der Abfälle über die Relationen aus Tab. 4.2.3-1 umg e -
rechnet. 
Das gesamte Müllaufkommen liegt bei ca. 20 Mio t / a 1 ). Die 
Einschätzung des nutzbaren Potentials schwankt zwischen ca. 7 
und 20 Mio t/a /20,35,37/. Bei den nutzbaren Holzabfällen gibt 
es zum Teil ebenfalls unterschiedliche Beurteilungen . Während 
die kommunalen Abfälle verschieden hoch eingeschätzt werden 
(hoch: 10-15 Mio t/a, niedrig: 0,8 Mio t / a), von denen ein Teil 
(Annahme 50 %) allerdings nicht geßondert, sondern im Haus- und 
Sperrmüll rezykliert wird, stimmen die Daten über Abfälle aus 
der Holz- und Forstwirtschaft relativ gut überein und ergeben 
keine groBe Streubreite /20,30,31,32,33,34,37/. Beim Stallmist 
wird einerseits von der Nutzung in 50 000 Anlagen mit je 60 Groß-
vieheinheiten ausgegangen (ca. 4 Mio t/a) /16/, andererseits von 
der Nutzung des gesamten Aufkommens einschließlich der Exkremen-
te von Schweinen, Hühnern und anderen Kleintieren (ca. 17 Mio t / a) 
/20,21,26,37/ . Bei der Beurteilung des Strohpotentials gibt es 
unterschiedliche Ansichten. Während in /26/ davon ausgegangen 
wird, daß eine große Menge Einstreustroh zusammen mit Stallmist 
vergast wird, geben andere Autoren /20,29,30,31,36,37,38/ ein 
Reststrahpotential zwischen 5 und 10 Mio t / a (lufttrocken) an. 
Wir rechnen mit einem Rückgang des Einstreustrohs, da in moder-
nen Entmistungsanlagen immer weniger eingestreut wird (Flüssig-
mist). Als nutzbares Potential gehen wir deshalb von der angege-
benen Reststrohmenge zwischen 5 und 10 Mio t/a aus. Darin sind 
auch Kartoffelkraut und Rübenblatt enthalten. Es muß beachtet 
werden, daß Stroh so weit wie möglich als Futtermitte l verwendet 
werden sollte (vergleichbar mit Heu unte rer Qualität). Nahrungs-
und Futtermittel haben grundsätzlich eine höhere Wertigkeit als 
Energieträger und sollten deshalb für Nahrungszwecke eingesetzt 
werden. Das Klärschlammpotential liegt zwischen 1 und 2 Mio t/a. 
Ober den bereits genutzten Anteil hinaus ist kein nennenswerter 
Beitrag zu erwarten. 
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Für die Bundesrepublik ergibt sich ein Biomassepotential zwi-
schen ca. 10 und 30 Mio t SKE/a. Auf Bayern entfallen zwischen 
2,7 und 7,4 Mio t SKE/a. D. h., daß die Grünen das Biomassepo-
tential um den Faktor 2 bis 5 überschätzt haben. Nach /26/ soll 
aus diesen Stoffen Pyrolysegas (Wirkungsgrad (WG) zwischen 35 
und 45 %), Biogas (WG zwischen 35 und 45 %) und Methanol (WG 
zwischen 40 und 50 %) hergestellt werden. 
Als Endenergie stehen dann in der Bundesrepublik zwischen 4 und 
14 Mio t SKE/a aus Biomasse zur Verfügung. In Bayern können 
zwischen 1 und 3,3 Mio t SKE/a von den Endverbrauchern genutzt 
werden. Bei der hohen Variante fallen davon 1 Mio t SKE/a als 
Methanol und 2,3 Mio t SKE/a als 8io- bzw. Pyrolysegas an. Diese 
Werte sind rein theoretische Potentiale. Sowohl Biogas- als 
auch die übrigen Anlagen sind bei der heutigen Energiepreis-
situation und mittelfristig unwirtschaftlich. 
Für den Anbau von Energiepflanzen sind zusätzlich folgende all-
gemeine Oberlegungen zu berücksichtigen. Die Bundesrepublik hat, 
wie die meisten Industriestaaten, ein gleichzeitiges erhebliches 
Defizit an Nahrungs- bzw. besonders an Futtermitteln und Ener-
gie, das nicht überwunden werden kann. Durch eine etwaige Ener-
giepflanzenproduktion erfolgt lediglich eine Verschiebung auf 
Kosten der anderen Nutzung. Z. B. nimmt durch die Energiepflan-
zenproduktion das Energieträgerdefizit ab, gleichzeitig steigt 
aber das Futtermitteldefizit. 
Fazit; Das verfügbare Biomassepotential wurde - je nachdem ob 
wirtschaftliche Maßstäbe angelegt werden oder ob die technische 
Obergrenze gewählt wird - um den Faktor 2 bis 5 überschätzt. Als 
technische Obergrenze für Bayern gelten ca. 7 Mio t SKE/a Primär-
energie bzw. ca. 3 Mio t SKE/a Endenergie aus Biomasse. Die aus 
Biomasse erzeugten flüssigen und gasförmigen Energieträger dürf-
ten vorwiegend durch die landwirtschaftlichen Betriebe - vor al-
lem als Treibstoff für landwirtschaftliche Maschinen - genutzt 
werden. Damit entfällt die von den Grünen ausschließlich geplan-
te Versorgung des Verkehrs weitgehend. Das in der Bundesrepublik 
gleichzeitig vorhandene Defizit von Energie und Futtermitteln 
(Nahrungsmitteln) gestattet keine Verbesserung der Versorgungs-
situation durch Energiepflanzenproduktion. 
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4.2.4 Solarenergie 
Für die direkte Nutzung der SOlarstrahlung gibt es verschiedene 
Möglichkeiten. Sonnenkollektoren eignen sich zur Wärmeversorgung 
bis zu einer Temperatur von max. ca. 120 ·C (Niedertemperatur-
wärme). Der von den Grünen fUr Bayern unterstellte Beitrag 
dieser Anlagen beträgt 3,5 Hio t SKE/a. Zur direkten Stromerzeu-
gung kann der photovoltaische Effekt in Solarzellen genutzt 
werden. Bei der Verwendung von Solarzellen, die gekühlt werden 
müssen, sind hybride Nutzungen denkbar. Die in das Gebäude ein-
gestrahlte Solarenergie kann auch "passiv" genutzt werden durch 
Maßnahmen, die unter dem Begriff Solararchitektur zusammengefaBt 
werden. Der Einsatz von Solarkraftwerken (SolartUrmen und 
-farmen) ist in Bayern bzw. der Bundesrepublik aus klimatischen 
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten nicht sinnvoll. 
Oie Sonnenscheindauer liegt im Bundesdurchschnitt bei ca. 1600 
h/a, in Bayern bei ca. 1800 h/a /19/. Die mittlere Einstrahlung 
ist demzufolge in Bayern mit 130 W/m 2 bzw. ca. 1100 kWh/a um 
13 , höher als im Bundesdurchschnitt. 
a) NiedertemperaturkOllektoren 
NiedertemperaturkOllektoren sind - in der Reihenfolge ihrer Eig-
nung - fOr 
- die Beheizung von Frei- und Hallenbädern, 
- die Warmwasserbereitung, 
- die Raumheizung und 
- die Prozeßwärmeerzeugung (Trocknung und Kilhlung bei 
Niedertemperaturprozessen) 
einsetzbar /20/. 
Oie Entwicklung der relativ einfach aufgebauten Flachkollektoren 
kann im wesentlichen als abgeschlossen betrachtet werden. Bei 
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h6her- oder hocheffizienten Kollektoren, die für geringe Ein-
strahlungsdichten und höhere Temperaturen, demzufolge also für 
Anwendungen wie Raumheizung und prozeßwärmeerzeugung geeignet 
sind, sind noch Weiterentwicklungen zu erwarten. 
Niederternperaturkollektoren haben in erster Linie nur dann eine 
Chance, sich der Schwelle zur Wirtschaftlichkeit zu nähern, wenn 
der Wärmebedarf im Sommer (z. B. bei Freibädern) oder zumindest 
Uber das ganze Jahr verteilt anfällt (z. B. bei Hallenbädern, 
Warrnwasserbereitung). 
Starke Wärmedämmungsmaßnahmen haben eine Reduzierung der Heiz-
periodendauer zur Folge und verlagern die Heizzeit in einen 
Zeitraum mit ungUnstigeren Einstrahlungsbedingungen. Die Heizung 
Uber Niedertemperaturkollektoren wird dadurch aufwendiger und 
wirtschaftlich unattraktiver. 
Fazit: Das Einsatzpotential von Niedertemperaturkollektoren zur 
Schwimmbadbeheizung ist relativ begrenzt. Bei dieser Anwendung 
besteht außerdem eine starke Konkurrenz zu elektrischen Wärme-
pumpen (WärmerUckgewinnung durch Abluftentfeuchtung) und Block-
heizkraftwerken. 
Auf wirtschaftliche Aspekte bei der Wärmeversorgung von Wohnge-
bäuden - besonders von Ein- und Zweifamilienhäusern - wird in 
Abschnitt 4.4.1 näher eingegangen. 
b) photovoltaische Stromerzeugung 
Durch den photovoltaischen Effekt kann Strahlungsenergie direkt 
in elektrische Energie umgewandelt werden. Dies geschieht in 
einer Solarzelle Cz. B. einer ca. 0,3 mm dünnen Siliziumzelle). 
Verschiedene Zell typen befinden sich noch in der EntwiCklung. 
Der heutige Einsatz erstreckt sich auf Leistungen bis zu 50 kW. 
Solarstrom wird genutzt durch 
- Satelliten, 
- Navigations- und Warneinrichtungen und 
- Kommunikationssysteme in abgelegenen Gebieten. 
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Der Wirkungsgrad der Solarzellen kann bis zu 13 , betragen. Auf 
die mittlere Einstrahlung von 130 W/m 2 bzw. 1100 kWh/a in Bayern 
bezogen ergibt dies eine jährliche Ausbeute bis zu 165 kWh/m2 , 
die allerdings nur dann voll genutzt werden kann, wenn geeignete 
Speicher (Batteriespeicher) zur Verfilgung stehen. 
Die spezifischen Investitionskosten betragen heute bei einer 
Serienproduktion von 1 MW/a ca. 25 DM/Wpeak /20/. Bei einer an-
genommenen Lebensdauer der Solarzellenmodule von 30 a und der 
Batteriespeicher von 4 bis 12 a belaufen sich die Stromkosten 
bei Anlagen ohne Speicher auf ca. 400 Pf/kWh und bei Anlagen mit 
Speicher auf ca. 500 Pf/kWh. 
Das derzeitige Ziel ist eine starke Senkung der produktions-
kosten durch Rationalisierung und Massenfertigung, um zumindest 
einen wirtschaftlichen Einsatz im Inselbetrieb, also bei Abneh-
mern, bei denen sonst hohe Infrastrukturkosten anfallen wUrden, 
zu erreichen. Dabei wird teilweise mit einer erheblichen Kosten-
reduktion, z. B. um den Faktor 5, gerechnet. Die Entwicklung 
bleibt jedoch abzuwarten. 
Zwischen Niedertemperaturkollektoren und Solarzellen besteht 
eine wirtschaftliche und räumliche Konkurrenz, da sie dieselben 
Dachflächen beanspruchen. 
Materialrestriktionen gibt es fUr die Batterierohstoffe Blei, 
Kadmium, Arsen und Gallium und fUr alle Solarzellenrohstoffe mit 
Ausnahme des Siliziums. Die Umweltrestriktionen infolge der 
Giftigkeit der Batterierohstoffe sind nicht vernachlässigbar. 
Fazit: Solarzellen sind zur Zeit aus wirtschaftlicher Sicht nur 
fUr Sonderanwendungen nutzbar. Die weitere Entwicklung der 
Kosten und damit der großtechnischen Einsatzmöglichkeiten ist 
bei der Mikroelektronik schwer vorherzusagen. Die genannten Ma-
terial- und umweltrestriktionen haben aber sicher eine Begren-
zung bei der großtechnischen Anwendung zur Folge . 
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c) Solararchitektur 
Der Energieeinsparung durch passive Sonnenenergienutzung wird von 
den GrUnen eine große Bedeutung zugemessen. Sie liefert bereits 
heute bei den bestehenden Gebäuden einen beachtlichen Energiebei-
trag. Der Raumwärmeverbrauch der Wohngebäude, deren Lage nicht 
durch Verbauungen beeinträchtigt ist, wäre ohne Berücksichtigung 
der Sonneneinstrahlung über Fenster, Dach und Wände um 30 bis 40 
% höher /39/. Dieser Wert läßt bereits darauf schließen, daß die 
weiteren Verbesserungsmöglichkeiten relativ begrenzt sind. 
Durch die Fenster kommen je nach Wärmeschutz zwischen 60 und 90 , 
des Strahlungswärmegewinns in das Gebäude. Der über die Wände 
nutzbare Anteil nimmt ab mit zunehmender Dicke des Isolationsma-
terials. 
Die klimatisch bedingte SChwankungsbreite der Einstrahlung in 
der Bundesrepublik von ~ 10 , hat eine Schwankungsbreite des 
Raumwärmeverbrauchs von ~ 5 , zur Folge. 
Der Einfluß der Gebäudeorientierung auf den Raumwärmeverbrauch 
beträgt bei gleich großen Fensterflächen im Norden und Süden und 
bei Orientierung der häufiger benutzten Räume (Wohn-, Eßzimmer, 
Küche usw.) nach Süden weniger als 5 %. 
Die Abhängigkeit des Raumwärmeverbrauchs vom Fensterflächenanteil 
an der SUd- und Nordseite des Gebäudes zeigt Abb . 4.2.4-1. 
Während der Raumwärmeverbrauch bei Zunahme der Fensterfläche im 
Süden infolge der erhöhten Einstrahlung einerseits und der Zunah-
me der Fugenlänge andererseits relativ konstant bleibt (Schwan-
kungsbreite < 5 ,), nimmt er bei zunehmender Fensterfläche im 
Norden deutlich zu. Nur bei größeren, fest verglasten Fenstern im 
SUden (Fugenlänge konstant) ist eine Abnahme um 5 % vom Referenz-
wert festzustellen. Diesen relativ geringen Einsparungen stehen 
hohe Mehrinvestitionen durch den teureren Einbau großer Glasflä-
ehen im vergleich zu Wand flächen gegenüber. 
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Abb. 4.2.4-1: Einfluß des Fensterflächenanteils auf den Raum-
wärmeverbrauch /39/ 
Fazit: Die Konstruktion und Nutzung der Gebäude war auch schon in 
der Vergangenheit grBßtenteils an den klimatischen Gegebenheiten 
orientiert (Verteilung der Räume, richtungsabhängiger Fenster-
flächenanteil). Aus dieser Sicht sind daher keine großen Einspar-
möglichkeiten zu erwarten. Der Einbau groBer Fensterflächen im 
SUden (Flächenanteil ~ 50 %) aus energetischen Gesichtspunkten 
fUhrt kaum zu Einsparungen und rechtfertigt nicht den zusätzli-
chen Kostenaufwand. Die gesamten Einsparmöglichkeiten der Solar-
architektur sind deshalb begrenzt und dUrften in der Gegend von 
10 , liegen. 
, 
, 
so 
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4.3 Kernenergie 
Die Kernenergie und daraus folgend der Stromeinsatz werden von 
den Grünen generell abgelehnt. Daß dabei auch auf GefUhle zurück-
gegriffen werden soll, wird an der Feststellung deutlich, daß 
"die Energiefreisetzung der Kernspaltung durch die gezündeten 
Atombomben offenkundig" geworden sein soll. Tatsache ist, daß es 
zuvor theoretische Arbeiten, Testanordnungen und Reaktoren gab, 
durch die die durch Spaltung gewinnbare Energie (10 6 mal so 
hoch wie bei Verbrennungsprozessen) sehr wohl bekannt war. Eine 
friedliche Nutzung der Kernenergie war bereits von Anfang an Ziel 
der nationalen und internationalen Kernforschung. 
Häufig wird auch die Kostensituation verfälscht wiedergegeben. 
Tatsächlich ist die Stromerzeugung aus Kernenergie neben Strom 
aus Laufwasser- und Braunkohlekraftwerken die günstigste Art der 
Stromerzeugung. Kernenergiestrom kostet bei einem heute in Be-
trieb gehenden Grundlastkraftwerk ca. 9 Pf/kWh, Steinkohlestrom 
dagegen 13 Pf/kWh. Dieser Kostenvorteil dürfte infolge des 
höheren Fixkostenanteils bei Kernkraftwerken auch in Zukunft 
bestehen bleiben. 
Die Kernkraftwerke in der Bundesrepublik haben einen weltweit 
anerkannt hohen Sicherheitsstandard. Dieser wird - basierend auf 
dem aufwendigeren und sichereren Anlagenkonzept im Vergleich zu 
den USA - sowohl durch Berechnungen als auch durch Statistiken 
über Störfälle und die jährliche Verfügbarkeit nachgewiesen. 
Die Angaben über die Verfügbarkeit von Kernbrennstoffen sind von 
der gewählten Grenze für die Gewinnungskosten abhängig. Außerdem 
ist die Uranprospektion bei weitem nicht so weit fortgeschritten 
wie die bei anderen Energieträgern. Die Reichweite der bekannten 
Vorräte wird entscheidend bestimmt von der Art der Nutzung (Leicht-
wasserreaktor, Hochkonverter oder Schneller Brüter). Die Uranre-
serven übertreffen beim Einsatz der Hochkonverter- bzw. der Brü-
tertechnologie oder bei BerÜCksichtigung der wahrscheinlichen Re-
serven (wie bei fossilen Energieträgern) die Erdölressourcen um 
ein Vielfaches. 

Oie mittlere zusätzliche Strahlenbelastung der Be völkerung durch 
kernt e chnische Anlagen be trägt weniger als I mrem/ a. Im Vergle ich 
dazu liegt die mittlere Strahlendosis, der die Menschheit in 
ihrer gesamten EntwicklungsgeSChichte ausgesetzt war, zwischen 
100 und 110 mrem/a . Die Strahlenbelastung durch Kernkraftwerke 
ist daher gegenüber der natürlichen Strahlenbelastung vergleichs-
weise gering. 
Die vorgesehene Nutzung der Kernenergie wird im Programm der 
Grünen mehrfach falsch dargestellt. Es wird z. B. das System 
Kernkraftwerk-Widerstandsheizung, an deren Nutzung in reiner Form 
von niemandem ernsthaft gedacht wird, mit dem System Wärmedäm-
mung-vollsolare Heizung vergliChen . Die Wahl solcher Beispiele 
ist nicht geeignet, positiv zur Klärung der energiepolitischen 
Fragestellungen beizutragen. 
4 . 4 Private Haushalte und Kleinverbraucher 
Zur Deckung des Raumwärmebedarfs werden von den Grünen, nach 
einer Senkung des Bedarfs durch extreme Wärmedämmung um 70 %, nur 
die aktiven Systeme Solarheizung, Fernwärmeheizung und Feststoff-
heizung zugelassen. Der Einsatz äußerst sparsamer Haushaltsgeräte 
soll zu einer erheblichen Senkung des Strombedarfs beitragen. 
4.4.1 Solaranlagen 
Im Energieprogramm der Grünen wird vorgeschlagen, "die Hälfte der 
Niedertemperaturwärme (Raumheizung, Warmwasser) bei Haushalten 
und Kleinverbrauchern sowie ein Drittel der Niedertemperaturwärme 
der Industrie (insgesamt 3,5 Mio t SKE/a) durch Sonnenenergie 
über Niedertemperaturkollektoren zu decken". Dazu ist die vollso-
lare Heizung notwendig, vor allem für Ein- und Zweifamilienhäuser 
in ländlichen Gebieten, wo es bei dem vorgesehenen Konzept außer 
dem direkten Steinkoh1eeinsatz (5. Kap . 4 . 1.1) keine energeti-
schen Alternativen gibt. 
- 81 -
Tab. 4.4.1-1 enthält den Nutzenergiebedarf für Heizung und Warm-
wasserbereitung der heutigen Standardgebäude /40/. unter Nutz-
energie ist dabei die vom Wärmeerzeuger abzugebende Wärmemenge zu 
verstehen. Der Heizenergiebedarf im Jahr 2030 soll, wie im Ener-
gieprogramm der GrUnen vorgesehen, 30 % des heutigen Bedarfs be-
tragen. 
Tab. 4.4.1-1: Nutzenergiebedarf von Ein- und Zweifamilienhäusern, 
in kWh/a /40 41/ , 
1 9 8 0 2 0 3 0 1) 
Beizung WarlIIf&Saer- S ..... Heizung W&rDIlUIser- s ...... 
bereitung bereitung 
Einfamilienhaus 25000 2500 27500 7500 2500 10000 (110,.2) 
zweifamilienhaus 30000 4000 34000 9000 4000 13000 (2 x 75 .2) 
1) unter BerQckalc:h~gun9 der Einsparfaktoren Dach dem Energieprogrum der Grünen 
Abb. 4.4.1-1 zeigt die erreichbare solare Deckungsrate in Abhän-
gigkeit vom effektiven Raumwärmebedarf /21/. Die Daten gelten für 
eine SOlaranlage mit einem Jahresspeicher in der Größe von 60 m3 
(2 m x 5,5 m x 5,5 m), die Kollektorfläche wird als Parameter im 
Bereich zwischen 30 und 60 m2 variiert. 
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Abb. 4.4.1-1: Solare Deckungsrate in Abhängigkeit vom effektiven 
Raumwärmebedarf /21/ 
- 82 -
Die Werte aus Abb. 4.4.1-1 sollen für die Beurteilung der Dek-
kungsmöglichkeiten des gesamten Niedertemperaturwärmebedarfs 
(Raumwärme und Warmwasser) verwendet werden. Es zeigt sich, daß 
bei einer Kollektorfläche von 60 m2 maximal ein Raumwärmebedarf 
von 4000 kWh/a vollsolar gedeckt werden kann. Unter Einbeziehung 
der Warmwasserversorgung, deren Nachfrage ungefähr gleichver-
teilt über das Jahr anfällt, kann der Warmwasserbedarf vollstän-
dig und der Raumwärmebedarf bis max. ca. 3000 kWh/a gedeckt wer-
den. Eine vollsolare Deckung ist deshalb bei den getroffenen An-
nahmen über die Entwicklung des Wärmebedarfs auszuschließen. Eine 
Verbesserung der Niedertemperaturkollektoren in der erforderlichen 
Größenordnung ist mittelfristig nicht zu erkennen. Hinzu kommt, 
daß nicht ilberall optimale Bedingungen zur Solarenergienutzung 
(z. B. Firstausrichtung, Neigung der Dachfläche) vorliegen. 
Aus Abb. 4.4.1-1 geht hervor, daß beim Einfamilienhaus ein Raum-
wärmebedarf von ca. 5000 kWh/a und beim Zweifamilienhaus von ca. 
5500 kWh/a durch die Solaranlage (Ko11ektorfläche 60 m2 ) gedeckt 
werden kann, wenn die Leistungsspitzen von einer Zusatzheizung 
abgedeckt werden. 
Geht man entgegen dem derzeitigen Kenntnisstand und dem einhel-
ligen Urteil der Experten /21,42,43/, daß es nicht sinnvoll ist, 
eine vollsolare Bedarfsdeckung anzustreben, trotzdem davon aus, 
daß das Ein- bzw. Zweifamilienhaus mit einem Bedarf entsprechend 
Tab. 4.4.1-1 durch eine Solaranlage mit z. B. 50 bzw. 60 m2 Ko1-
lektorfläche und 50 bzw. 60 m3 Speichervolumen voll versorgt wer-
den könne, dann wären noch weitere technische bzw. wirtschaft-
liche Gesichtspunkte in Betracht zu ziehen. 
Filr den Betrieb von Solaranlagen ist ein elektrischer Leistungs-
bedarf von ca. ·10 W pro m2 Ko11ektorfläche erforderlich. Bei 2000 
oder mehr Betriebsstunden pro Jahr erhält man für die o. a. An-
lage einen Stromverbrauch von 1000 bzw. 1200 kWh/a. Dieser Strom-
verbrauch ist im Energieprogramm der Grünen nicht berUcksichtigt. 
Aus wirtschaftlicher Sicht ergibt sich bei einer vollsolaren 
Bedarfsdeckung gegenüber einem konventionellen System (z. B. 
Öl-, Gas - oder Flüssiggasheizung) eine Reihe von zusätzlichen 
Investitionen, die mit den Kosten der entsprechenden konventio-
nellen Komponenten zu vergleichen sind. Tab. 4.4.1-2 enthält die 
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Anlagenkomponenten und -kosten, die zusätzlich erforderlich sind 
bzw. anfallen. GegenUber einem konventionellen System fallen vor 
allem der Kollektor (20 000-24 000 DM), der Jahresspeicher (15 000-
20 000 DM) und der zusätzliche Aufwand für die Wärmeverteilung 
(15 000 - 20 000 DM) ins Gewicht. Diese Ausgaben könnten auch zur 
Installation und energetischen Versorgung einer konventionellen 
Heizung verwendet werden. Die Solaranlage erfordert gegenüber der 
konventionellen Ö1- oder Gasheizung neben den bereits genannten 
Tab. 4.4 . 1-2: Anlagenkosten bei vollsolarer Niederternperatur-
wärmeversorgung /41,44/ 
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Komponenten außerdem einen Wärmetauseher, einen aufwendigeren 
Brauchwasserspeicher, zusätzliche Regeleinrichtungen, Pumpen und 
Rohrleitungen. Bei einem realen Zinssatz von 5 % entstehen durch 
diese Investitionen und die Wartung jährliche Ausgaben von ca. 5000 
OMa3 bzw. 5500 OMa3 beim Ein- bzw. Zweifamilienhaus. Bei 
der Berechnung der Kosten pro kWh Nutzenergie sind die für den 
Betrieb erforderlichen Stromkosten hinzuzuzählen (Tab. 4.4.1-3). 
Tab. 4.4.1-3: Nutzenergiekosten bei vollsolarer Niedertempera-
turwärmeversorgung 
jAhrliche Nutzenergle 
Xosten 
[""a,'a] 
Einfamilienhaus 4596 
Zwelf~lienh&us 5513 
1) 25 PfS3/kWh 
2} 1000 bzw. 1200 kWh/ a Strom 
AbkQuWlgen: BZG Beizung 
[kWh/a] 
7500 BZG 
2500 WB 
10000 " 
9000 BZG 
4000 WB 
13000 1: 
WWB Warmwasserbereitunq 
~ S ..... 
AnlagenJtosten B11faener~U~ Gesamte Kosten 
pro Nut.zener- kosten pro Nutzener91e 
." [Pf./kWh] [pt./kWh) (pf.ikWhl 
46,0 2,S 48,S 
42,4 2,3 44,7 
Insgesamt kostet die kWh Nutzenergie zwischen 45 und 50 PfS3. 
Dies gilt, wie schon erwähnt, bei Verwendung der untersten Grenze 
der Kollektorkosten sowie unter der Prämisse, daß eine heute nicht 
absehbare entscheidende Verbesserung der Systeme ohne weiter stei-
gende Kosten vorgenommen werden kann. Nicht berücksiChtigt wurde 
eine Reserve- oder Zusatzheizung, die aus GrUnden der Versorgungs-
sicherheit nicht fehlen darf. Dabei ist an eine mit festen Brenn-
stoffen befeuerte Kachelofenheizung oder - auf Grund des seltenen 
Einsatzes und geringen Verbrauchs - an elektrische HeizlUfter zu 
denken. 
I 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
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Für den wirtschaftlichen Vergleich soll eine Ölheizung herange-
zogen werden. Die angegebenen Daten gelten näherungsweise eben-
falls für die noch günstigere Gasheizung. Bei der Ölheizung sind 
Investitionen für den Kessel einschießlieh Brenner und Warmwas-
serspeicher, den Tank mit Tankraum, den Kamin, die Regeleinrich-
tungen und die Installation erforderlich (Tab. 4 . 4.1-4). 
Tab . 4.4.1-4 : Anlagenkosten der Ölheizung /44,45,46/ 
Einfamilienhaus ZWeifamilienhaus 
Investitionen AnnuiUt!J j4hrlldte Investitionen AnnuiUfl jahrliche 
Xc8ten Xosten 
[O'\n J [0 ) P"8,1o] [""83 ) Co] [o"e"a] 
Brenner 1750 13 228 1750 13 228 
(10 al 
!Ce •• el 1600 8,6 138 1600 8,6 138 
(18 .) 
Brauchwasser- 1000 8,6 86 '000 8,6 86 
speicher 
(18 .) 
Tank 900 9,6 86 1200 9,6 115 
(15 A) 
Tankra ... 800 5,5 44 1100 5,5 61 
{50 al 
IWdn 1400 5,5 77 1400 5,5 77 
(50 .l 
sonat1geI!!l2) 1300 5,5 72 1400 5,5 77 
S .... 8750 ---- 731 9450 ~ 782 Martung]) --- 130 ------- 140 s .... ------ ---- 861 ------ ~ 922 1) 5 , realer Zins 
2) 25 , der Xnwstitionen nach Ziffer 1 bis 4 
3) 2 , der Investitionen nach Ziffer 1 bis 4, 7 
I 
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Die Kosten fUhren zusammen mit Brennstoff- und Hilfsenergie-
kosten zu Gesamtkosten von 25 bis 27 PfS3 pro kWh Nutzener-
gie (Tab. 4.4.1-5). 
Tab . 4.4.1-5: Nutzenergiekosten der Ölheizung 
jlhrllc:he Nut%energie Anlagen- • 1) rann- Bllf.ene~13 ) Fe·_· 
_ton koeten .tcU- gi.kosten OJIUn pro 
pm Nutz- Jcoeten utzanerqil 
energie 
[""s/a) [kIlbla) [Pf93/k1lb) [Pf93/kllbl [pf9/k1lb1 [Pf93/kIlbJ 
E1.nfaaillenhaua 961 7500 BZG 
2500 WB 
10000 I: 
-
ZWeifudllenhaua 922 ~ 
1) 13 Pfaftllb' 1,30 ""s/' Sei ... , 
2) 2S pf93/k1lb 
J) 300 kWh/a 
AbkGrzunCJ!!\ : BZG Bebung 
WB WarDlusezberei tung 1: S __ 
9,6 13 
0,75-17 ,3 0,9 26,7 
7,1 13 
0,75.17,3 0,9 25,2 
Die voll solar erzeugte Niedertemperaturwärme ist demzufolge um 
den Faktor 1,8 teurer. Den Annahmen fUr die Entwicklung des 
Heizölpreises liegen Analysen verschiedener Institutionen 
zugrunde / 47,48,49/. 
Bei einer Beschränkung der SOlarenergie auf Deckungsraten von 
ca. 65 , fUr die warmwasserbereitung und bis zu 15 , fUr die 
Heizung (ohne Jahresspeicher, mit Zusatzheizung) sind ca. 
25 PfS3 pro kWh Nutzenergie aufzuwenden / 42/ . Diese Kosten 
sind wegen der erforderlichen Zusatzheizung der eingesparten 
Energie und demzufolge den Energiekosten der Ölheizung (ca, 
18 Pf83 / kWh) gegenUberzustellen. 
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Fazit: Der von Solaranlagen erreichbare Beitrag zur Niedertemperatur 
wärmeversorgung ist allein schon aufgrund der Gebäudestruktur (Ein-/ 
Zweifamilienhäuser außerhalb von Fernwärmegebieten) auf ca. 2,5 Mio 
t SKE/a begrenzt (5. Kap. 3.2). Hinzu kommt daß unter den im 
Energieprogramm gegebenen Voraussetzungen das Ziel der vollso-
laren Raumwärmeversorgung nicht erreichbar ist. Außerdem bleibt 
die Solarheizung mit NiedertemperaturkOllektoren auch in Zukunft 
unwirtschaftlich. Die Sozialverträglichkeit eines groß angeleg-
ten Einsatzes von Solaranlagen muß deshalb bezweifelt werden. Da-
gegen sind Zusatzversorgungsanteile denkbar, wenn man wirtschaft-
liche Nachteile in Kauf nimmt. 
4.4.2 Fernwärmeheizung und gleichzeitige Wärmedämmung 
Nach dem Energieprogramm der Grünen sollen 40 bis 50 % des 
Niedertemperaturwärmebedarfs durch Fernwärme, die ausschließlich 
durch Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt werden soll , gedeckt werden. 
Verschiedene Studien über die Möglichkeiten zum Ausbau der Fern-
wärmeversorgung /7,50 ,51 ,52/ kommen demgegenüber zu dem Ergebnis, 
daß maximal ein Anteil von bis zu 30 % des Raum- bzw. Nieder-
temperaturwärmebedarfs wirtschaftlich durch Fernwärme gedeckt 
werden kann, wobei der mögliche Anteil in Bayern aufgrund der 
Siedlungsstruktur erheblich unter diesem für die Bundesrepublik 
geltenden Mittelwert einzustufen ist. Mit aus diesem Grund liegt 
der Anteil der Fernwärme am Endenergieverbrauch in Bayern schon 
heute um ca. 25 % unter dem Bundesdurchschnitt. Bei einem darüber 
hinaus gehenden Versorgungsanteil ist mit einer erheblichen Zu-
nahme der Ver teilungskosten sowie der Verteilungsverluste zu rech-
nen. An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, daß ein 
nicht wirtschaftlicher Ausbau eines Versorgungssystems nicht nur 
einen verschwenderischen Umgang mit Investitionsmitteln darstellt, 
sondern auch mit Material und demzufolge mit Rohstoffen und Energie. 
GleiChzeitig mit dem Ausbau der Fernwärmeversorgung soll der 
Raumwärmebedarf auf ca. 30 % des Ausgangswertes gesenkt werden. 
Das bedeutet, daß hohe Investitionen einerseits von Privatper-
sonen für die Wärmedämmung und andererseits von Versorgungs-
unternehmen für den Ausbau der Erzeugungsanlagen und Netze zur 
Deckung des relativ geringen Restbedarfs zu tätigen sind . 
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Dies fUhrt - volkswirtschaftlich gesehen - zu zusätzlichen jähr-
lichen Kostenhelastungen in Milliardenhöhe. 
Durch den Ausbau der Fernwärmeversorgung wird der Primärenergie-
einsatz bereits erheblich reduziert. In Tab. 4.4.2-1 ist der Ener-
gieeinsatz für Ö1- und Fernwärmeheizungen entsprechend unserer 
Projektion für die Zukunft gegenübergestellt. 
Tab. 4.4.2-1: Primärenergieeinsatz zur Erzeugung von Nieder-
temperaturwärme 
Olheizung (bzw . Fernwärmehelzung 
Gasheizung) 
Nutzenergle , Einheit 1 Einheit 
1 ,5 Einheiten 0,6 Einheiten 
Erdöl (bz ..... Steinkohle 
Primärenergie z . T. Erdgas) 0,15 Einheiten 
Erdöl bzw. 
Erdgas 
Bei der Fernwärmeheizung ist der bei gleicher Stromproduktion 
zusätzlich erforderliche Energieeinsatz in kleinen steinkohlebe-
feuerten Heizkraftwerken (50 MWel,netto) gegenüber groBen Stein-
kohlekraftwerken (650 MWel,netto) und der Energieeinsatz in 
Spitzenkesseln (Deckungsanteil 10 , der zu erzeugenden Energie 
(optimaler Anteil» berücksichtigt. Der Primärenergieeinsatz 
bei der Fernwärmeversorgung beträgt demzufolge nur 50 , des 
Wertes bei fossilen Heizungen (Bezugssystem Ölheizung). Außerdem 
werden bei der Fernwärmeheizung ca. 80 , des Primärenergieein-
satzes durch Steinkohle abgedeckt. Beim Einsatz von Wirbelschicht-
feuerungen könnte in Zukunft auch ballastreiche Kohle (geringer 
wertiger Brennstoff) eingesetz t werden. Die durch Fernwärmeaus-
kopplung erzielbare Einsparung ist noch höher einzuschätzen, wenn 
die Wertigkeitl ) der Energieträger in die Betrachtung einbezogen 
wird. Steinkohle kann z. B. maximal mit einem Wirkungsgrad von 
60 , in flUssige Kohlenwasserstoffe umgewandelt werden. Bewertet 
bzw. multipliziert man die zur Fernwärmeerzeugung eingesetzte 
Steinkohle mit einem dementsprechenden Faktor (zwischen 0,6 und 
1,0), dann ergibt sich gegenüber der Ölheizung eine noch erheb-
lich höhere Einsparung. Die Ausgangswerte für durch Wärmedämmung 
erzielbare Einsparungen sind bei der Fernwärmeheizung deshalb 
relativ ungünstig. 
1) Dle wertigkeit der Primärenergieträ9.er geht auf die Viel-
seitigkeit ihrer Verwendbarkeit zuruck. Si~ nimmt ab in folgen-
der Reihenfolge: Öl, Gas, Kohle, Kernenergle, Wasserkraft. 
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Durch die Verringerung des Raumwärmebedarfs im Energieprogramm 
der GrUnen infolge Wärmedämmung auf ca. 30 % bzw. des gesamten 
Niedertemperaturwärmebedarfs auf ca. 40 % steigen die Vertei-
lungsverluste (Ausgangswert ca. 13 %) und der pumpstrombedarf 
(Ausgangswert 1,5 , der verteilten Energie) nahezu entsprechend 
dem reziproken Wert des Restbedarfs, also um den Faktor 2,5 auf 
Uber 30 bzw. 4 % (vgl. dazu: HBhe der Verteilungsverluste bei 
der Fernwärmeversorgung im Sommer (>20 %) /8/). Bei gleicher 
wärmedämmung können bei Gebäuden mit Fernwärmeheizung insgesamt 
nur 0,4 Einheiten primärenergie (davon 80 % Steinkohle) gegen-
Uber 0,9 Einheiten Öl bzw. Gas bei Gebäuden mit fossil befeuer-
ten Heizungen eingespart werden (Tab. 4.4.2-2). 
Tab. 4.4.2-2: Primärenergieeinsparung durch verringerung des 
Raumwärmebedarfs auf 30 % des Ausgangswertes in-
folge Wärmedämmung (pro Einheit Nutzenergie vor 
der Wärmedämmung) 
ölheizung (bzw. Fernwärme-
Gasheizung) heizung 
0,9 Einheiten 0,32 Einheiten 
Primärenergie- Erdöl (bzw. Steinkohle 
einsparung z.T . Erdgas) 0,08 Einheiten 
Erdöl bzw. 
Erdgas 
Diese recht unterschiedlichen Werte haben einen starken Einfluß 
auf die Wirtschaftlichkeit. 
Zur Untersuchung der Gesamtkosten für die Wärmeversorgung in Ab-
hängigkeit vom Grad der Wärmedämmung wurde als Modell ein Mehr-
familienhaus (12 Wohnungen, 876 m2 Wohnfläche) gewählt . Der An-
schlußwert dieses Gebäudes (120 kW) könnte einem mittleren An-
schlußwert bei verstärktem Fernwärmeausbau entsprechen. Der Mit-
telwert liegt heute bei 250 kW pro Anschluß. 
Zur Bestimmung der Wärmedämmungskosten wurde von den in Tab. 
4.4 . 2-3 angegebenen Werten ausgegangen. 
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Tab. 4.4.2-3: Spezifische Kosten und k-Wert-Differenz der Wärme-
dämmung /53/ 
k-Wert-~ifferenz 
[w/m k) 
spez. J(o~ten 
CCM a3lm ] 
Dach (' 2 cm DälIInunq) 0.91 .. 
Keller ( 6 cml 0,67 30 
Wand (8 cml , ,07 12S 
13fach -
Fenste r statt D.n 74 
2fach-Ybrqlas~ 
j Zusätzliche 
21 I Wandlso1atlon 0,04 W/ mk 1) 2.S DHu /(m20l1) 
j 
, I Wärmelelt.koeffizlent A 
2) Kosten pro m2 und cm Schlchtdlcke 
Die Gesamtkosten der Fernwärmeversorgung ergeben sich aus den 
Verteilungskosten, den Kosten für die Hausstation und den Er-
zeugungskosten. 
Für die Fernwärmeverteilung vom Wärmeerzeuger bis zur Innenwand 
des Kellers kann generell mit ca. 600 DMS3 pro kW Höchst-
last als mittlerem Wert gerechnet werden /54,55/. Die Auslastung 
der Höchstlast beläuft sich auf 3000 h/a /4/. Die mittlere Bau-
zeit beträgt 4 Jahre, die Anschlu8zeit ca. 8 Jahre und die mitt-
lere Lebensdauer der Komponenten 33 Jahre /6,8,10,57/. Für Be-
trieb, Wartung, Instandhaltung, Steuer und Versicherung müssen 
jährlich 5 bis 6 , der Investitionskosten aufgebracht werden. 
Bei real konstant angenommenen Preisen und einem realen Zinssatz 
von 5 , erhält man Verteilungskosten in Höhe von ca. 3 PfS3/kWh. 
Die Verteilungsverluste liegen im Jahresdurchschnitt bei 13 %, 
die Pumpenergie bei 1,5 , der verteilten Energie. Seide Werte 
erhöhen sich entsprechend der Abnahme der Wärmedichte bei Durch-
fÜhrung starker Wärmedämmungsmaßnahmen. 
- 91 -
Für Hausstationen muß bis zu einem Grenzwert von ca. 700 kW 
Anschlußleistung ein Grundbetrag von 8000 DMa3 und ein lei-
stungsabhängiger Betrag von 1,5 DM83/kW lID, 571 investiert 
werden, d. h. die Kosten sind nur schwach leistungsabhängig. Bei 
einem realen Zinssatz von 5 %, 25 Jahren Lebensdauer und jähr-
lichen Wartungskosten in Höhe von 2 % der Investitionskosten 
ergeben sich jährliche Belastungen von etwas mehr als 700 OMa3-
FUr die Fernwärmeerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung werden die 
Kosten berücksichtigt, die gegenüber der konventionellen Elektri-
zitätserzeugung zusätzlich anfallen (5. Abschnitt 4.1.2) . Für eine 
kostenoptimale Wärmeerzeugung ist ein Leistungsanteil des Spitzen-
kessels von ca. 40 bis 50 % der Höchstlast und demzufolge ein Ar-
beitsanteil von ca. 10 % erforderlich. Im Jahr 1981 lag der Ar-
beitsanteil der Heizwerke noch bei 30 %. Tab. 4.4.2-4 enthält die 
Wärmeerzeugungskosten beider Anlagen und den gewichteten Mittel-
wert. Auf Grund des zunehmenden Kraft-Wärme-Kopplungsanteils ver-
halten sich die Erzeugungskosten relativ stabil, obwohl der Kohle-
und ölpreis im Jahr 2030 knapp doppelt so hoch wie heute angesetzt 
wurden. 
Tab. 4.4.2-4: Kosten der Fernwärmeerzeugung [Pf83/kWh] 
1983 1 ) Projektion 
20302 ) 
Heizkraftwerk (HkW) 3,2 4,0 
(Steinkohle) 
Heizwerk (HW) 5,8 14,5 
(Heizöl S) 
geWichtetes Mittel 4,0 5,1 
Energieanteile: 
1) HkW: HW = 70:30 
2) HkW: HW = 90:10 
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Die Summe aus Erzeugungskosten, Verteilungskosten und Pumpstrom-
kosten ergibt einen Endabnehmerpreis von ca. 8 Pf/kWh fUr das 
Jahr 1983. Ein Vergleich mit der preisstatistik fUr 1981 /58/ 
zeigt, daß dieser wert mit dem Mittelwert des tatsächlich in 
Rechnung gestellten preises, der allerdings großen Schwankungen 
unterliegt, relativ gut Ubereinstimmt. 
Abb. 4.4 . 2-1 fUr das Jahr 1983 und Abb. 4.4.2-2 fUr das Jahr 2030 
zeigen qualitativ gleiche verläufe der Gesamtkosten fUr die 
Wärmeversorgung des MOdellgebäudes. Ein Nutzwärmebedarf von 40 % 
des Ausgangswertes entspricht einer Reduzierung des Raumwärmebe-
darfs auf 30 % (der Anteil des Warmwassers entspricht ungefähr 
10 % des Ausgangswertes). Die VerteilungsKosten sind fast unab-
hängig vom Nutzenergiebedarf, da der Verlegungsaufwand (verlegte 
Rohrstrecke) gleich bleibt und die Materialkosten kaum ins Ge-
wicht fallen. Entsprechend verhält es sich mit den Kosten fUr die 
Hausstation. Die Wärmedämmungskosten nehmen mit abnehmendem Raum-
wärmebedarf Uberproportional zu, da auch die spezifischen Kosten 
zunehmen . Zur Reduktion des Nutzenergiebedarfs auf ca. 80 % sind 
Dach- und Kellerisolation sowie Fugenabdichtung erforderlich. Zur 
Reduktion auf 50 , muß zusätzlich eine 8 cm dicke Wandisolation 
aufgebracht werden. Der Austausch von Zweifachfenstern gegen 
Dreifachfenster bringt weitere 5 , Einsparung. 
Bei weitergehenden Einsparungen sind die Schichtdicken drastisch 
zu erhahen und weitere Einsparungsmaßnahmen zur Reduktion der 
LUftungsverluste erforderlich. Dabei kann es zu sprunghaften 
Rostenerhahungen kommen (Änderungen am Dach, den Fenstersimsen 
und am Sockel). Im prinzip kommt es schon bei 20 , Einsparung 
entgegen dem angenommenen Verlauf zu einer sprunghaften Erhöhung, 
da zumindest einzelne Wände auf einmal isoliert werden mUssen. 
Die Erzeugungskosten (in der Abb. als Energiekosten bezeichnet) 
nehmen proportional zum Nutzenergiebedarf ab. Gegenläufig wirkt 
sich die Zunahme der verteilungsverluste und der erforderlichen 
Pumpenergie aus. 
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Für beide Preisvarianten ergeben sich steigende Gesamtkosten bei 
einem Nutzenergiebedarf unterhalb 80 % des Ausgangswertes. Die Wär-
medämmungskosten können bei einer Senkung des Bedarfs auf ca. 45 % 
durch die Abnahme der Energiekosten nur zu ca. der Hälfte kompen-
siert werden. Die dargestellten zusammenhänge sind volkswirtschaft-
lich relevant, d. h. sie gelten nicht im betriebswirtschaftlieh zu 
untersuchenden Einzelfall eines Hausbesitzers, der heute eine 
Wärmedämmung vornimmt, da dessen Ersparnis an Energiebezugskosten 
(für Erzeugung und Verteilung) zunächst höher ist und erst abnimmt, 
wenn der Großteil der Fernwärmeabnehmer entsprechend handelt. 
Fazit: Ein gleichzeitiger Fernwärmeausbau und starke Wärmedämmungs-
maßnahmen führen zu volkswirtschaftlich höheren Gesamtkosten als 
die Wärmeversorgung durch Fernwärme allein. Als volkswirtschaftlich 
sinnvolle Dämmaßnahmen sind bei fernwärmebeheizten Gebäuden die Ab-
dichtung von Fenster- und Türfugen sowie die Keller- und die Dach-
isolation zu empfehlen. Das energetische Einsparpotential ist bei 
der Fernwärmeheizung primärenergieseitig nur knapp halb so groß wie 
bei Heizungen mit fossilen Brennstoffen . Statt Öl oder Gas werden 
Kohle oder geringerwertige Energieträger (Müll, Ballastkohle) ein-
gespart. 
4.4.3 Feststoffheizung 
Die Wärmeversorgung von 10 bis 30 , der Mehrfamilienhäuser und 20 
bis 40 % der Kleinverbraucher (je nach Szenario) wird durch Fest-
stoffheizungen vorgenommen. Außerdem sollten Gebäude, die über So-
laranlagen versorgt werden, aus Gründen der Versorgungssicherheit 
mit einer Kachelofenheizung ausgestattet sein (ca. 70 bis 80 % der 
Ein- und Zweifamilienhäuser). 
In Bayern (der Bundesrepub1ik) wurden im Jahr 1978 ca. 14 % (14 %) 
der Wohnungen mit festen Brennstoffen beheizt /59/ . Während die 
WOhnungen in landwirtschaftlichen Gebäuden zu 40 % (20 %) eine 
Feststoffheizung aufwiesen, bezogen bei nicht landwirtschaftlichen 
Gebäuden nur 11,4 % (13,6 %) der Wohnungen ihren Wärmebedarf aus 
festen Brennstoffen. 
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Bei Feststoffheizungen wird in der Regel Kohle/Koks und Holz als 
Brennstoff eingesetzt. Durch den hohen Anteil landwirtschaftlicher 
Gebäude bei diesem Heizungstyp (vor allem in Bayern) wird diese 
Aussage unterstrichen; landwirtschaftliche Betriebe schlagen fast 
immer auch Holz ein. Der hohe Anteil der Feststoffheizungen läßt 
vermuten, daß der tatsächliche Holzverbrauch noch über dem in den 
Energiebilanzen ausgewiesenen Wert liegt /22,28/. Er dürfte als 
Folge der höheren Ölpreise in den vergangenen Jahren weiter ge-
gestiegen sein. 
Auf Grund der von den Grünen vorgesehenen stark wärmedämrnenden Maß-
nahmen dürften die Feststoffkessel auch in Mehrfamilienhäusern und 
bei Kleinverbrauchern eine relativ kleine Leistung aufweisen. Da-
durch ergeben sich Probleme für die Regelung und die Rauchgasreini-
gung. Wirbelschichtfeuerungen sind in diesem Leistungsbereich nicht 
einsetzbar. Die auf die heutige Situation bezogenen, zusätzlichen 
Emissionen haben im Vergleich zu Großanlagen lokal erheblich höhere 
Immissionswirkungen. 
Auf die Handhabungsnachteile sowie die Schmutz- und Staubbelastung 
bei Feststoffeuerungen wurde ebenfalls bereits im Abschnitt 4.1.1 
hingewiesen. Die Warmwasserbereitung wird bei Zentralheizungen mit 
Feststoffkesseln im Gegensatz zu 61kesseln nur selten von diesen 
übernommen (vorwiegend Einsatz von Nachtstrom zur Warmwasserberei-
tung). 
Fazit: Durch die Restriktionen, die die Grünen im Hinblick auf die 
Verwendung von Öl, Gas und andere Heizungssysteme (z. B. Wärmepum-
pen) vorgegeben haben, müssen Mehrfamilienhäuser, Kleinverbraucher 
usw. auBerhalb von Fernwärmegebieten generell mit festen Brennstof-
fen versorgt werden. Als Folge der Handhabungs- und sonstiger Nach-
teile entstehen höhere Kosten und es ergeben sich soziale Ungerech-
tigkeiten für den betroffenen Teil der Bevölkerung. Diesbezügliche 
Einschränkungen und Benachteiligungen für bestimmte Bevölkerungs-
gruppen sind wohl kaum sozialverträglich. 
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4.4.4 Wärmedämmung 
Im programm der GrUnen wird davon ausgegangen, daß eine Senkung 
des Nutzwärmebedarfs tUr die Raumheizung auf 30 , des Ausgangs-
wertes maglieh ist. Die Tab. 4.4.4-1 und 4.4.4-2 enthalten fUr 
ein Zwei- bzw. Mehrfamilienhaus die stufenweise erzielbare Ver-
ringerung des spezifischen Jahreswärmebedarfs, wenn man von dem in 
der Vergangenheit Ublichen Dämmungszustand (Ausgangszustand) aus-
geht und verschiedene, aufeinander abgestimmte Maßnahmen vornimmt. 
Die von den GrUnen vorgesehene Einsparung kann durch die Dämmung 
der AUßenwände mit einer Dicke von ca. 10 cm erreicht werden. Ent-
sprechende Oämmungen mUs sen am Dach und an der Kellerdecke ange-
bracht werden. Außerdem ist der Einbau von Dreifachfenstern erfor-
derlich. Der LUftungswärmebedarf ist zusätzlich um den Faktor 2 zu 
reduzieren (~stufe ). 
Die in der letzten Zeit aufgebrachten Dlmmungen an Alt- und Neubau-
ten liegen vielfach im Bereich zwischen Stufe 1 und Stufe 2. 
Tab. 4.4.4-1: Spezifischer Nutzwärmebedarf eines zweifamilienhauses 
bei verschieden starker Wärmedämmung /41/ 
Di_naion Ausg4llgBt.ust. Stufe , Stufe 2 Stufe 
Gebludeu..chlie8ungafllche/ 
.' / .' 0,_ 0._ 0._ 0,_ U1ab.uter Rau. , 
Penaterfllchenanteil , 2S 2S 2S 2S 
WIr.edu.rchg'4llg'uahl k 
- Penater tl/a2.K '. , 3,0 1,15 1, 75 
- Auaenvand W/.2 ,K , .8 , .0 0, • 0.3 
- Kellerd.cke N/a2 ,1( , .0 0.1 0 , _ 0,45 
- Dach w/,i ,K 0.' 0,' 0.' 0,25 
Ge ... t tl/a2, K 1,34 0.' O,n 0,40 
, 
Art der Verglasung - EV81faah :nteifach zweifach dreifach 
Dicke der Dlaaung 
- Auaenvand • 0 0,02 0,08 0,11 
- Kellerdecka • 0 0,02 0,03 0,05 
- Dach • 0 0,04 0,0' 0,12 
Luttvac:hae12ahl 
'/" , 0.1 0,' 0.' 
Tr4llaalaalo~vlr.ebedarf W/.2 115 10 .0 " LUftungavlr.ebedarf 111/.2 30 '0 ,. • 
Gea .. tvlr.ebedarf w/.2 14' '00 55 " Jahreabenutaungadauar "/- 1610 1570 USO 1430 
Jahreavlr.ebedarf kNh/a2.a , .. ,.1 ., " , '00 .. II 2S 
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Tab. 4.4.4-2: Spezifischer Nutzwärmebedarf eines Mehrfamilien-
hauses bei verschieden starker wärmedämmung /41/ 
01 __ 10ft 
AU9qarlgszust Stufe 1 Stufe 2 c:>tufe 
o.bludeu..chl1.aungafllcha' 
.' ( .' 0,_ 0,_ 0,_ 0,_ ~.ut.r aal1ll 
r.n,ta .. fllchanantal1 • " " " " 
W.r-durchgangu.&bl k 
- Panatar lila' .11: J,' J,O 1,75 1,75 
- Aulenvand tl/.'l.K l,S 1,0 0," 0,40 
- .aUareSeck, tI/.'2.11: 1,0 0,7 0,60 0,45 
- Dach tI,.2 .1( 0,' 0,5 0,30 0,25 
o.a_t tI"Z.K 1,45 1,10 0,66 0,55 
J 
Art dIIr Val'gl .. unCJ 
-
_!fach _lhch drelhch 4re1t.eh 
Dicke &Ir Da_unq 
- Aulenwend • 0 0,01 0,04 0,07 
- .eUardeck, • 0 0,02 0,03 0,05 
- Dach • 0 0,04 O,Og 0,12 
Lurtwech •• laahl l(h 1 0,7 0,5 O,S 
Tran •• L •• 1Dn.wlr..~4arf W/.2 lS 55 JS '0 
LU(tung,,,Ir.ebeda .. f tI/.l 30 '0 15 • 
ee ... tv.r.abedarf M,,2 lOS lS 50 J8 
Jabr •• benutaungadauer h(_ 1120 1630 1510 14" 
~.hr •• "Ir.ebed.rf kWh/.2. a '" 123 " 56 • 100 " ., 11 
Abb. 4.4.4-1 gibt Auskunft ilber die Wirtschaftlichkeit der Wärme-
dämmung /41/. 
z 
z 
• ~.. . 
• N -z 
I!! .. 
D 
M 
f 
w ,. 
Enarglakoatenaraparn1. 
1ft25. -
kalt - 1,6 w/rn2x 
Zins-St/a 
rEnerg1epreis - 0,08 IIV»<> 
lsteigerungsrate ... 6 'la 
-Z0k.~~ ... f--7.rrL-~~--~~~~f--7~L-~-4 0.00 O.OZ 0.04 0.01 0.0' 0.10 O.tZ 
DAEUUSCHICHTDICKE IN U 
Abb. 4.4.4-1: Wirtschaftlich optimale Dämmschichtdicke (durchge-
zogene Linie: reine Wärmedämmung, gestrichelte Linie: 
Wärmedämmung zusammen mit fälliger Fassadenrenovierung) 
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Es zeigt sich, daß die Wirtschaftlichkeit bei Isolationsarbeiten an 
Altbaufassaden unter den in der Abb. dargestellten Annahmen erst im 
Zusammenhang mit MOdernisierungsmaßnahmen erreicht wird. Dabei kön-
nen verschiedene Kosten wie z.8. GerUstbau, Reinigung, Verputz und 
Anstrich der Modernisierung zugerechnet werden. Die so einzusparen-
den Investitionen betragen rd. 300M1m2. Die gUnstigsten Werte wer-
den bei Dämmschichtdicken zwischen 7 und 12 cm erreicht. 
Durch den Abzug der ModernisierungsKosten sind die Ergebnisse der 
Wirtschaftichkeitsuntersuchung in erster Näherung auch auf Neubau-
ten Ubertragbar. 
Der vorgegebene Einsparfaktor ist demzufolge bei Gebäuden, bei 
denen die verhältnisse gUnstig sind, langfristig erreichbar. Zum 
Erreichen der Wirtschaftlichkeit mUssen die Maßnahmen im Zuge von 
ohnehin erforderlichen MOdernisierungen durchgefUhrt werden. Die 
bisherigen LUftungsgewohnheiten mUssen z. T. eingeschränkt werden. 
Als Alternative ist auch der Einbau von Abluftwärmetauschern denk-
bar, die jedoch zusätzliche In vestitionen und Betriebskosten erfor-
dern und demzufolge die wirtschaftlichkeit beeinflussen. 
Fazit: Der vorgegebene Einsparfaktor ist zwar bei Gebäuden mit gUn-
stigen Voraussetzungen erreichbar, es muß jedoch bezweifelt werden, 
daß er auch im Durchschnitt aller Gebäude bis 2030 erreicht werden 
kann. Es gibt eine Vielzahl von Gebäuden (Fachwerkhäuser, Gebäude 
mit zu geringem DachUberstand etc.), bei denen eine Außendämmung 
nicht möglich ist. Bei einer dann in Frage Kommenden Innendämmung 
sind so hohe Werte nicht erreichbar. Die DurchfUhrungsverhältnisse 
sind vor allem im Mietwohnungsbau als besonders sChwierig zu be-
trachten. 
Ein weiterer Grund besteht darin, daß die Wärmedämmung in Konkur-
renz zu energiesparenden Maßnahmen bei der Wärmeerzeugung (Fern-
wärmeversorgung, elektrische Wärmepumpen, Verbrennungsmotor- und 
Absorptionswärmepumpen) steht. Hat man bereits eine Maßnahme durch-
gefUhrt, dann ist die andere wirtschaftlich nicht mehr sinnvoll und 
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umgekehrt. Dies wurde am Beispiel der Fernwärmeheizung in Abschnitt 
4.4.2 ausfUhrlich dargestellt. Da nach dem Energieprogramm der Grü-
nen ein Fernwärmeanteil zwischen 40 und 50 % angestrebt werden 
soll, dUrfte der im Programm angenommene Einsparfaktor von 70 % bei 
der Raumwärmeversorgung zu einem erheblichen Zielkonflikt führen, 
der sich in zusätzlichen Kosten niederschlägt. 
4.4.5 Elektrohaushaltsgeräte 
Bei der Entwicklung des durchschnittlichen Stromverbrauchs elek-
trischer Haushaltsgeräte gehen die Grünen von einer Reduzierung um 
65 , aus. Dieser Wert Ubertrifft die im Pfad 4 der Enquete-Kommis-
sion /1/ getroffenen Annahmen erheblich. Pfad 4 repräsentiert im 
Enquete-Gutachten die bundesweiten energiepolitischen Vorstellungen 
der GrUnen. Die Verbrauchsreduzierung bei elektrischen Haushaltsge-
räten streut in den vier pfaden zwischen 10 und 46 % (Pfad 1 bzw. 
Pfad 4). Tab. 4.4.5-1 enthält die durchschnittlichen Jahresverbräu-
che der wichtigsten Geräte. Daneben zeigt sie den Verbrauch von 
heute bereits erhältlichen neuen Geräten und eine Abschätzung der 
möglichen Entwicklung. 
Tab. 4.4.5-1: Stromverbrauch von Haushaltsgeräten in kWh/a, 
heutiger Stand und mögliche Entwicklung (Erspar-
nis in Klammern in % bezogen auf "Durchschnitt") /41/ 
Durchschnitt neue Geräte mögliche 
Geräte 
Beleuchtung 150 150 (0) 50 (67 ) 
Gefrieren 675 475 (30) 350 (48) 
GeschirrspUler 500 440 (12) 300 (40) 
KUhlschrank 400 255 (36) 200 (50) 
Waschmaschine 380 280 (26) 220 (42) 
Wllschetrockner 410 310 (24) 250 (39) 
Sonstige 245 245 (0) 200 (18 ) 
Summe 2760 2155 (22) 1570 (43) 
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Ausgehend von den Werten der Tab. 4.4.5-1 erscheint eine Einspa-
rung zwischen 40 und SO % bis zum Jahr 2030 möglich. 
Bei der Beurteilung zukünftiger Entwicklungsrnöglichkeiten ist die 
Wirtschaftlichkeit von entscheidender Bedeutung. Unter der Annahme, 
daß 1 kWh Strom 0,20 DM kostet und ein Elektrogerät fünf Jahre 
lang genutzt werden kann, kann für die Ersparnis von 1 kWh/a rd. 
1 DM mehr in ein Gerät investiert werden. Ein verbesserter Kühl-
schrank (5. Spalte 1 und 2, Tab. 4.4.5-1) darf also in der An-
schaffung ca. 140 DM mehr kosten als ein bisher gebräuchlicher, 
gleiChwertiger Kühlschrank. Dies dürfte in der Praxis erreichbar 
sein. 
Fazit. Der von den Grünen angenommene Einsparfaktor für elektri-
sche Haushaltsgeräte erscheint zu hoch. Energiesparende Mehrinve-
stitionen beim Kauf neuer Geräte sind in vielen Fällen wirtschaft-
lich. 
4.5 Verkehr 
Im Energieprogramm der Grünen werden im Verkehrssektor Einsparun-
gen zwischen 10 % (elektrische Bahnen) und 60 , (Fahrzeuge mit 
Benzinmotoren, Restverbrauch 4 1/100 km) angenommen. Diese Einspa-
rungen sollen im Laufe von 10 Jahren im Zuge normaler Ersatzzeiten 
erreicht werden. 
Zum Problemkreis Verbrauchsreduzierungen von PKW mit Benzinmotoren 
können folgende Oberlegungen angestellt werden: 
In Bayern ist derzeit kein PKW auf dem Markt, der auch nur an-
nähernd mit 4 1/100 km auskommt. Das bedeutet, daß es kaum möglich 
ist, einen auf 40 , reduzierten Verbrauch innerhalb von 10 Jahren 
zu erreichen. Ein Golf C - Formel E verbraucht 6,6 1 Super/IOD km 
(gewiChteter Verbrauch: Summe aus je einem Drittel des Verbrauchs 
bei 90 km/h, 120 km/h und im Stadtverkehr), ein Golf Turbo-Diesel 
5,9 1 Diesel/IOD km. Der durchschnittliche Verbrauch aller PKW lag 
1982 bei 10,5 1 Benzin/lOO km. Er wird also von größeren PKW nach 
oben verschoben. Daraus folgt, daß man bei der Beurteilung der 
möglichen Einsparungen streng zwischen "Flottenverbrauch" und Ein-
zelverbrauch unterscheiden muß. 
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Andererseits gibt es Versuchsfahrzeuge, die nahe an die geforderte 
Grenze herankommen (2. B. Verbrauch des VW "Auto 2000"D: 4,1 1/100 
km). Der Bau eines Autos mit einern Verbrauch von 4 1/100 km ist 
daher langfristig möglich. Dies bedeutet jedoch nicht, daß sich 
damit der Durchschnittsverbrauch automatisch auf diesen Wert ein-
pendelt. Dagegen sprechen zwei Gründe: 
- Je geringer der Energieverbrauch eines Autos werden soll, umso 
aUfwendiger und damit teurer wird es. Während etwa in den letz-
ten Jahren durch cw-wert-Verbesserungen, Motoroptirnierungen 
und Leichtbauweise deutliche Fortschritte erzielt wurden, lassen 
sich - bei festgelegten Nutzungsparametern wie Platzangebot und 
Fahrleistungen - weitere Einsparungen nur durch immer aufwendi-
gere Techniken wie elektronische Regelungen, Schubabschaltung, 
Schwungradspeicher, Zylinderabschaltung usw. erreichen. Es gibt 
deshalb eine Grenze, bei der der Kostenmehraufwand für eine zu-
sätzliche Energieeinsparung nicht mehr durch die erzielten Min-
derkosten für Kraftstoff aufgewogen wird. 
- Der Verbraucher wählt seinen PKW nicht nur nach dem Kriterium 
"Energieverbrauch" aus, sondern auch nach den Kriterien Gesamt-
kosten, Fahrleistungen, Komfort, Sicherheit, P1atzangebot, Aus-
sehen, usw. Auch wenn daher ein Auto mit 4 1/100 km auf dem 
Markt ist, wird es nicht jeder kaufen, zumal - bedingt durch den 
notwendigen Leichtbau, kleine Außenmaße und hohen technischen 
Aufwand - die Energieeinsparung mit den Zielen Wirtschaftlich-
keit, Sicherheit, Platzangebot, Lärmschutz und Fahrleistungen 
konkurriert und kaum in Einklang zu bringen sein wird. 
Eine langfristige Absenkung des Durchschnittsverbrauchs auf 4 1/100 
km dUrfte daher mit großer Wahrscheinlichkeit nicht von selbst als 
Folge höherer Energiepreise eintreten. Zum Erreichen dieses Ziels 
wären gezielte Eingriffe in die Automobilwirtschaft und auf den 
Einzelnen (z. B. durch staatlich verordnete Höchstverbrauchswerte 
usw.) erforderlich. Anstehende Umweltschutzmaßnahmen wie z. B. der 
Einbau von Abgaskatalysatoren haben außerdem einen verbrauchsstei-
gernden Effekt (Verbrauchsanstieg um bis zu 10 %). 
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Hinzu kommt, daß in der Studie der GrUnen Nachweise oder auch nur 
Plausibilitätsbetrachtungen dafUr fehlen, daß den Nachteilen, die 
den Verbrauchern aufgezwungen werden, vergleichbare volkswirt-
schaftliche Vorteile gegenUberstehen. 
Die fUr den Verkehrssektor angenommenen Wachstumsraten liegen im 
Rahmen der Ubrigen angenommenen Wachstumsraten. Die gewählten Fak-
toren erlauben keinen großen Spielraum fUr zukUnftige Entwicklun-
gen. 
Fazit: Die theoretisch von einzelnen Fahrzeugen erreichbare Ziel-
setzung von 4 1 Kraftstoffverbrauch/lOO km dUrfte aus zwei GrUnden 
scheitern. Zum einen liegt auch in Zukunft der mittlere Verbrauch 
der "Fahrzeugflotte" eines Herstellers höher als der Minimalwert. 
Zum zweiten konkurriert die Zielsetzung eines minimalen Verbrauchs 
mit einer Reihe von Kriterien wie Fahrleistungen, Sicherheit, 
Platzbedarf, umweltschutz usw. Der vorgegebene Einsparfaktor wäre 
daher höchstens durch strenge Vorschriften zu erreichen. Auch hier 
stellt sich daher die Frage nach der Sozialverträglichkeit der 
Zielsetzung. 
4.6 Industrie 
Der Sektor Industrie wird im Energieprogramm der GrUnen pauschal 
und kurz abgehandelt. Als wesentlichster Punkt wird auf eine 
Studie Ober die Möglichkeiten zur Einsparung von Prozeßwärme 
verwiesen. Eine Disaggregation der Industriebereiche in Nutzungen 
- wie bei den übrigen Sektoren geschehen - wurde für die Indu-
strie, die ca. 25 , des Endenergieverbrauchs fUr sich beansprucht, 
nicht vorgenommen. Auf diesen Mangel wurde bereits in Abschnitt 3 
hingewiesen. 
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Die drei angegebenen industriellen Bereiche sollten zumindest in 
die Nutzungen 
Rawnwärme 
Prozeßwärme aus Brennstoffen 
Prozeßwärme aus Strom sowie 
Licht und Kraft 
disaggregiert sein. Nur dann ist eine problemadäquate Fortschrei-
bung der Nachfrage Uber Einspar- und Wachstumsfaktoren möglich. 
Die nach diesem Konzept berechneten Endenergieverbrauchswerte (auf 
der Basis der Daten der GrUnen) zeigt Tab. 4.6-1 (s. Spalte "kor-
rigierte Fassung"). Die unter "Originalfassung" angegebenen, zu-
sammengefaBten Werte machen deutlich, daß die alleinige untertei-
lung der Industrie in drei Bereiche ohne BerUcksichtigung der Nut-
zungen nicht ausreichend ist. 
Tab. 4.6-1: Endenergiebedarf der Industrie bei problemadäquater 
Disaggregation der Bereiche 
Endl!nergie- Einapar- 11 
verbrauch faktor 
1'>9 ~rr_ Oriq_ -(Hio t SJ:E) Fass_ Fass_ 
RaID'&nIe 1,40 O,S (Q;PG, IVG, v<:1 0,3 
FQsaUe Proze8-
vlr.aerz_ 
- aiPG 4,9S 0,3 
- IV< 0, 44 0,3 
- V, 1,96 0,3 
Elektriache Prote8-
vanlllerz. . 
- alPG 0,. ° 
[ 0,3 
- Iv<: 0,3 ° 
-v<: 0,2 ° 
Licht Wld kraft 1,37 0,3 
FosaU" lIrenn.ttoffe 8,65 
/ - 1Coh1e - 0,88 - öl oder - 7,77 StrolD CU 2,47 
,- 11,12 ---11 Einsparung' bezogen auf den Ausganqsvert 1979 
21 Hl.ndl!s tvert 
WachstUIIIS-
faktor 
"'a. Oriq_ 
Fus_ Fas •• 
1,3 
1,11 
0,7 
2,3 
1, 0 
0,7 
[I'W 2 ,3 1,0 
2,0 
/ ---
Iobkiluunqenl GSPG Gnlll(utoff- Wld ProdukUonsqQt"rindustrie 
IVG In_sUt.ionsqQterlnoSllIt.r1e 
Endenerqie-
verbraudl 2030 
(Mio t SICE) 
Itorr_ Oriq_-
Fass. Fus. 
0,91 
6,70_ 
2,4) 
0,71 
1,30 
0, 42 
[""-0,69 0,20 1,92 
5,35 6,70 
- 4,02 - - 6,71 
_ 1,332 ) 
-
3,23 1,76 
8,56 S,46 
VG VerbrauchsgQt.erlndustrle {einschließlich Nahr=qsmittelinoSustriel 
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Beim Einspar- und Wachstumsfaktor für Raumwärme sollte man sich 
aus Konsistenzgründen an den entspre chenden Faktoren der übrigen 
Sektoren orientieren. Dann wäre eine SO%-ige Einsparung und ein 
Wachstumsfaktor von 130 % anzusetzen. 
Bei der aus Brennstoffen erzeugten Prozeßwärme kann mit einer Ein-
sparung von 30 , und den für die einzelnen Industriebereiche vor-
gegebenen Wachstumsraten gerechnet werden. Hier muß jedoch berück-
sichtigt werden, daß ein 100 %-iger Kohleeinsatz bei der fossilen 
Prozeßwärmeerzeugung nicht möglich ist (so Abschnitt 4.1.1). Es 
wurde ein Mindestanteil der KOhlenwasserstoffe von ca. 30 % ange-
nommen. Im Falle eines 100 %-igen Kohleeinsatzes wäre im übrigen 
mit e iner Zunahme des spezifischen Energieverbrauchs und damit des 
Gesamtenergieverbrauchs zu rechnen. 
Bei der elektrisch erzeugten Prozeßwärme gibt es analog zum Sektor 
Kleinverbraucher kaum Einsparmöglichkeiten. Als Wachstumsfaktoren 
können ebenfalls die für die einzelnen Industriebereiche angegebe-
nen Werte verwendet werden. 
Für die Nutzung Licht und Kraft sollten dieselben Faktoren wie für 
den Sektor Kleinverbraucher verwendet werden (Einsparfaktor 30 %, 
Wachstumsfaktor 200 %). Bei den Annahmen zur Einsparung wird davon 
ausgegangen, daß sowohl bei der Beleuchtung (neue Konzepte) als 
auch bei elektrischen Maschinen (verbesserte Regelung) noch Ver-
brauchsreduzierungen möglich sind. Die Berücksichtigung eines 
Wachstumsfaktors von 200 % analog zum Sektor Kleinverbraucher ist 
notwendig, da darin zum einen das gesamte industrielle Wachstum 
und zum anderen die fortschreitende Automatisierung (Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen, z. B. Abschaffung von Fließbandarbeit 
etc.) zum Ausdruck kommt. 
Fazit: Die Energieträgerstruktur unterscheidet sich auch hier - wie 
schon in Abschnitt 3 . 2 - erheblich . Der Strombedarf des Industrie-
sektors wird (ohne etwaige Berücksichtigung des Einflusses höhe rer 
Wachstumsfaktoren) um ca. 80 % unterschätzt. Ein Mindestanteil von 
Öl und Gas bei den fossilen Brennstoffen zur Prozeßwärmeerzeugung 
(Annahme 30 % ~ 1,3 Hio t SKE) wurde nicht berücksichtigt. Die 
Addition dieses Wertes in Abschnitt 3.2 würde den Kohlebedarf wei-
ter erhöhen (zusätzlicher Einsatz von 2,4 Mio t SKE/a zur Verflüs-
sigung erforderlich). 
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Die Kopplung der Wachstumsfaktoren der Industriezweige untereinan-
der wird hier nicht näher untersucht . Darauf wird in Abschnitt 5 
eingegangen. Oie Wachstumsfaktoren sind so gewählt, daß der Bei-
trag energie intensiver Branchen nicht weiter ste igt, sondern 
abnimmt. 
4.7 Nichtenergetischer Verbrauch 
Der nichtenergetische Verbrauch unterlag nach dem statistischen 
Datenmaterial seit 1979 relativ großen Schwankungen (2,5 bis 3 7 
Mio t SKE/a), die verschiedene, z. T. statistische Ursachen haben 
können . Er dürfte aber - sowohl in Bayern als auch in der Bundes-
republik - seit 1979 um ca. 20 bis 30 , zurückgegangen sein. Die 
Ziele der Grünen, hohe energetische Einsparfaktoren zu erzielen, 
erfordern andererseits langfristig einen Anstieg der Produktion 
der Chemischen Industrie, die in Bayern den größten Einzelverbrau-
cher des Verarbeitenden Gewerbes darstellt. Als in verstärktem Um-
fang erforderliche Grundstoffe seien z. B. Dämmstoffe für Gebäude, 
Fernwärmeleitungen, Speicher, Kühlgeräte usw. oder Kunststoffe für 
die Leichtbauweise von Fahrzeugen, Geräten, Maschinen usw. ge-
nannt. Der Wert von 1979 (3,7 Mio t SKE/a) dürfte also langfristig 
wieder erreicht oder überschritten werden. Einen Wert von knapp 
4 Mio t SKE/a erhält man auch, wenn man den nach 1979 erreichten 
Minimalwert über die nächsten SO Jahre mit 1 % Wachstum linear 
fortschreibt. 
Die für die nichtenergetische Nutzung eingesetzten Mineralölpro-
dukte sind i. a. nicht durch andere Energieträger (z. B. Steinkoh-
le) ohne eine vorherige Umwandlung ersetzbar. Wie in Abschnitt 3 _2 
ausführlich beschrieben, wird dieser Bedarf im Energieprogramm der 
Grünen nicht berücksichtigt. Welchen Einfluß das Weglassen dieser 
Energiemenge auf die Bedarfsdeckung hat, kann dadurch verdeutlicht 
werden, daß die als Obergrenze ausgewiesenen 6,6 Mio t SKE flüs-
sigen bzw. gasförmigen Energieträger zu 85 % durch die Verwendung 
der gesamten Biomasse für diesen Zweck {anstelle für die Eigenver-
sorgung der landwirtschaftlichen Betriebe> gedeckt werden sollen. 
Die Berücksichtigung des nichtenergetischen Verbrauchs erhöht den 
Bedarf an flüssigen Energieträgern um über 50 %. 
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Zur Deckung dieser Nachfrage kommt, wenn die Zielvorgaben der GrU-
nen ernst gemeint sind, nur der Einsatz der Steinkohlehydrierung 
oder der Synthesegaserzeugung aus Steinkohle in Frage. Bei einem 
Wirkungsgrad von ca. 55 , könnte der nichtenergetische Bedarf 
durch den Einsatz von ca. 7 Mio t SKE Steinkohle in einer oder 
zwei großtechnischen Anlagen gedeckt werden. 
Volkswirtschaftlich hätte der Wegfall der nichtenergetischen Roh-
stoffe katastrophale Auswirkungen. Er wUrde die industrielle Fer-
tigung und den Betrieb von Anlagen in allen Bereichen beeinträch-
tigen bzw. unmöglich machen. Als betroffene Produkte neben den be-
reits erwähnten seien Haushaltsgeräte (Gehäuse, funktionelle Bau-
teile, usw.), Kleidung, Möbel, kosmetische Artikel, elektrische 
Geräte (Gehäuse, Isolation), Fahrzeuge (Innenausbau, funktionelle 
Bauteile, Dichtungen, usw.), Schmierstoffe fUr den Betrieb von 
Fahrzeugen und Maschinen, Lacke und Farben, feinmechanische und 
optische Geräte, Spielzeug, Sportgeräte, Verpackungen sämtlicher 
prOdukte usw. genannt. 
Fehlende Produkte aus nichtenergetischen Rohstoffen wUrden das 
Energieversorgungskonzept der GrUnen (hohe Einsparmaßnahmen, ver-
stärkte Produktion von InvestitionsgUtern z. B. SOlaranlagen) un-
durchfUhrbar machen. Dies wird deutlich an den fUr die Erreichung 
der Einsparfaktoren notwendigen, oben genannten produkten und 
deren Nutzanwendungen. Auf eine Forcierung der rationellen Ener-
gleverwendung mUßte in Zukunft verzichtet werden. 
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5 Volkswirtschaftliche Aspekte 
Der vorliegende Abschnitt befaßt sich zunächst mit den volkswirt-
schaftlichen Auswirkungen der im Energieprogramrn der Grünen vorge-
gebenen Annahmen und Maßnahmen. Einbezogen ist auch eine Analyse 
des Zusammenhangs zwischen erzielbaren Einsparraten und erforder-
lichem Energiepreisniveau. Abschließend werden die Konsequenzen 
einer ausschließlich dezentralen Energieversorgung und industriel-
len Fertigung diskutiert. 
5.1 Wachsturnsannahmen 
Dem Szenario "Stagnation" wird ein sogenanntes "Wachstumsszenario" 
gegenübergestellt, das die Wünsche der Bevölkerung nach bleibendem 
bzw. steigendem Komfort befriedigen soll. Das angenommene Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts beträgt knapp 1 % pro Jahr. Zur Lösung 
verteilungs-, arbeitsmarkt- und sozialpolitischer Probleme sind 
höhere Wachstumsraten wünschenswert bzw. notwendig. Es fällt auf, 
daß die energieintensiveren Industriebereiche stagnieren oder gar 
SChrumpfen . Auf diese Art und Weise wird erreicht, daß sich der 
Energieverbrauch im "Wachstumsszenario" nur unwesentlich von dem 
im "Stagnationsszenario" unterscheidet. In den folgenden Absätzen 
wird untersucht ob der von den Grünen angenommene Rückgang der 
Grundstoffindustrie realistisch ist. 
In den Szenarien der Grünen wird Energie in hohem Umfang durch 
Kapital und Arbeit, also durch Anlagen zur Energiegewinnung und 
rationellen -verwendung substitutiert. Dieses Vorhaben ist durch 
das angenommene Wachstum der Investitionsgüterindustrie z.T . be-
rücksichtigt. Die erforderlichen Investitionen und die späteren 
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Ersatzinvestitionen haben jedoch auch einen erheblichen Material-
aufwand und demzufolge einen erhöhten Bedarf an Grundstoffen zur 
Folge. Die Auswirkungen auf die einzelnen Bereiche der Grundstoff-
und ProduktionsgUterindustrie werden in Tab. 5.1-1 verdeutlicht. 
Es sind im wesentlichen die energieintensiven Bereiche Stahlerzeu-
gung, NE-Metallerzeugung, Chemische Industrie sowie Steine und 
Erden betroffen. Oie Reihe der Beispiele ließe sich beliebig fort-
setzen. Auch nicht-energetische dezentrale Einrichtungen, die 
gleichfalls angestrebt werden, haben einen erhöhten Materialbedarf 
zur FOlge, da der spezifische Materialeinsatz bei dezentralen An-
lagen größer ist als bei zentralen. 
Tab. 5.1-1: Auswirkungen investiver Maßnahmen im Energiesektor auf 
die Grundstoff- und Produktionsgüterindustrie 
Solaranlagen + Speicher 
(Solarkollektoren und 
-zellen) 
Fernwärmeversorgung 
+ speicher 
Wärme-
dAltIIlung 
Wind- und wasserkraft-
anlagen 
Anlagen zur wärme rOck-
gewinnung + Speicher 
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Die Abb. 5 . 1-1 und 5.1-2 zeigen die Entwicklung der Bruttowert-
schBpfung der Industriesektoren und des zusammengefaßten ilbrigen 
Sektors (Kleinverbraucher entsprechend der Energiebilanz) absolut 
und relativ. Da der Bergbau, der seit 1957 starke Rückentwicklun-
gen hinnehmen mußte, in Bayern so gut wie nicht vertreten ist, 
wurde er aus GrUnden der Obertragbarkeit im Sektor "Verbrauchs-
gUterindustrie" subsummiert. Entsprechend wurde bei der öffentli-
chen Energie- und Wasserversorgung verfahren. Die Summe der Brut-
towertschöpfungen aller Sektoren entspricht näherungsweise auch 
dem Bruttoinlandsprodukt und dem Bruttosozialprodukt. Es zeigt 
sich, daß alle Sektoren (einschließlich der Grundstoffindustrie) 
in der Vergangenheit (1950 bis 1980) absolut gesehen nahezu konti-
nuierlich gewachsen sind. Bei den Anteilen ergaben sich nur ge-
ringfUgige Verschiebungen. Zwischen 1975 und 1980 ist eine rela-
tive zunahme des Dienstleistungssektors zu erkennen. 
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Abb. 5.1-1: Beitrag der wirtschaftssektoren zur Bruttowertschöpfung 
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Abb. 5.1-2: Anteil der Wirtschaftssektoren an der BruttowertschBp-
fung 11,2,3,41 
Bei der Grundstoffindustrie gleicht die "Wachstumsbranche" Chemie 
offenbar den strukturellen RUckgang der Bruttowertschöpfung bzw. 
auch des Energieverbrauchs der Ubrigen Sektoren - vor allem der 
Eisenschaffenden Industrie - wieder aus. Da fUr das Land Bayern 
die reduzierende Wirkung der schrumpfenden Roheisen- und Rohstahl-
produktion wegfällt, wird die Bruttowertschöpfung und der Energie-
verbrauch der Grundstoffindustrie umSQ stärker durch die Entwick-
lung der Chemischen Industrie geprägt. 
Unter Vernachl~ssigun9 des AUßenhandels soll nun ein Zusammenhang 
zwischen der Grundstoffindustrie und den übrigen Sektoren - bezo-
gen auf die Bundesrepublik - hergeleitet werden. Gesucht wird eine 
Darstellung der Form: 
GSPG = 
GSPG 
IVG 
VG 
KV 
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f(IVG, VG, KV) . 
Bruttowertschöpfung (BWS) 
der Grundstoff-und Pro-
duktionsgüterindustrie 
BWS der Investitionsgüter-
industrie 
(5.1) 
BWS der Verbrauchsgüter in-
dustrie (einsehl. Nahrungs-
und Genußmittelindustrie, 
Bergbau, Energie- und Wasser-
versorgung) 
BWS der Kleinverbraucher 
Bei der angewandten multiplen Regression nach der Methode der 
kleinsten Fehlerquadrate /5/ liefert ein exponentieller Ansatz die 
besten Ergebnisse: 
GSPG 
Die Bruttowertschöpfung der Kleinverbraucher ist nicht signifikant 
und kommt deswegen in der Regressionskurve nicht vor. Die Regres-
sionskurve weicht von den statistischen Werten im Maximalfall we-
niger als 2 % ab. Die statistischen Koeffizienten zur Beurteilung 
der Schätzung weisen befriedigende Werte auf. 
Bei der rezessiven Entwicklung nach 1980, die aufgrund der Zeit-
verzögerung des statistischen Datenmaterials hier nicht berück-
siChtigt werden kann, war die Eisenschaffende Industrie wiederum 
strukturell am stärksten betroffen. Dies ist für Bayern jedoch, 
wie bereits erwähnt, wenig ausschlaggebend. Die angegebene Schät-
zung behält daher trotz der erwähnten strukturellen Verschiebungen 
in den letzten drei Jahren - besonders für das Land Bayern - ihre 
Gültigkei t. 
Aus GI. (5.2) lassen sich die in Tab . 5 . 1-2 angegebenen, partiel-
len ElastizitäteJ~ die für ein angenommenes Wachstum der Sektoren 
um 100 % berechnet wurden, bestimmen. Für den Sektor Kleinverbrau-
cher, dessen Elastizität ebenfalls von null verschieden ist, wird 
eine Elastizität< 0,1 angenommen. 
1) Elastizität = Quotient der relati~en Änderung der abhängi-
gen Größe (y) durch die relative Änderung der unabhängigen 
Größe (x) [E = dy/d .. • ><Iy] 
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Mit den Wachstumsraten der Grünen und den partiellen Elastizitäten 
erhält man ein Wachstum der Grundstoff- und Produktionsgüterin-
dustrie um 70 % (Tab. 5.1-2). Ihre Bruttowertschöpfung liegt also 
um mehr als den Faktor 2 über dem von den Grünen angenommenen Wert 
(70 % des Wertes von 1979). 
Tab. 5.1-2: Wachstum der Grundstoffindustrie 
Partielle sektoral'2' 
Elastizität Wachstum 
e (0 ) 
Investitions-
güterindustrie -... 0,5 130 
(IVG) 
verbrauchsgüter-
ind. (VG) 1) ~ 0,2 -
Kleinverbraucher (KV) < 0,1 60 
(Rest) 
SUIIIIIIO ---- ----1) Einschließlich Nahrunqs- und GenuBmittellndustrie, 
Bergbau sowie Energie- und Wasserversorgung 
2) Nach dem Enerqleprogramm der GrUnen fQr Bayern 
erforderliches 
Wachstum der 
GSPG C') 
-65 
-
- 5 
70 
Fazit: Die Analyse des Zusammenhangs der Wachstumsraten der Grund-
stoffindustrie mit den übrigen Sektoren für die Vergangenheit 
widerlegt bei der Zugrundelegung der von den Grünen aufgrund der 
Dezentralisierung und rationellen Energieverwendung vorgesehenen, 
stark investiven Maßnahmen, daß die in Bayern vertretenen Zweige 
der Grundstoffindustrie in dem von den Grünen angenommenen Ausmaß 
schrumpfen werden, 2umal der strukturell schwächste Zweig der 
Grundstoffindustrie - die Roheisen- bzw. ROhstahlproduktion - in 
Bayern nicht vertreten ist. Die Chemische Industrie als größter 
Energieverbraucher hätte aufgrund der vorgesehenen Maßnahmen mit 
Produktionssteigerungen zu rechnen. 
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Ein wichtiger Schwerpunkt des Energieprogramms der Grünen liegt 
auf dem Rückführen von Grundstoffen. Es stellt sich deshalb die 
Frage, ob Wachstum und Energiebedarf der Grundstoffindustrie da-
durch entscheidend beeinflu8t werden. Durch verstärktes Rückfüh-
ren kann zwar der spezifische Energiebedarf (Energiebedarf pro t 
Produkt bzw. pro 1000 DM Bruttowertschöpfung) sowie der Rohstoff-
bedarf verringert werden. Die Bruttowertschöpfung dürfte sich je-
doch nur wenig ändern. Das Rezyklieren verursacht andererseits zu-
sätzliche Kosten und Energieaufwand für die Sammlung und Aufberei-
tung der zurückzuführenden Materialien. Im übrigen muß darauf hin-
gewiesen werden, daß z. B. bei der Rohstahlerzeugung heute nur ca. 
20 % Schrott (bezogen auf den RohstahlausstoB) eingesetzt werden 
können /1/. Inwieweit höhere Rückführungsraten, z. B. auch in 
anderen Sektoren, möglich sind, wäre durch weitergehende detail-
liertere Untersuchungen zu ermitteln. Durch die bisherigen Erfah-
rungen steht aber fest, daß eine vollständige Rückführung nicht 
einmal näherungsweise durchzuführen ist. 
Der angenommene Rückgang der Grundstoffindustrie wirkt sich hin-
sichtlich der Energie- und Rohstoffversorgung des Landes Bayern 
umso stärker aus, als Bayern bereits heute neben der Energie einen 
großen Teil der energieintensiven Grundstoffe bezieht. Tab . 5.1-3 
verdeutlicht diese Aussage am Beispiel der wiChtigsten Erzeugnisse 
der Eisenschaffenden Industrie und der Chemischen Industrie /6/. 
Tab. 5.1-3: Produktion energieintensiver Grundstoffe (1981) 
Bayerischer prod.-Antel1! 
Bayern Bundesrep. Bayerischer Antei l an der 
Hio t/a Kio t/a BWS 3) insgesamt (\ ) . Roheisen - 32 0 
,~ 
k.A. 1) k.A. 1) .~ Rohstahl 42 • •• 
... " ~ u. '" . ~ Walzstahl 7,S 31 134 
Kunststoffe 0,152) 6,7 12 
" • Äthylen, Propylen 0,6 4,S 7. ~
• 
Lacke, etc. 0,1 1,2 46 
• k.A.1) 1) ti Synthese ammoniak 2,0 k . A. 
1) Keine Angabe aus Geheimhaltungsgründen 
2) SOweit im statistischen Materia l angegeben 
3) BWS BruttowertschOpfung 
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Die energieintensive Roheisenproduktion (Eisenverhlittung) wird in 
Bayern nicht durchgefUhrt. Roheisen- und Rohstahl werden bezogen 
und zu walzstahl und anderen Erzeugnissen weiterverarbeitet. 
Die Produktion der wichtigsten Grundstoffe der chemischen Indu-
strie liegt, soweit es aus den unvollständigen Angaben /6/ ge-
schätzt werden kann, um ca. 40 , unter dem Bundesdurchschnitt. 
Diese Aussagen werden auch durch die Analyse des nach Wirtschafts-
bereichen gegliederten Endenergieverbrauchs bestätigt (Tab. 5.1-4). 
Alle Ubrigen Bereiche außer der Eisenschaffenden Industrie und da-
mit auch der Grundstoffindustrie weisen mit der Bundesrepublik 
vergleichbare Zahlen auf. 
Tab. 5.1-4: Anteile der Sektoren am Endenergieverbrauch (1980) 
Bayern Bundesrepublik 
Mio t SKE , Mio t SKE , 
Grundstoff- und 
Prod. qüterind. 6,3 15,8 61,3 23,9 
davon Eisenseh. Ind. 0,7 1,8 26,4 10,3 
Chem. Ind. 2, 1 5,3 15,4 6,0 
Inv. gIlterlnd. 1,7 4,3 11, 1 4,3 
Verbrauchsqüterind. 
und Nahrunqs-/Genußm. ind. 3,0 7,5 15,0 5,8 
Bergbau 0,1 0,2 0,7 0,3 
Kleinverbraucher 7,5 18,8 43,2 16,8 
Haushalte 10,6 26,6 68,8 26,8 
Verkehr 10,7 26,8 56,8 22,1 
Endenergieverbrauch 39,9 100 256,9 100 
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Bei den Anteilen der Sektoren an der Bruttowertschöpfung wird 
diese Diskrepanz noch deutlicher (Tab. 5.1-5). Der Anteil der 
Eisenschaffenden Industrie liegt erheblich und der chemischen 
Industrie ebenfalls noch deutlich unter dem Bundesdurchschnitt 
(Verwendung von Schätzwerten aus Datenschutzgründen) . 
Tab. 5.1-5 : Anteile der Wirtschaftssektoren an der Bruttowert-
sChöpfung 
Bayern (1980) 
Mrd. D,,?€ • 
Grundstoff- und 
Prod. gllterind. 16,3 7,3 
davon Eisensch.lnd. 0,5 0 ,2 
Olem. Ind. 4,3 1,9 
Inv. qüterind. 36 . 2 16,3 
Verbrauchsgüterind. 1 ) 31 , 1 14,0 
Sonstige 138,6 62,4 (Kleinverbraucher) 
SIllICE 222,4 100 
1) Einschließlich Nahrungs- und Genu8mittelindustrie, 
Energie- und Wasserversorgung sowie Bergbau 
Bundesrepublik (1980) 
Mrd. D"?6 , 
121 9,8 
15 1,3 
41 3,3 
188 15,3 
166 13,5 
756 61,4 
1231 100 
Fazit: Die in Bayern bestehenden Verhältnisse im Grundstoffsektor 
sollten durch eine Energieplanung entsprechend dem Programm der 
Grünen nicht weiter verschärft werden. Es sollte auch nicht der 
Versuch unternommen werden, eine von Importen unabhängige Energie-
versorgung für Bayern nachzuweisen, indem man von Energieträgerim-
porten z. T. auf den Import energieintensiver Grundstoffe übergeht 
und damit das Energieproblem in andere Länder verlagert. 
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5.2 Einsparfaktoren 
Bei der Be urteilung der Höhe der Einsparfaktoren ist zu fragen, 
wie diese erreicht werden können und welche Energiepreissituation 
neben den übrigen Einflüssen damit verbunden sein könnte. 
Dies kann durch die Anwendung eines partiellen Anpassungsmodells 
untersucht werden. Der Primärenergieverbrauch kann hinreichend ge-
nau als Funktion fünf verschiedener Größen dargestellt werden / 7/ : 
PEV 
BIP 
STRUK 
TEMP 
P 
t 
t-l 
= 
Primärenergieverbrauch 
Bruttoinlandsprodukt 
(5.3) 
Strukturindex (l:(Nettoproduktionswert,· 
L Energ ieverbrauchi ) 
Temperaturindex 
Energiepreisniveau (Summe aller 
Energieträger) 
Betrachtungszeitpunkt 
vorheriger Betrachtungszeitpunkt. 
Auf den Funktionstyp und die Größe der Koeffizienten soll hier 
nicht im einzelnen eingegangen werden. 
Das Modell liefert entsprechend GI. (5 . 3) unter anderem den Zusam-
menhang zwischen Primärenergieverbrauch und Energiepreisindex. 
Durch die Vorgabe der übrigen exogenen Variablen entsprechend dem 
Programm der Grünen kann der Einfluß der Energiepreise in erster 
Näherung bestimmt werden. 
Abb. 5 . 2-1 zeigt die EntwiCklung des Energiepreisindex in der 
Vergangenheit. Die Werte sind auf das Basisjahr 1962 bezogen . 
1.0 
130 
8 120 -
• 
N 
~ 110 ~ -~ 
x 
w 100 0 
z 
90 
80 
'950 '955 1960 
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Abb. 5 . 2-1 : Energiepreisindex 
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Der Index bezieht sich auf die im Endverbraucherbereich eingesetz-
ten Energieträger. Während der Preisindex in den SO-er Jahren nahe 
bei 120 lag, ging er von 1957 bis 1972 real kontinuierlich auf 
unter 90 zurück. Beim ersten Olpreissprung stieg er auf 110 und 
beim zweiten auf 140. Die Abb. sagt aus, daß der heutige Wert um 
knapp 20 Prozentpunkte über dem Preisindex der 50-er Jahre liegt. 
Damals wurde hauptsächlich Kohle eingesetzt, deren Abbau sehr 
arbeitsintensiv und dadurch teuer war und ist . Das bedeutet, daß 
wir heute nach einer Zeit der preisgünstigen Energie wieder ein 
relativ hohes Energiepreisniveau erreicht haben. Dies wird durch 
die nach den Energiepreiserhöhungen 1979/ 80 stark rÜCkläufige 
Nachfrage beim Öl und beim gesamten Energieverbrauch sowie an-
schließende 01preissenkungen um über 10 , belegt . Di e knappe Ver-
zehnfachung des nominalen Ölpreises zwischen 1973 und 1981 hat 
sich auf den (End)Energiepreisindex nur in einer Zunahme um 50 
Prozentpunkte niedergeschlagen. 

Mit dem beschriebenen Modell kann nun die Höhe des Energiepreis-
niveaus. bei dem sich Energieeinsparungen über den Preis (bei 
gleichen Preis-Nachfrage-Elastizitäten wie in der Vergangenheit) 
einstellen, ermittelt werden. Für die Analyse wird der Energiever-
brauch des Wachstumsszenario5 einerseits mit den vorgesehenen Ein-
sparungen und andererseits ohne Einsparungen in das Modell einge-
geben (Tab. 5.2-1). 
Tab. 5.2-1: Energieverbrauch und Energiepreisindex 
Endenergie- Prim!renergie- Energie- 2) 
verbrauch verbrauch preisindex 
(Hio t SXE) (Hio t SXE) 
Ausgangswert 
1919 
41.2 51.5 105 1) 
2030 g03) (Wachstum nach 53 co. 100 
EdG ohne Esp.) - 110 
20)0 
533 ) 270 (Wachstum nach 31 co. 
EdG 1111 t Esp.) - 300 
1) Mittlerer Index der Vorjahre (nach 19731 
2) Wert 140 im .Janr 1982 
31 Höhere UD:wandlungsverluste vegen erforderlicher lCohleveredelung 
Jlbkürz\6lgen: 
EdG Energ1eprogra1llll der Gr\Jnen für Bayern 
Esp. Einsparungen 
Iqui valenter 
ölpreis 
"eo'bbl) 
" 
10 - 15 
90 - 130 
Der Ausgangswert im Jahr 1979 entspricht einem mittleren Energie-
preisindex von ca. 105, der Mitte der 70-er Jahre vorherrschte. 
Keine zusätzlichen Einsparungen gegenüber 1979 würden erreicht, 
wenn der Energiepreisindex bis 2030 von heute 140 auf einen Wert 
zwischen 100 und 110 zurückgehen würde. Dies ist gleichbedeutend 
mit einem RÜCkgang des Ö1preises auf ca. 10 bis 15 ~80/bb1, also 
dem Preis vor dem zweiten Olpreissprung. Die im "Wachstumsszenario" 
angenommenen Einsparungen könnten bei einem Energiepreisindex 
zwischen 270 und 300 im Jahr 2030 erreicht werden. Die dement-
sprechende Höhe des Kohle- oder ölpreises ist schwerer als im 
ersten Fall abzuschätzen. Diesem Energiepreislndex könnte ein 01-
preis zwischen 90 und 130 SSO/bbl zugeordnet werden. Ein solches 
Preisniveau liegt im Streubereich heutiger MOdellrechnungen 18/ 
und scheint nicht ausgeschlossen. Es ist jedOCh höher als der in /8/ 
angegebene "back-stopping-preis"l), der 70 bis 80 ~80/bb1 be-
trägt. 
1) Ölpreis, bei dem Substitutionstechnologien (Kohleveredelung), 
Öl aus Ölsanden bzw. ölschiefern, etc.) wirtschaftlich werden 
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Fazit: Die bei marktwirtschaftlicher Entwicklung wichtigste Ein-
flußgröße auf die Einsparfaktoren bzw. den Energieverbrauch ist das 
vorherrschende Energiepreisniveau. Die im "Wachstumsszenario" ange-
nommenen Einsparungen werden erreicht, wenn der Energiepreisindex 
von heute ca. 140 auf 270 bis 300 steigt. Dies entspricht einern Öl-
preisniveau von 90 bis 130 $SO/bbl. Dieses Preisniveau dürfte mit 
hoher Wahrscheinlichkeit nicht eintreten, da der "back-stopping"-
Preis bei 70 bis SO $SO/bbl liegt. 
Das für die im Programm der Grünen angestrebten EntwiCklungen 
erforderliche Energiepreisniveau müßte daher künstlich erreicht 
werden. Eine starke Einschränkung der Nutzung möglicher Energie-
quellen (Kernenergie, Solarfarmen, Kohleveredelung, Öl aus Ölschie-
fern und Ölsanden) - entsprechend den Vorstellungen der Grünen - und 
Importbeschränkungen dürften durch die Reduktion des Angebots eine 
solche EntwiCklung herbeiführen. Diese hätte jedoch negative Konse-
quenzen für die Wirtschaft. 
5.3 Wettbewerbsfähigkeit energieintensiver Industriezweige 
Bei den Energiepreisen gibt es international gesehen große Unter-
schiede. Die Bundesrepublik gehört bereits heute zu den Industrie-
nationen mit dem höchsten Energiepreisniveau. Dies gilt vor allem 
für die Energiepreissituation in der Industrie. 
Das Energieprogramm der Grünen für Bayern führt zu einer wirt-
schaftlich nicht optimalen Energieversorgung und damit zu einer 
weiteren Erhöhung der Energiepreise, vor allem beim Strom. Eine 
kostengünstige Energieversorgung ist aber ein wichtiges Kriterium 
für die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft eines Landes. Zur 
Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit müßten dann höhere Energiekosten 
durch die Senkung anderer Kostenfaktoren, z. B. der Lohnkosten, 
ausgeglichen werden. Solche Maßnahmen sind als nicht sozialverträg-
lich einzustufen. 
Negative Auswirkungen auf die Wirtschaftsentwicklung der Bundesre-
publik wären vor allem deshalb zu befürchten, weil durch die Art 
der Bedarfsdeckung im Inland Energiepreisverteuerungen vorzunehmen 
wären, denen die Konkurrenten im Ausland nicht ausgesetzt sind. 
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Mit Sicherheit wären vor allem die energieintensiven Zweige unse-
rer Wirtschaft betroffen. 
Nach übereinstimmenden Feststellungen der meisten Sachverständigen 
wären die Wettbewerbschancen insbesondere bei Erzeugnissen, deren 
Herstellungsverfahren sehr strom intensiv sind, kUnftig als gering 
einzustufen~ Das trifft hauptsächlich auf die Metallerzeugung und 
die chemische Grundstoffproduktion zu. Die bisherigen Standorte 
dieser Produktionen könnten sich nur bei international gleicher 
Energiepreisentwicklung behaupten. Neue Kapazitäten wUrden daher 
bevorzugt in Ländern mit ausreichender und kostengUnstiger Energie 
errichtet. Damit wUrde in der Regel aber nicht nur die energiein-
tensive Grundstofferzeugung ins Ausland verlagert, sondern auch 
die weniger Energie ben~tigende Weiterverarbeitung. 
Oie Verlagerung heimischer Produktionsstätten ins Ausland dUrfte 
vor allem auf dem Arbeitsmarkt schwerwiegende Folgen haben. Zu-
nächst wUrden Arbeitsplätze in den energieintensiven Industrie-
zweigen verlorengehen, später im weiterverarbeitenden Gewerbe. Die 
Verlagerung ins Ausland hätte ferner zur Folge: AuftragsrUckgänge 
bei der inländischen InvestitionsgUterindustrie, verstärkte Ein-
fuhr energieintensiver Vorprodukte und damit stärkere Importab-
hängigkeit mit negativen RUckwirkungen auf die Handelsbilanz sowie 
ein Verlust an technologischem Know-how. Eine Auslandsverlagerung 
dieser Produktionszweige wUrde deshalb die Abhängigkeit von Ener-
gieimporten nicht verringern, sondern durch die neue Abhängigkeit 
von energie intensiven Produkten eher erh~hen. 
Eine Bewertung von Energiepreiserhöhungen durch die Erhebung von 
Energiesteuern wird in Abschnitt 6 vorgenommen. 
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5.4 Bewertung ökonomischer Verhaltensweisen der Grünen 
Durch den vorgeschlagenen Einsatz unwirtschaftlicher Systeme bei 
der Energieversorgung (z. B. Solarkollektoren zu Heizzwecken, 
Fernwärmeversorgung und gleichzeitige extreme Wärmedämmung) und 
bei der Fertigung von Gütern (z. B. Werkstattfertigung statt 
arbeitsteiliger, industrieller Fertigung) verstoßen die Grünen 
immer wieder gegen das ·Primat der Wirtschaftlichkeit" in unserem 
ökonomischen Ordnungsrahmen. Ihre Kritik richtet sich auch gegen 
das Gewinnstreben als Maßstab wirtschaftlichen Geschehens. Dabei 
wird der Sinn wirtschaftlichen Handeins nicht beachtet bzw . ver-
kannt. Das Postulat der Wirtschaftlichkeit bedeute t nämlich die 
Optimierung aller Produktionsverfahren auf ein kostenmäßiges Mini-
mum. Eine alleinige Minimierung von Energie- und Rohstoffeinsatz 
fUhrt dagegen zwangsläufig zu einer Verschwendung von Kapital und 
Arbeit. Wenn man dies in Kauf nimmt, muß man mit folgenden Nach-
teilen rechnen: 
- r eale LOhneinbußen, 
- geringere Produktivität, 
- geringere Exportchancen und 
- sinkender Lebensstandard. 
Der Gewinn als Motor des privaten Wirtschaftsges chehens kann nicht 
als ökonomische Verschwendung interpretiert werden. In einer Wett-
bewerbswirtschaft hat der Gewinn die ihm zugedachte Funktion als 
Sparsamkeitsanreiz zu erfüllen. Nur im Falle weni ger Anbieter 
(Oligopole oder sogar Monopole) mUssen staatliche Kontrollmecha-
nismen wirksam werden. Die beste und sparsamste Kombination aller 
Produktivkräfte (optimale Allokation) kann durch die SChaffung 
eines freien Marktes, durch Marktsimulation oder durch staatliche 
Maßnahmen angestrebt werden. Als korrigierende Eingriffe des 
Staates kommen etwa Maßnahmen zur aktiven Wettbewerbspolitik, zur 
Kontrolle von Oligopolen und Monopolen und die Internalisierung 
von externen Effekten (z. B. von Umweltauswirkungen) durch konse-
quente Anwendung des Verursacherprinzips in Frage. 
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Eine dezentrale oder teilautarke Wirtschaftsform würde die z. T. 
sicher bestehenden Nachteile einer gewinnorientierten Wirtschaft 
zwar teilweise überwinden, dafür aber neue Mängel erzeugen. Denn 
die Abhängigkeit von bestimmten Güterproduzenten (etwa den Her-
stellern von Sonnenkollektoren) würde in dem Maße ansteigen, wie 
alternative Möglichkeiten aus der VersorgungsstrUktur verbannt 
werden (Kernenergie, Öl o.a.). Es gibt keine Gewähr dafür (außer 
durch Verbote), daß diese lebenswichtigen Güter einer "sanften 
Gesellschaft" nicht auch monopolistisch hergestellt oder kontrol-
liert werden. Diese Entwicklung zur Marktkonzentration ist um so 
eher zu erwarten, als die auch von den Grünen postulierte Kosten-
degression der "sanften Energiesysteme" nur bei zentralen Produk-
tionsanlagen zum Tragen kommt. 
5.5 Volkswirtschaftliche Kosten bei nicht flexiblem Energieangebot 
Das Energieangebot sollte sich den wechselnden Bedarfswerten 
(Energiedienstleistungen) einer Volkswirtschaft anpassen können. 
Von entscheidender Bedeutung für die Energieplanung ist die Frage, 
wie anpassungsfähig das Energieangebot ist. Dabei ist zu unter-
scheiden zwischen der Flexibilität nach oben (steigender Energie-
bedarf) und nach unten (sinkender Energiebedarf). Wenn man einen 
steigenden Energiebedarf voraussetzt, dann fUhrt eine mangelnde 
Angebotsanpassung zu Energiepreissteigerungen oder aber zu einer 
Verteilung des Mangels mit Hilfe staatlicher Lenkungsinstrumente. 
Letztlich führt ein Angebotsdefizit (unter der Annahme, daß die 
ökonomisch sinnvollen Einsparpot~ ntiale bereits genutzt sind) zu 
Wachstumsverlusten und damit zu volkswirtschaftlichen Nachteilen. 
Im umgekehrten Fall fÜhrt ein Angebotsilberschuß zu Leerkapazitäten. 
Sind die Leerkapazitäten betriebswirtschaftlich (kalkulatorisch) 
abgeschrieben, so entstehen daraus weder betriebswirtschaftliche 
noch volkswirtschaftliche Kosten. Bei Teilabschreibungen bleiben 
die betriebswirtschaftlichen Kosten in Höhe der Restabschreibung 
bestehen. 
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Um eine Vorstellung von der Größenordnung dieser Kostenunterschie-
de zu erhalten, wird fOlgende Vergleichsrechnung durchgeführt: 
Durch die mangelnde Flexibilität des Energieangehots nach oben 
soll sich die Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts dauerhaft um 
einen Prozentpunkt verringern. Dadurch wUrden sich Wachstumsein-
bußen in Höhe von ca. 14 Mrd. OMao/a und näherungsweise auch ein 
geringerer Anstieg des volkseinkommens um denselben Betrag erge-
ben. 
Andererseits entspräche ein um einen prozentpunkt zu hoch geschätz-
tes Bruttosozialprodukt einem zu hohen Endenergieangebot von ca. 
20 TWh/a. Als volkswirtschaftliche Verluste sind dann die Kosten in 
Rechnung zu stellen, die als Folge des mangelnden Bedarfs an Erzeu-
gungs- und Verteilungsanlagen entstehen. Für eine Vergleichsrech-
nung bietet es sich zur Vereinfachung an, die Endenergie mit den 
hBchsten Anlagenkosten - die Stromversorgung - stellvertretend für 
alle andern auszuwählen, um Ergebnisse zu erhalten, die auf der 
sicheren Seite liegen. wählt man für die Stromerzeugung Kernenergie 
(fixe Kosten bei Grundleistungskraftwerken ca. S Pfao/kWh, 
Energieanteil 70 %) und Steinkohle (fixe Kosten bei Mittelleistungs-
kraftwerken ca. 6 PfSO/kWh, Energieanteil 30 %) und stellt man fUr 
die Verteilung ca. 5 PfS0/kWh in Rechnung, dann entstehen durch 
die leerstehenden Kapazitäten zur Erzeugung und Verteilung von 
20 TWh/a Zusatzkosten von ca. 3 Mrd. DMSO/a. Bei den tatsächlich 
einzusetzenden Energieträgern (u. a. Mineralöl, Erdgas) sind die 
Kosten für die Verarbeitungs- und Verteilungskapazitäten - wie 
schon erwähnt - auf jeden Fall niedriger zu veranschlagen. 
Das Zahlenbeispiel verdeutlicht, daS mangelnde Flexibilität nach 
oben, die im Energieprogramm der GrUnen festgestellt werden kann 
(s. Abschnitt 3.2), zu wesentlich höheren Kosten fUhrt (14 Mrd. 
DMSO/a) als mangelnde Flexibilit~t nach unten (-3 Mrd.DMSO/a). 
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5.6 Internationale Wirtschafts- und Energiepolitik 
Die Grünen gehen nur sehr pauschal auf die internationale Wirt-
schafts- und Energiepolitik ein . S i e streben einerseits einen 
(energ e tisch) autarken Staat an und verkennen dabei, daß die 
Bundesrepublik und ihre Länder von anderen Ländern abhängig s i nd 
und auch in Zukunft bleiben werden. Andererseits wollen sie auf die 
internationale Arbeitsteilung bzw. den internationalen Handel zu-
rückgreifen, indem sie die nach ihren Vorstellungen zu entwickeln-
den Produkte in andere Länder exportieren (Solaranlagen usw.). Zur 
Vermeidung eines wirtschaftlichen Ungleichgewichts und zum Errei-
chen einer ausgeglichenen Leistungsbilanz wäre dann auch der Import 
von GUtern (z. B. Rohstoffe, Energieträger usw . ) und Di e nstleistun-
gen (z. B. Auslandstourismus) erforderlich. 
Die Grünen empfehlen den Aufbau einer Solarkollektorindustrie. Da-
bei verkennen sie, daß dieser Industriezweig, der seinen Höchst-
stand schon vor 1979 erreicht hatte. seit Jahren rückläufig ist. 
Auch die ölpreiserh6hung von 14 auf 35 $/ bbl in den Jahren 1979/ 80 
konnte die Situation bei der Herstellung von Niedertemperaturkol-
lektoren nicht ändern. Außer beschränkten Anwendungsmögl i chke i ten 
für Freibäder und Brauchwassererwärmung gibt es kaum noch Absatz-
möglichkeiten, vor allem nicht zur Raumwärmeerzeugung, wo die So-
larenergie um Faktoren von der Wirtschaftlichkeit entfernt ist. 
Auch der Einsatz von Absorberdächern u. ä . zur gemeinsamen Nutzung 
mit Wärmepumpen hat s i ch als nicht wirtschaf tlich erwiesen. In Mit-
teleuropa besteht deshalb aufgrund fehlender Konkurrenzfähigkeit 
kaum ein Markt für Niedertemperaturkollektoren und daher auch keine 
Exportmöglichkeit . Denkbar und sinnvoll von seiten der Industrie-
länder könnte die Entwicklungshilfe auf diesem Gebiet für Länder 
der WDritten Welt" sein. Diese Länder dUrften es jedoch vorziehen, 
die Herstellung der Kollektoren unter Ausnutzung der gewährten 
Entwicklungshilfe selbst zu übernehmen. 
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Der vOllständige Verzicht auf Mineralölimporte ist ein Teil der 
Autarkiestrebens der Grünen. Die Weltölversorgung ist zur Zeit 
wieder relativ sicher gewährleistet. Die zurückliegenden Preis-
sprünge haben zur Folge, daß der Ölverbrauch seit 1979 jährlich 
weiter zurückgeht. Probleme mit der Ölversorgung haben derzeit 
hauptsächlich die Entwicklungsländer, die durch die hohen Preise 
überfordert sind. Die Fortsetzung der sparsamen Energieverwendung 
und vor allem der Einsatz der Kernenergie, der vorrangig in Indu-
striestaaten möglich ist, könnte die eigene Versorgungssituation 
weiter optimieren und die internationale stabilisieren, Erdöl für 
Entwicklungsländer freisetzen und so - bei zukünftig stabileren 
Preisen - als ein Akt der Solidarität zur Erleichterung der Situa-
tion der Entwicklungsländer beitragen. Ein freiwilliger, vollstän-
diger Verzicht auf die Nutzung des Mineralöls, dessen nachgewiesene 
und wahrscheinliche Reserven zusammen mit Ölschiefern und Ölsanden 
die Versorgung fUr die wichtigsten Anwendungsbereiche, nämlich den 
Verkehr und die nichtenergetische Nutzung, über mehrere Hundert 
Jahre gewährleisten können, würde die wirtschaftliche EntwiCklung 
und die Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik erheblich beein-
träChtigen. Die gleichen Überlegungen gelten für Erdgas. 
5.7 Arbeitsplätze und dezentrale Systeme 
Dezentrale Anlagen benötigen wegen des höheren spezifischen Mate-
rialeinsatzes auch mehr Arbeitskräfte zur Materialbearbeitung als 
zentrale Anlagen. Verglichen mit der heutigen Situation müßte diese 
höhere Zahl von Arbeitskräften für niedrigere Löhne arbeiten als 
die bisher in diesem Industriezweig beSChäftigten, um die Konkur-
renzfähigkeit zu erhalten. Durch dezentrale Anlagen und Fertigung 
wird daher - entgegen der bisherigen Zielsetzung, die körperliChe 
Arbeit zu reduzieren - erreicht, daß Menschen mit und an Energie-
systemen "beschäftigt" werden, obwohl arbeitskräftesparende Ener-
giesysteme verfügbar sind. Es ist klar, daß solche Arbeitsplätze 
auf Dauer keinen Bestand haben können. Darüber hinaus würde zusätz-
liches Kapital (Subventionen) erforderlich, um die kapitalintensi-
veren und unwirtschaftlicheren dezentralen Systeme zu finanzieren. 
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5.8 Dezentrale Energieversorgung 
Die Grünen fordern immer wieder eine konsequente Dezentralisierung 
unseres Energieversorgungssystems. Dabei denken sie in erster Linie 
an die Elektrizitätswirtschaft, die sich aus ökonomischen und ver-
sorgungstechnischen Gründen von anfänglichem Inselbetrieb zum Ver-
bundsystem mit groBen Stromerzeugungseinheiten entwickelt hat. Die 
gesamte Energieversorgung ist jedoch geprägt durch ein sich ständig 
weiter optimierendes, gemischtes System zentraler und dezentraler 
Anlagen (Ölkessel, industrielle Feuerungen und Individualverkehr 
als Beispiele dezentraler Systeme). Die Frage, ob die zentrale oder 
dezentrale Versorgung besser ist, stellt sich daher in dieser kras-
sen Form gar nicht. Hinzu kommt, daß die GrUnen in verschiedenen 
Bereichen (Fernwärmeversorgung, ~ffentliche Verkehrsmittel) zentra-
lere Systeme anstreben. Bei der Energieversorgung ist deshalb - wie 
in den Ubrigen Wirtschafts- und Lebensbereichen - nicht die einsei-
tig orientierte, reine Form gefragt bzw. optimal, sondern eine 
systemadäquate Mischung verschiedener Systeme unter dem Einsatz der 
spezifischen Vorteile des jeweiligen Systems. Konsequent weiterge-
dacht wUrde die Forderung nach Dezentralität zur weitgehenden Auf-
gabe der ökonomisch sinnvollen Arbeitsteilung fUhren. 
Dezentrale Systeme, wie z. B. ein Windkraftwerk oder eine Energie-
box, haben - ohne Einbeziehung in ein verbundnetz als zentralem 
System - eine erhebliche Einschränkung der Versorgungssicherheit 
zur Folge. Zum Erreichen des gleiChen Grades der versorgungssicher-
heit mUßte noch einmal die gleiche Kapazität als Reserve vorhanden 
sein. Dadurch wUrde das ganze System noch unwirtschaftlicher. In 
der jetzt bestehenden elektrischen Verbundwirtschaft genUgt eine 
Reserve von h~chstens 20 bis 25 %. 
Ein weiterer wesentlicher Gesichtspunkt bei Verbundnetzen ist der 
Gleichzeitigkeitsfaktor des Stromverbrauchs, der stets <1 ist, und 
der unterschiedliche Nachfrageverlauf der einzelnen Verbraucher 
(Haushalte, Industrie, usw.). Eine gleichmäßige Nachfrage ergibt 
sich erst bei der Zusammenschaltung aller Verbraucher. 
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WUrde z. B. die gesamte Kapazität der installierten Ge räte gleich-
zeitig in Betrieb genommen, dann würde das stromnetz zusammenbre -
chen, denn die installierte Kraftwerksleistung beträgt nur ca. 20 % 
der gesamten Leistung aller elektrischen Geräte. Diese 20 % reichen 
auch für Zeiten des Spitzenverbrauchs aus. WUrde man dagegen di e 
Elektrizität dezentral pro Haushalt oder Betrieb selbst herstellen, 
so müßte man entweder die volle Kapazität an Kraftwerksleistung in-
stallieren, oder aber laufend NetzzusammenbrUche riskieren. Das be-
deutet: Mit zunehmender Konzentration von Verbrauchern und Kraft-
werken wächst die Versorgungssicherheit des einzelnen Abnehmers, 
gleichzeitig sinkt aber durch den Trend zur statistischen Gleich-
verteilung die HBhe der notwendigen Kapazität. 
In der Wirtschaft bedeutet die Errichtung dezentraler Produktions-
stätten und als Folge davon die Fertigung kleiner Serien in vielen 
Fällen eine Verschwendung VOn produktionsfaktoren, die sich negativ 
auf die Wettbewerbsfähigkeit und das Volkseinkommen auswirkt. Diese 
Nachteile ergeben sich nicht nur bei der Fertigung, sondern auch 
beim Betrieb der Anlagen (hBherer Bedienungsaufwand, auch im per-
sBn1ichen Bereich) • 
Eine dezentrale versorgung hat in unserem dicht besiedelten Land 
außerdem Auswirkungen auf den Flächenbedarf und damit auf sonst 
Bkologisch nutzbare Flächen. Der spezifische Flächenbedarf nimmt zu 
bei abnehmender Größe der Anlagen. Ein Kraftwerk mit 1200 Megawatt 
elektrischer Leistung benBtigt z. B. nur ein FUnftel der Fläche wie 
12 kleine Kraftwerke mit jeweils 100 Megawatt Leistung. In einem 
Land, das zu den dicht besiedelsten Flächen der Welt gehBrt, ist 
ein geringer Flächenbedarf ein nicht zu unterschätzender Faktor im 
aktiven Naturschutz. Ökologisch besonders wertvolle Flächen in Bal-
lungsgebieten mUßten bei dezentraler Versorgung mit kleinen Einhei-
ten verstärkt genutzt werden. 
Es kann auch nicht bestritten werden, daS die Verhinderung von Um-
weltauswirkungen oder die Beseitigung von Umweltschäden, etwa durch 
Kläranlagen oder durch Reinigungsverfahren, zentral einzusetzende 
Technologien erfordert. Außerdem sind teuere Umweltschutzmaßnahmen 
nur dann finanzierbar, wenn sie auf eine ilberschaubare Zahl von 
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Großanlagen beschränkt werden können . Würde man beispielsweise de n 
Strom für Haushalte durch kleine Heizkraftwerke im Keller auf Koh -
lebasis erzeugen, so wären Abgasfilter für Verbrennungsgase, wie 
sie neuerdings für große Kohlekraftwerke vorgeschriebe n sind, vom 
einzelnen Haushalt finanziell nicht verkrafthar. Die Urnweltbela-
stung würde also gegenüber der heutigen Praxis wieder ansteigen. 
Für die Stromerzeugung gilt, daß die zunehmende Konzentration von 
Kraftwerken zu Blöcken größerer Leistung die Umweltbelastungen pro 
erzeugter kWh nachhaltig herabgesetzt hat. Dieser umweltent!astende 
Effekt ist beispielsweise der Umweltentlastung gegenüberzustellen, 
die durch Energieeinsparung bei der nur begrenzt anwendbaren Kraft-
Wärme-Kopplung dezentraler Anlagen erzielbar ist. Die Charakteri-
sierung nach Klein- und Großtechnologien macht demzufolge keine 
Angabe über die ökologische Schadenswirkung. Die Lösung mit aus-
schließlich dezentralen Anlagen ist, wie die Beispiele zeigen, 
sicher belastender für die Umwelt als die sinnvolle Einbeziehung 
zentraler EinriChtungen, zumal sich nur dort der Aufwand für 
technisch komplizierte Rückhaltesysterne lohnt. 
An einem weiteren Beispiel sei abschließend dargelegt, inwieweit 
die Forderung nach Dezentralität dem Ziel einer besseren Energi e -
nutzung widerspricht. Hochhäuser und Massenverkehrsmittel als 
typische Großtechniken sind nachweislich energiegünstiger als der 
Einfamilienbungalow und der PKW, doch werden die letzteren aus 
sozialen und persönlichen Präferenzen bevorzugt. 
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6 Analyse und Wertung des vorgeschlagenen Maßnahmenkatalo9s 
Zur Verwirklichung der geplanten Energieversorgung ohne Atom-
energie, Erd81 und Erdgas wird im Energieprogramm der Grünen ein 
Maßnahmenkatalog vorgelegt. Einige der vorgeschlagenen Maßnahmen 
sind nicht neu, andere wiederum sind durchaus bedenkenswert. Die 
Mehrzahl der Maßnahmen ist jedoch als nicht sozialverträglich 
einzustufen. Sie schränken die persönliche Freiheit ein, laufen 
den eigenen Zielen der Grünen entgegen und führen zu mehr statt 
weniger Staat. 
a) Energiesteuer 
Eine Energiepreiserhöhung durch die Einführung einer Energie-
steuer soll gezielt ökologische und Knappheitsgesichtspunkte 
berücksichtigen. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage: 
Welche Energieträger sind knapp und welche nicht? Bei einem sol-
chen Vorgehen mUßten daher die importierten Energieträger be-
steuert werden, während z . B. auf eine Besteuerung der Kernener-
gie verzichtet werden könnte, da diese nicht knapp ist. Anderer-
seits dürften z. B. die OPEC-Preise die Knappheit des Mineralöls 
zum gr~ßten Teil berücksichtigen, da OPEC-Öl für 30 $/bbl bei 
Produktionskosten von nur ca. 3 $/bbl angeboten wird. 
Auch unter dem Gesichtspunkt Umweltschutz ist die Energiesteuer 
abzulehnen. Ein erhöhter Umweltschutz dürfte besser über die 
Vorgabe von Grenzwerten zu erreichen sein als über Energiepreis-
erh~hungen. 
Eine Erhöhung der Energiepreise im Inland durch eine Energie-
steuer bietet zwar theoretisch die Möglichkeit, im Vorgriff auf 
vermutlich weiter steigende Preise und VersorgungsunsiCherheiten 
die langfristigen Knappheitsrelationen in unser Versorgungs-
system stärker einzubeziehen. Die Frage, ob man sich aber bei 
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sehr starken Preissteigerungen für Energie längerfristig noch in 
substitutiven Bereichen bewegt oder bereits an Grenzen stößt, 
die eine Variation der Einsatzverhältnisse von Produktionsfakto-
ren aus technischen Gründen unmöglich machen und damit den 
Wachstumsprozeß beeinträchtigen, läßt sich nicht eindeutig be-
antworten. Überdies gibt es keine objektiven Kriterien, um zu-
künftige Knappheiten in gegenwärtige Preise einzurechnen, so daß 
jede staatlich gelenkte Energiepreiserhöhung ein stark willkür-
liches Element enthält. Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, 
dürften solche Verteuerungen außerdem nicht national isoliert 
erfolgen. 
b} Umlage der Kfz-Steuer und Subventionierung öffentlicher Ver-
kehrsmittel 
Beim derzeitigen Verhältnis des Mineralölsteuer- zum Kfz-Steuer-
aufkommen von 100/30 würde sich der Literpreis der Kraftstoffe 
von ca. 1,40 DM auf 1,55 DM erhöhen. Die energetischen Auswir-
kungen der Kfz-Steuerumlage dürften daher gering sein, vor allem 
wenn man bedenkt, daß eine Erhöhung dieser Größenordnung in den 
letzten Jahren oft innerhalb weniger Monate stattgefunden hat, 
ohne daß anhaltende Einsparungsreaktionen zu beobachten gewesen 
wären. Als Nachteil ist zu verzeichnen, daß das Prinzip der Zah-
lung eines Grundbetrags für die zur Verfügung stehende Infra-
struktur durch die Kfz-Steuer aufgegeben werden müßte . Ein Vor-
teil des Verfahrens wäre die Verwaltungsvereinfachung. 
Die öffentlichen Verkehrsmittel (Eisenbahn, U-Bahn, Straßenbahn, 
Busse) sind bereits heute viel zu schwach ausgelastet. Das hat 
einen größtenteils defizitären Betrieb zur Folge. Dadurch benö-
tigen sie heute schon erhebliche Subventionen. Eine noch stärker 
subventionierte Ausweitung des Fahrangebots könnte die Attrakti-
vität nur unwesentlich erhöhen. Außerdem sind dauernde Subven-
tionen nach gesiCherten volkswirtschaftlichen Erkenntnissen 
weder erstrebenswert noch energiesparend . Das durch die unwirt-
schaftliche Maßnahme gebundene Kapital könnte an anderer Stelle 
eine höhere Energieeinsparung erzielen. Deshalb ist eine Erhö-
hung der Subventionen für den öffentlichen Nahverkehr abzuleh-
nen. 
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c) Unterschiedliche Besteuerung von Kraftstoffen 
Beim Absatz der Koppelprodukte der Raffinerie (Benzin, Diesel 
usw.) ist die marktwirtschaftliehe Preisbildung nach Angebot und 
Nachfrage die optimale und richtige Lösung. Größere Steuerunter-
schiede als zur Zeit üblich (Benzin 51 Pf/l, Diesel 44 Pf/l) 
würden nach einiger Zeit durch den Marktrnechanismus wieder kom-
pensiert werden. Im übrigen ist zu beachten, daß die Energie-
kosten für Dieselfahrzeuge bei gleichem Literpreis um mindestens 
20 % niedriger sind als bei Benzinfahrzeugen (10 % durch höheren 
Energieinhalt des Diesels, 10 % durch besseren Motorwirkungs-
grad ) • 
Es ist auch nicht einzusehen, wie eine Erhöhung der Benzinsteuer 
und eine Senkung der Dieselsteuer der Zielsetzung "Weg vorn Öl" 
dienen soll. 
In den letzten Jahren hat sich außerdem, ohne daß entscheidende 
Maßnahmen vom Staat ergriffen wurden, der Anteil der PKW mit 
Dieselmotoren bei den Neuzulassungen ständig erhöht (5. Tab. 
6-1) • 
Tab. 6-1 : PKW-Neuzulassung (inclusive Kombiwagen), in 1000 
Jahr Insgesamt Diesel 
ahs. re 1. Ul 
1972 2143 75 3,5 
1979 2623 197 7,5 
1980 2426 196 8,1 
1981 2330 335 14,3 
1982 2155 326 1) 15,1 
1) vorläUfiger Wert 
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Diese Entwicklung kam in Gang, obwohl ein vergleichbarer PKW mit 
Ottomotor im Schnitt 1700,- DM in der Anschaffung gGnstiger ist 
und bei den Treibstoffpreisen der letzten Jahre die statische 
Amortisationszeit dieser zusätzlichen Investitionen bei ca. 
3 Jahren für eine jährliche Kilometerleistung von mindestens 
22 000 km lag (Dem Beispiel liegt ein Golf mit Diesel- und Otto-
motor zugrunde, bei einem Drittel-Verbrauch von 6,36 Itr Diesel 
und 8,3 ltr Vergaserkraftstoff bei gleichen Treibstoffpreisen). 
Wenn man von der Fahrleistung des Durchschnittsfahrers von 12 000 
km jährlich ausgeht, erhöht sich die statische Amortisationszeit 
auf 5,5 Jahre. Das Steigen der Zulassungzahlen für Diesel-PKW 
ist außerdem von Entscheidungskriterien wie Versorgungssicher-
heit, Zuverlässigkeit und Umweltaspekten abhängig. Es ist des-
halb nicht notwendig, durch zusätzliche Kosten für Benzin-PKW 
die Entscheidung zum Kauf eines Diesel-PKW zu erzwingen. Darüber 
hinaus ist es nicht sinnvoll, zu hohe Diesel-PKW-Zuwachsraten zu 
fördern, da sich daraus Strukturprobleme des Mineralölsektors 
ergeben. 
d} Tarifierung bei leitungsgebundenen Energieträgern 
Der zweiteilige Tarif bei leitungsgebundenen Energieträgern ist 
für eine gerechte Verteilung der Gesamtkosten entsprechend der 
tatsächlichen Kostenrechnung erforderlich. Bereitzustellende 
Kapazitäten bei der Erzeugung und Verteilung, die der Verbrau-
cher bis zu einer bestimmten Obergrenze nutzen kann, sind durch 
einen Grundbetrag in Rechnung zu stellen. Z. B. kann bei der 
Fernwärmeversorgung eine kleine Leistung, die das ganze Jahr 
über gleiChmäßig benötigt wird (z. B. Warmwasser- und Prozeß-
wärmeerzeugung), durch leistungsunabhängige Tarifierung nicht 
gleich hoch berechnet werden wie eine nur im Winterhalbjahr be-
nötigte Leistung mit Leistungsspitzen (z. B. Raumwärmeerzeu-
gung). Die Berechnung der Kosten durch zweiteilige Tarife nach 
dem Verursacherprinzip ist deshalb sinnvoll und gerecht. Verbes-
sert werden könnte in manchen Fällen die Berechnungsmethode 
(z. B. bei Strom Verwendung der echten Anschlußleistung anstatt 
nach der Zahl der Zimmer pro WOhnung). 
- 143 -
Eine zeitabhängige, d. h. günstigere Tarifierung für Stromkun-
den, die ihre Stromverbraucher in den Spitzenlastzeiten durch 
Rundsteuerung abschalten lassen, ist zu bejahen. Sie sollte 
andererseits auch die überlegung mit einschließen, daß dieser 
dann genutzte Grundlaststrom auch mit niedrigen Arbeitskosten, 
also z. B. mit Kernenergie als nicht-fossilem Energieträger, 
erzeugt wird. 
e) Verordnungen 
Auf dem Energiesektor gibt es bereits heute eine Reihe von Vor-
schriften und Verordnungen. Weitere Verschärfungen sollten sich 
deshalb generell auf der sicheren Seite bewegen, d. h. es soll-
ten nur Maßnahmen vorgeSChrieben werden, die sowohl betriebs-
als auch volkswirtschaftlich sinnvoll sind. Vorzuschreibende 
Maßnahmen sollten auch bei möglicherweise nicht weiter steigen-
den Energiepreisen wirtschaftlich sein. 
Bei den von den Grünen vorgeschlagenen Verordnungen zur Verrin-
gerung des Energiebedarfs handelt es sich um eine Vielzahl diri-
gistischer Maßnahmen, die die Freiheit des Einzelnen stark ein-
schränken, die verschiedenen Verbraucher zu hohen Investitionen 
zwingen, zu denen sie u. U. gar nicht in der Lage sind, und de-
ren volkswirtschaftlicher Nutzen in der Gesamtheit in Zweifel zu 
ziehen ist. Beim Erreichen der Wirtschaftlichkeit rationeller 
Verbrauchstechniken und der Nutzung von regenerativen Energie-
trägern und Abfällen werden diese Maßnahmen entsprechend der In-
vestitionskraft der Verbraucher auch ohne Zwang durchgeführt. 
Bei den vorgeSChlagenen zahlreichen Verordnungen müssen die 
Grünen davon ausgegangen sein, daß die zu schaffenden Verwal-
tungs- und Planungsbehörden wissen und entscheiden können, 
welche Maßnahmen der Einzelne zu ergreifen hat, wie in der 
Vielzahl der im Grenzbereich angesiedelten Fälle zu entscheiden 
ist und welche Grenzwerte (z. B. Höchstverbrauchswerte, Höchst-
geschwindigkeit, Emissionswerte) in fast allen Bereichen der 
Energieversorgung aufzustellen und einzuhalten sind. 
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Im folgenden sollen einige Verordnungs-Beispiele herausgegriffen 
werden . 
Ein maximaler Wärmeverbrauchswert von 50 kWh/m2.a entsprechend 
5 1/m2.a Heizöl bedeutet eine Senkung des derzeitigen mittleren 
Verbrauchswertes um den Faktor 4 bis 5. Da die ab 1. Januar 1984 
gültige Wärmeschutzverordnung die maximale Höhe des mittleren 
k-Wertes in Abhängigkeit von der Gebäudeform und den Gebäudeab-
messungen vorschreibt (Werte zwischen 0,6 und 1,2 W/m 2.k), ist 
der Wert von 5 1/m2.a nach diesem Verfahren auf keinen Fall zu 
erreichen. Unabhängig von einer "sparsamen" oder ·verschwende-
rischen" Bauweise müßten dann alle Gebäude eine • Verpackung " von 
über 10 cm Schichtdicke bekommen, was gar nicht möglich ist. 
Außerdem müßte mit der vorgeschriebenen Lüftungsanlage ein un-
wirtschaftliches Verfahren hinzugefügt werden, das die Gesund-
heit der Bewohner entgegen der Behauptung der Grünen mit Sicher-
heit nicht verbessert (s. Verschmutzung und Wartungsaufwand von 
Klimaanlagen). Nimmt man noch den Zwang für Maßnahmen zur passi-
ven Solarenergienutzung hinzu, dann sind nur noch "Einheitshäu-
ser" erlaubt und dem Bauherrn bleibt so gut wie kein Freiraum 
zur individuellen Gestaltung seines Gebäudes. 
Wärmeschutzmaßnahmen bei der Erzeugung und Verwendung von Pro-
zeBwärme, die entsprechend der Vorgabe der Grünen wirtschaftlich 
sinnvoll sind, werden von der Industrie auch ohne Vorschrift 
durchgefUhrt, denn sie bedeuten bares Geld. 
Die Einführung von Höchstverbrauchswerten für Kraftfahrzeuge 
- z. B. 4, 6 oder 8 1/100 km - entspricht einem extremen struk-
turellen Eingriff in die Kraftfahrzeugindustrie. Hersteller mit 
einem "Flottenschwerpunkt" bei größeren Modellen würden vom 
Markt verdrängt, da die Entwicklung und Markteinführung neuer 
Modelle nicht unter 10 Jahren zu bewältigen ist. Firmenzusammen-
brüche und Arbeitslosigkeit wären die Folge. 
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f) Finanzielle Anreize 
Subventionierung auf Dauer, wie sie bei den meisten vorgeschla-
genen Anlagenkonzepten erforderlich wäre (z. B. SOlaranlagen), 
paßt nicht in das Konzept einer freien Marktwirtschaft. Hier 
stellt sich außerdem die Frage, durch wen diese zusätzlichen 
Mittel aufgebracht werden sollten. Subventionen sind nur als 
Forschungs- und Entwicklungs- sowie unter bestimmten Vorausset-
zung (z. B. bei daraus folgendem Erreichen der Wirtschaftlich-
keitsschwelle) als Markteinführungshilfe zu bejahen. 
Finanzielle Anreize zur Verringerung des Heizenergiebedarfs wur-
den bereits in den vergangenen Jahren gewährt (Bund-Länder-Ener-
giesparprogramm (4,35-Milliarden-Programm), steuerliche Begün-
stigungen). Die Erfolgsbilanz war z. T. deprimierend. Durch die 
finanziellen Vergünstigungen konnte kein entscheidender Impuls 
zur zusätzlichen DurchfÜhrung energiesparender Maßnahmen gegeben 
werden. Im Vordergrund stand häufig der "Mitnehmereffekt", d. h. 
Hausbesitzer, für die derartige Maßnahmen ohnehin erforderlich 
wurden (z. B. MOdernisierung und gleichzeitige Wärmedämmung, In-
stallation neuer Wärmeerzeuger, usw.), haben diese Gelder zu-
sätzlich in Anspruch genommen. In Baden-Württemberg hat zwar ein 
spezielles Solaranlagenprograrnrn in den Jahren 1977/78 zu einem 
einmaligen Investitionsschub geführt (Installation von ca . 2200 
Anlagen), im Rahmen des Bund-Länder-Energiesparprogramms ging 
diese Aktivität jedoch auf einen Bruchteil zurück. Auch die Pro-
duktion von Solaranlagen ist inzwischen auf Grund ihrer absolu-
ten Unwirtschaftlichkeit als Folge der äußerst geringen Energie-
ersparnis in unseren Breiten praktisch auf null zurückgegangen. 
Bei Wärmepumpen reicht ein Zuschuß von 25 % nicht aus, um die in 
einer Vielzahl der Fälle durch zu hohe Investitionskosten her-
vorgerufene Unwirtschaftlichkeit auszugleichen. Die Absatzent-
wicklung bei Wärmepumpen ist ebenfalls seit einigen Jahren rück-
läufig. 
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Im Energieprogramm der Grünen wird die SUbventionierung von Gas-
und Dieselwärmepumpen zur schnelleren Umstellung der Energiever-
sorgung gefordert. Dies widerspricht der von den Grünen selbst 
aufgestellten Zielsetzung, keine Technologien zu fördern, die 
zum Einsatz von Gas und Diesel auf dem Gebiet der Niedertempera-
turwärmeversorgung führen. Durch die hohen Investitionskosten 
sind die Verbraucher außerdem für lange Zeit auf die Nutzung der 
Anlage angewiesen. Während dieses Zeitraums ist daher keine Sub-
stitution dieser Energieträger möglich. Die Maßnahme, Gas- und 
Dieselwärmepumpen zu subventionieren, muß im Zusammenhang mit 
der Forderung, als fossilen Energieträger nur Kohle einzusetzen, 
als unlogisch bezeichnet werden. 
Die Umwandlung der Kilometerpauschale in eine Entfernungspau-
schale führt zu Steuerungerechtigkeiten. Die Entfernungspauscha-
le würde Arbeitnehmer in Gebieten, in denen der öffentliche Nah-
verkehr bereits gut ausgebaut ist, einseitig begünstigen, da sie 
gleiCh hohe Kosten absetzen könnten wie z. B. Arbeitnehmer, die 
auf den PkW angewiesen sind. Eine Abhilfe durch die gleichmäßige 
Versorgung aller Gebiete mit öffentlichen Verkehrsmitteln dürfte 
nicht möglich sein. 
g) Forschung 
Die vorgeschlagenen Forschungsvorhaben werden bzw. wurden alle 
bereits untersucht. Es handelt sich hierbei um einen einseitigen 
Katalog, der wichtige Bereiche ausläßt und damit die Gefahr un-
zureichender Vorsorge in sich birgt. 
Den vorgeschlagenen Maßnahmen kann bei weitem keine so entschei-
dende Bedeutung zugemessen werden, wie von den Grünen erwartet 
(z. B. passive Solarenergienutzung, Energiepflanzen bzw . -wälder, 
Wärmerückgewinnungsanlagen in WOhngebäuden, Niedertemperaturkol-
lektoren, Latentwärmespeicher, usw.). Während die Grünen dazu 
tendieren, derartige Systeme und Maßnahmen als Alternative zu der 
von ihnen abgelehnten augenblicklichen Versorgungssituation an-
zusehen, kann man in Wirklichkeit nur mit einem zwar nicht zu 
vernachlässigenden, aber begrenzten Beitrag rechnen. 
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h) Investitionen 
Ein verstärkter Einsatz der Bundesbahn und der Ausbau des öf-
fentlichen Nahverkehrs würde zu einem höheren Stromverbrauch 
führen. Diese Zielsetzung deckt sich nicht mit der Absicht der 
Grünen, den Stromverbrauch drastisch zu senken. Sollte z. B. der 
öffentliche Schienenverkehr nur 20 % der Personenverkehrslei-
stung des Individualverkehrs übernehmen, dann müßte sich seine 
Verkehrsleistung und damit auch der Stromverbrauch verdrei-
fachen. 
Zur Forderung "Nutzung der Solarenergie in öffentlichen Gebäu-
den" sind die bisherigen Ausführungen hinsichtlich Wirtschaft-
lichkeit und Förderungswürdigkeit in Kap. 4.4.1 zu beachten. Die 
physikalischen Voraussetzungen sind bei Verwaltungsgebäuden al-
lerdings noch schlechter als bei privaten Wohngebäuden (Ein-/ 
Zweifamilienhäuser), da das Verhältnis Dachfläche zu Volumen 
ähnlich ungünstig ist wie bei großen Mehrfamilienhäusern. 
Zur Forderung "Kleinkraftwerke zur Wasserkraftnutzung" siehe 
Abschnitt 4.2.2. 
i) Information 
Broschüren zur Energieberatung - vor allem bei der Raumwärmeve r-
sorgung - werden von den Wirtschaftsministerien, Landesgewerbe-
ämtern und den Energieversorgungsunternehmen herausgegeben. Hier 
sind sicher noch Verbesserungen und Erweiterungen möglich. Das 
gleiche gilt für die aktive Energieberatung . Es muß jedoch dar-
auf geachtet werden, daß der "Bogen nicht überspannt" wird, d. h. 
unnötige Kosten verursacht und die Bürger überlastet und über-
fordert werden. Das von kleinen Teilen der Bevölkerung, z. B. 
den Grünen, gezeigte zeitliche Engagement in Energiefragen kann 
im Durchschnitt nicht erwartet werden. 
Die Forderung eines Stromwerbungsverbots läßt die von den Grünen 
sonst geforderte Toleranz vermissen. 
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7 Schlußbemerkungen 
Abschließend werden verschiedene gesellschaftspolitische Aspekte 
behandelt, die - neben den Vorhaben für den Energiesektor und die 
weitere Entwicklung der Wirtschaft - mit den allgemeinen Zielvor-
stellungen der Grünen gekoppelt sind. Zunächst wird darauf einge-
gangen, ob die den Grünen vorschwebende Form des Lebens im "Ein-
klang mit der Natur" möglich bzw. vorteilhaft ist. Der zweite Ab-
schnitt behandelt ein Szenario der angestrebten Lebensform einer 
"alternativen Gesellschaft". 
7.1 Leben im "Einklang mit der Natur" 
Die GrUnen äußern häufig die Zielvorstellung, im idealen Einklang 
mit der Natur leben zu wollen. Dagegen spricht, daß die heutige, 
industrialisierte Welt mit relativ hohem Energieverbrauch es der 
Menschheit bei der hohen Bevölkerungsdichte übe rhaupt erst ermög-
licht, zu mehreren Hundert auf gleichem Raum zusammenzuleben und 
bei angemessener Arbeitszeit mehr als nur die primären Bedürfnisse 
stillen zu können. Dazu folgendes, extremes Gegenbeispiel: Nach den 
Gesetzen der Ökologie können auf unbewirtschaftetem Gelände nur 
zwei Menschen pro Quadratkilometer leben. An die technische und 
wissenschaftliche Entwicklung bzw. die Industrialisierung war unter 
anderem der Anstieg der Lebenserwartung um den Faktor 2 bis 3 ge-
genUber Naturvölkern sowie der weitgehende Schutz vor Seuchen, 
Hungersnöten und Naturkatastrophen (z. B. Vulkanausbrüche, Erdbeben 
und Oberschwemmungen) gekoppelt. 
Andererseits ist es richtig, daß wir heute in vielen Bereichen mit 
dem Lebensraum Natur nicht vertretbar umgehen. Dies sollte jedoch 
nicht den Wunsch nach Rückkehr zu mystisch verzerrten Lebensweisen 
zur Folge haben . Zur Reduktion der Umweltbelastungen sollte im Ge-
genteil mehr und vor allem eine stark verbesserte Technik einge-
setzt werden. 
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7.2 Folgen eines alternativen Lebensstils 
Die Forderung nach Dezentralität und "sanften" Techniken kann na-
türlich nicht auf die Energieversorgung allein beschränkt bleiben. 
Renn /1/ beschreibt die Konsequenzen plastisch. Daran gekoppelt ist 
die Utopie eines alternativen Lebensstils ("Sanfte Revolution"), 
der eine Reihe zusätzlicher Maßnahmen erfordert, die so weit wie in 
der Realität möglich durchgeführt werden sollen: 
- Konzentration der Menschen in kleinen, überschaubaren Land-
kommunen, 
wirtschaftliche Autarkie der in einer Kommune lebenden Menschen 
und größtmögliche pOlitische Selbstbestimmung, 
- Aufhebung der Arbeitsteilung, 
- Selbstversorgung mit landwirtschaftlichen Produkten und rege-
nerativer Energie, 
- Versorgung mit einfachen, überschaubaren und selbst produzier-
und reparierbaren technischen Geräten. 
Eine Verwirklichung dieser Maßnahmen hätte gravierende volkswirt-
schaftliche, soziologische und siedlungspolitische Auswirkungen, 
die im folgenden kurz angeschnitten werden sollen: 
- Umsiedlung von Millionen Menschen aus Ballungsgebieten in Land-
kommunen und Neubau einer dementsprechenden Zahl kleiner Wohn-
gebäude, 
- Auflösung von Großbetrieben und Neubau von Hunderttausenden von 
Kleinbetrieben, 
- Grundstücksenteignungen , 
- erhebliche Zunahme des Landverbrauchs, 
- Bau und Ausstattung kommunaler Werkstätten, 
- Einschränkung des AUßenhandels und des Auslandstourismus, 
- Umstellung der GUterprOduktion auf natürliche und erneuerbare 
Rohstoffe wie Holz, Steine und Erden, 
- nahezu vollständige Ausschaltung des (Einzel)Handels, 
- Umschulungsmaßnahmen für Millionen von Menschen als Grundlage 
zur Bewältigung neuer und zusätzlicher Aufgaben . 
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Es ist zu bezweifeln, daß alle diese Maßnahmen ohne Gewalt durchzu-
führen sind, da zu viele der Beteiligten Benachteiligungen ausge-
setzt sind. Die Sozial verträglichkeit dieser Maßnahmen ist deshalb 
nicht gewährleistet. Die individuelle Handlungsfreiheit würde er-
heblich eingeschränkt. Der entscheidendste Nachteil aber ist, daß 
es in einer alternativen Gesellschaft keine Alternative zum alter-
nativen Leben gibt. Diese Voraussetzung wird von der heutigen Ge-
sellschaft gewährleistet, da sie alternative Lebensformen gestat-
tet. Das Programm der Grünen bedeutet letztlich den Zwang für alle 
zu einer Lebensform, die heute nur einige für sich als richtig 
empfinden. 
Durch die stark verminderte Produktivität (Verzicht auf Arbeitstei-
lung), den fehlenden AUßenhandel, ungünstigere Rohstoffe für die 
Produktion usw. würde das verfügbare Einkommen deutlich sinken. Ge-
koppelt mit der Einkommensverminderung ist ein starker Anstieg der 
Arbeitslast. Neben der Arbeit in der Fabrik ist ein erhöhtes Pensum 
an Hausarbeit (Wegfall komfortabler Geräte), Gartenarbeit (eigene 
Nahrungsmittelproduktion), Arbeit in der kommunalen Werkstatt 
(Herstellung von Möbeln und Kleidung (Stricken usw.), Reparaturen) 
und die Erfüllung von Gemeinschaftsaufgaben (genossenschaftlicher 
Betrieb, Betreuung von Kraftanlagen) zu erledigen. Aufgrund der 
vorgesehenen basisdemokratischen Ausprägung des politischen Lebens 
kommen Selbstverwaltungsaufgaben und die Teilnahme an politischen 
Versammlungen hinzu. 
Während ein geringer Teil der Bevölkerung einen solchen Tagesablauf 
für die Selbstverwirklichung möglicherweise für erforderlich hält, 
betrachtet ihn der größere Teil sicher als Einschränkung der Frei-
heit und als Beschränkung des persönlichen Freiheitsraumes. Es kann 
nicht hingenommen werden, daß eine relativ kleine Gruppe den An-
spruch erhebt, zu wissen, was für ihre Mitbürger gut ist und zu 
welchem Verhalten sie veranlaßt werden müssen. 
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Heute: Energiepolitik ohne Zukunft 
Die derzeit YOlI du s..yerilchl:n Stuur. 
;ilrung ftdolqt. Eur;innchltwnspoU· 
dk bt. aus GrUDden dir Umwe1mrtr1g· 
Hchbit. der Veno~t, dir 
Getlhrdttngalrberbait. d. HaDdlunlJl' 
freiheit. der So#ialnrtrlglichbit und dir 
gtbotawn SoUdaritJt mit du Dritten 
Welt uM der Nachwelt unftRDtwortlida. 
Umweftvertriglichklit 
Die 'JOn cl. Stutn;i.mm; gtpI.mt., ab-
Dute St~ des PrimIre~· 
.~ um 45 " \'On 1980 bis 1995 ware 
atoJogirb btutropbal WId Wl...ant· wortIIch _ dir __ SchId· 
aorr· tmd. AbwInnIemiaion uA4 d .. S. 
IDIprUCbtmg bapper Rohltofhordtl. 
IOWQbl durch die EurpbceitnallWllJ 
IIlbn ala auch durch die Dlintb &.r 
EMrgie wachJerld. Produktion. ~ 10-
lialeD Fo1gelutUi durch .. V.-.cblech· 
tIrUDq der lAbc.alualitlt UDd eiD AMei· 
OIID der umWtltbedinqtlD KrulkhlitlD 
...... 0D0nI\. 
Blmu bwtt irt durch dlD SehldJtorfaus· 
ltOB der öl· UDd JCoh!nerbrenzulD9 du 
Absterberl 'IOtl Nadalwlldem UDd auch 
bereits Laubbaumm bedrohlich _t fon-
gaclI.rittlll. Dabei lie6e lieh der Sc:hMI. 
ItOtfausn08 du.rcb den Einblu 'IOtl Film-
a:nlap:a iJl an. Kohltkrattwlrb weit· 
vehm:ln~; an. mlchl Ma!nah· 
IM wUrde zu CZlIf Erhebung da Strom-
prt:iMs um IIdlPch 2 ... 4 Pfennig pro kWh 
1Uhno. 
VlßOrgungssic:herheit 
Entgegen den Bebauptw1lJtn du Kern-
~bw!.g zai9t dit Progno. da 
bayriJehen Wirbcha!tmIizUsteri\lll'll dwt-
lieh. daß trou des angatnbtaa awsi.en 
Ausblus du AtomanatVit die Abblngiq. 
teif 90m öl to9*t Doeh steigen würde, 
'W'Iil der ölnrbtaueh \'011 1980 bis 1995 
DOCh um 8 •..• 18" zwWunen.,u. 
Zudem Ur: die Kemall19ie ab Lieterant 
'«In Strom Ul die kUDftigen AufgabID 
f~. eil sie die zucst auftretaD· 
Energie von draußen -von drinnen 
FI __ .tla.dIlntllrbd.n",llIidIllIlCHnI 1lIII0: 
~IIiDISKE 
-_3112 
d.n und 9f'I)ßten Venorvun~ucken . bei 
Raumwüme und IJ'nibnoffen . nur ent· 
W*1er sehr vlnCh".nd.tisch (EJ.ktro· 
heizu.ng) od.r Nht Wlwirtschaftlicb (E1ek· 
troauto) dtcl:en kann. Die Versorgungs· 
licherhmt wWrl. in Zukunft so"ohl durch 
die Unmgbukeiten Wld Risiken der 
Atome.aerqi.nut%Wlq ab auch durch die 
bW"btnd. Ölab~keit CUtk gehhrd.t _. 
Gefihrdungssicherheit 
Der Atomener;itkun der Swtsreqierung 
Dimmt die Gefahren durch Sabotaqe, .i· 
Mn vroßen Unfall, die Anrtiehtl'\lJl.!I d.r 
Umwelt mit tadioaktiYln lJoto~n bei 
Normalbetrilb, die Umweltg.fahrdWlg 
durch den Uran.abbau und YOl all.m 
durch du ungtlört. AtolM'lUllprobl.m 
in Klut, und dies bei Iin.m praktisch völ· 
Iig WldurcbfUhtbarm KaWttophm· 
dutz. 
Atomkraftwerk. könntn, mit kOD'Ientio-
Mllen Waff.n anpgritf.n, einem konnn· 
tionellm Krieg atomare AUIWirltWllJln 
_laih.n. Die GebitU um die · teils: .,.r· 
wirklicbten, tu 'Iorvuehenen . Atom· 
kraftwerkataDdone Graf.nrheinfeld bei 
SchwtinfUrt. Vitreth bei Bambm;J, Pf&!· 
taboten bei DiIliDqIn an der Donau, 
GuodrmuningI.n, Pleinting bei PaSSlu, 
Obu bei La.n.dshut, und Marienberg bei 
RoMnheim können durch die ftrf.h1te 
EDlf9iepolitik IU Kataruophln%tntJ"an 
mten Ranges werden. Gleiches gilt :ur 
die als StaDdon 'rOn AtommUlldeponitn 
'rOJVnIhenen Om Karlrtein in Unterfran· 
W, Miu.neich in d.r Oberpf&h Wld 
Neuherberg bei Milnchen sowie f\1r den 
geplant.n Wild .... ufbereitungsanlalJl· 
SUndon Wackemorfbei Schwandorf. 
Der .mterhin hoch bl.ibende WId lD9Il 
noch steigend. Verbrauch 'rOn öl erbobt 
di.t Gefahr, in krilgeriscbe AuseiIwlder· 
IItZUDgIn um die IU Ende gebenden Öl· 
9OR'lte nnricItIlt ON weni.n. (Beispiel : 
FalklaDd·Konflütt ). 
Hlndlungsfreiheit 
Durch die einseitige Bindung großer Kap· 
Wm.ngen im Ausbau d.r Atomener;iNn· 
lagen wird die Freiheit fUr ... ntu.U not· 
wendig werdend. Kunkomkturm in d.r 
EnarPpolitik .br swk eingnchrankt. 
Zudem best.bt die Gtfahr, sich won der 
Atomenergie derartig abhlngig su ma· 
eb.n, d.aB der wegen der Erschöpfung des 
Uran 235 f\lr die LeicbtwauerrNktoren 
DOtW'Indig. UJNtiag auf die noch genhr· 
tichere BrtIt.rtechnologie tcl!on beute 
'rOrprovrammi.n wird. 
5 
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Sozialvertriglichkeit 
Der Ausbau d.t Ato~ bis zur Plu· 
toniwnwituch.lft zieht Iin cU. demokn.ti· 
ehen Gnwlreeht. 9111hrd~es "Sicher· 
blitJlySl.m" b&dI lieb bis hi.D zwn Atom· ..... 
Denn dtr Stallt wird durch .1t0lNl't 
SpttngslUt aus .nt1lml4attrn PlutoDiwn 
höchst erpreßbu und du "KriIInma-
I:I.IqtlM11t" lu.nD im Fall einet atelN.-
rl'n Kawttoph. bei der AtmeveJUDg des 
.... uehtlll1 Gebietn ohne Cna CJt08trt 
Zahl von SichcheitlkrlftlG. erweI.tIrU 
ncbtliche Mögticbltait.n uM mama 
Waffentinuu nicht a\llkoznman. 
6 
Solidaritit mit der Dritten Weft und 
derNlchwe" 
Dia AtoD\l~u.tftD9 nncbatft d.a 
blutl: in dlD lDdu.nritl.lnd.rtI "baden 
Mtu:bcn f'Ur wem,. Jahruhn~ tintD 
UbtrtIuß &D EMr;it zu lAstlll aller zu· 
kimftiven Ge:Dmtionm der'Erdbnölb· 
Nb9. die dwdl den nicht IUftflaaiQ "on 
_ 8loIpbIn: abtc:hinnbaru AtommUU 
ZÜ./ltIlUilOO. 'fOD JabmI gIfIhnItt lind. 
Wir lthun dnhalb cü.t Atomtnervimut· 
ZI1Dg~ab. 
Dtt 1NIIi.,. EitLatz du foa:iletl Enercpe-
trIger öl WId KohJa Mntött butiu bIN' 
.. DaCbhlJdg die Umwelt. in der die 
NachkommlD leben mliSlen. ohM je c· 
Mn Nutz.n 'fOQ der Energilphabt %U iuI· 
bon. 
F1Ir dW Dritt. W.h badfUtft der IJfOße öl· 
konrwn d. lzadusttiellndar, cla.B sie cl» 
miqladen Prellt I\ir einen &rJ9IrNlRnlD 
~n Ölmbraucb iaunfl' wenlgIr &ah • 
len kÖIUlItn. Statt dl1l Anteil TOn 80% d.r 
Rohstoff. UfId Energie, den bNt. die in 
den lbdl.t.ltria1lDdem labend.n 20'" d.r 
Wtltbnölkerunq .,.rlmuch.n, dW"Cb Ein· 
spaRn und BMaden dir Versc:hwt:DdWl9l' 
wirts:haft .. Wn zu h.U.n •• m cüe der· 
_1ti9t EnUVWPolitik auf weit.m liml1o-
_ Wachltum bei dtlltD. d.it .. Im aU.r· 
wtrUgsteD nötiq haben.. 
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Dtt Ursachen der verfehtten 
Enerviepolitik 
Die ..., ~.molt uch unten tof'riqil1" 
tn. aber bICh wie.or 90ft Bund uM Lln-
dm:I 9Ol'9"*bmlll Z\l'WaChJrateD da 
ED .... ubnuchl beNheD swn Cnen au! 
den WWlJCh ueb fortplltJ1an Wirt-
lCbafuwaclutum in Fonn YeD Güterpro-
duktion und :rum ud.rn in c\.eJn lugen 
W"iI dut'Cb den Staatapparat. dm diI Er· 
unntnilse uber Eizupum~eillD u.a. 
ct.r BundlSta9lkozrun.isDon "Zuktmlti9t 
K~'Dft'iiepolitik" offmbu gehen rnI,b:-
~ briOl Ge in koDkm.. EDergiepolitik 
umlJll'liltlt wlfdm. 
ICamlaichnend Nr den ZWWld dir 91-
gmw&n.igeJI WifUCh&ftS' UDd damit EDIf-
;iepolitik ist, dAß trotz 'tMIc1rohlicher Um-
wtIuem6Nng und RobltofTYtrbappung 
9Il nicht msucht wird, danWl9fn. worin 
der ZllWachs in dv WirtKbaft bat.hen 
IOD UDCl in welcher Wn. er tIir dm Nm-
lCben nlrtZlich .i . W.chJtum muß _in 
obne Wnn und Abtr; ~ diI dro-
bende ArbeitslOAgkeit wird Ofter als Be-
~un9 ugetUhrt. Djt Fr&9' ueh dl1' 
~hkeil dir Arbei~tm. wx! 
ud! dm lOI:i&1fon UDd OkoJoPeb'" Fol· 
IIItkosten d.r .1et.:Dden ProduktioD ist 
l.Ibu. 
DM deruitige Enlnpl\'l'fVWdun; in allm 
BcCcha:n wwd, durch die Schweaune 
büli9m öls irI dln 60H Jahren bftyof91' 
rufen; ein AUlJHUl'lerit auf gut. ElLer-
~um\ltzun!l zu richten lChiaD damals 
Uberfluaig. da der En~rbnueh mam 
unbedeutend.n ADtail der HemallUD9S' 
UDd Betmbdtonen IUllNChte. 
.Die tudlfLJieDa VenwC'UDg der Arbeit 
dW"Ch de zwWune:DdeD Aratail der 
Lohn· UIId EinkommaJlteul'r trug 
llbeDfalb zu R.atio~uhznen 
bei, die Arblit dW"Ch Elm;ie WId Roh· 
stoUe eneutln. Ein izIdireltt ~zu· 
-.nc:hs!ördlmder Faktor WJl die Wevwerf· 
D'IGltalität, die __ lUD mußte, tlib: weil 
teure ArbI:it 1lftd hi1lige Energie eine Re· 
pantUt oder Wi.denerwmdut19 \'On GU· 
ten wimchaft1ic:h uns:Uuli; lfICbeinffl 
W. teils wtdJ zur Absatzrttipnmg GUter 
willentlich Itunkbig und DichtNpaMrbar 
MrvuteUt wurde. UDd werd.n. 
Die VerbiDdUDg dn ProduktiOlUWach.· 
tumI mit der Atommergilnut:lWlg hltle 
ihren UnpruDg eineneits in dlm an lieh 
untadeligen An1ieqen, die durch Hirow· 
!N W'ld Nagasaki offenkwuüge, gewaltige 
EDl'rgilfreisel%Wl; dir Kemspaltun; tur 
fri.tlichl ZwlCk. einzusetzen, cd.m· 
aits in der Mögliehkeit ftir die wirtlclWt· 
Heb Mäehtigen, mit der BehernehUDg die-
IIJ nur ihnln ZU9lD9lichm GroStechno)o. 
qiI Abh&n~gkeitln zu lCbffen und diese 
in Profitl wnzwnUnz.en. 
Nicht zu ftnLIthlUIi;en ist lichl'rlich 
lUch die Fu:zinItion. welch. dina GroB· 
technologie sowohl .ur Ülgeuawwlitln 
als luch lur die Bl'tr*iber solch.r Anlagen 
ausLibt . Dia großen lnvm.itioDln der 
AtomindUdrie. yor allem ablt der ItUt-
licben Haushahl .,Uen nUJI - blchdtm 
Ach clit UlIftl'llltwonbarktit 1ria lUch 
dil t.therllusagklit dar Atomenlrgit Uber· 
dtutlich Ibqaseichut habeD - nach dtm 
Willen der Atomlobby trotzdem dil .r· 
hoffttll Profite brmoen. damit der getrie· 
bille AufwAlld Dicht im Nlehhinein tut 
Swt uad WirtJchaft ab gigantUche rehl· 
investition Ibgnduwben weden muß . 
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Energieversorgung ohne Atom-
energie und Eraöl 
Ziel qruner Enerqiepolitik isl CI. die t\lr 
ein Lebtn in ZivU.is.ation notw.ndigen 
Enetljl t'dienstltl$tunqtn ,"ul soz.i&l und 
okoloquch vtrtretbue An und Wtise ~ 
reitzusteUen. 
Oi.ws Enetqievenorgunqskoflupt be-
schreibt. wie bis zum Jahr 2030 eine En-
mJieversorqung &yems ohne Atomentr-
qienutzunq und Erdol durch Einsparun-
gen und Nuuunq rtqtner.tiver Entrqit· 
quelltn und du htimiKhtn Kohl. I.wqe· 
bolIut wlrd.n 50U und UM. (O.r I.ancJt 
BeuachtunljlueiniUm \Ion c .... SO Jahren 
. blS 2030 . i.st wegen den relAtiv knqa-
mtn Vtnnd.run;en un G.hilud,best~d 
trfo tdtdich. ) 
An errter SttUt subt die intelligente Ver-
wendung du Energie, was tntfgiespatm· 
de Investitionen .ur du Verbr.ucb.sseite 
An Stelle der bisherigen Entrgitbereit-
neUunqsinvntitionen ",ur der Anqebo15-
w itl 'bfdeult(. 
Auf d;' Nutzung der Arommergi. ",,(. 
zichttl unser Konzept wl9tn der cUmir 
wrrbWldtMn Risiken votut.andjg und so-
'on_ 
Mit d.m Erdot kaM nur noch wtni~ 
JUin.ehnte pr«Met wtrden, 50 daß es 
bei der knqfristiq.n P1&nunq au!er Acht 
ge1usen werdeJl muß. Zur VerfUqung ste· 
hen in der BRD u.nd d.l.mit tlIr Ba.ytm Nt 
wenige hunde:!: Jahre noch :he Koble, 
und da.Nber hWl.lS aus heutiger Sicbt nur 
die "Uß.rschopflichen" {reqfntrativenl 
EnenJien Sonne, BiortWSl, Wuar ud 
Wind . Die ErdwUmt lassen wir in urue· 
hlm Konzept außt r Acht, wtil bei uns ih· 
re Nut%\lß/j tedutisch prol:JlefN.tisch ist . 
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(Ausschwtmmung 'IOtl Schwtrm.tall.n, 
stagend. Etdt.bt.ahr). 
Einsparungen 
Beim heutigen SUnd der Entrp"fWtn' 
dWlg ist die wichtigste Entrgiequ,Ue das 
Ene~n. Hiert* wu.neheiden wir 
el.ner'Sliu die M6glichk.ittn besSoIr-r tech· 
nischer Nutzung und andertrseits rtruk· 
t\U'lUe Einsparunllen wie di.t durch 8evöl-
kerun\!SNCkgang, Komforttinschrlnkun· 
gen, S\lUk.turwandel in dtr Wirtschaft, 
Oaenualisiel'UrLg, RecyclinIl , die blotQ9i-
sche Landwinschaft, die Verringerung des 
Fttischkonsums UIyIr. 
Technische Einsparungen 
Bei du Enerp .... norvuDg kommt es 
nicht in emer WniI waur An, bestimmte 
Enerqiemmgen beniuusttUtn, IOndtm 
da.n.uf . .tn bestimmtes Ma.B an EnIf'9\e· 
dienstleinungen Me wann. }Üiwne, war-
mes Wauer, TranlpOrt 'tOn Person.n und 
Glttm, Beleuchtung und Kn.ft fur Glr .. te 
in Hiudwlt und Gewerbe nt erbringtn. 
Diese Enerqiedienstllinunqen I.Imn acb 
mit großtn oder kleinen Enerqitmen9ln 
ftUllqerl, je nach tecb.nischm Eiqtnsch.&f· 
tm du c;.Wude, F.lbneuge, ~hintn 
usw. Zwn Btispi41lenutebt in einem gut 
~t.n Haus ..uein dlltCh die 
Sonneneinstnhlung ,uf groß. Sl.dCenst.r 
eine beb.lg:lichert Ttmpen.tur als in ein.m 
schlecht wlnn~ttn Kaus mit 
ubentimenlioDitrter Hlizunq bei hohem 
Ölnrbraucb. Die Einsp&rm~lichk.lt.n in 
den Vttbnuclustktoren priVlt. Hiushal· 
te, K1einv.rbn.uch, Verk.hr und Industri. 
sind in du Tlbellt "Einspuunqtn durch 
btsMrt NutZlUllj bis 2030" zuwnmen\ll-
fAßt . 
VerbrauchlMkt~n Privat, H .... ' . 
halt. und "K"il"NMbtauehe(' 
(Zu d.n Kltillvnbn.uchcm wb1en Beh<)r-
den, B.augnnrbc, tundwerk, Handel, 
t...ndwirucha!t und IndllStrieblui.bc 
mit weniger Ilr 10 BescWtiqt.n. 
Hier wurden 1979 in Baytm etw .. 19,5 
Millionen Tonnen St.inkohletinheitm 
(Mio t SKE) oder 47" des gnamtln Entr-
~lZft von etw .. 41,9 Mio \ SKE an 
Endenlfiie "rbraucht, 14% davon Als 
Strom (2,7 Mio t SKE), und 86" ab 
Br.nnstorte zur Raurnh.i%ung und Warm· 
wUSlrbereitunll· 
Venchildent UntlrlUchunqen der leuten 
JAhre zeigen, daß bei den H.lu.sh.&1ten 
dUlC'h techniKhe Vft'beuerunqen bei den 
. I.ktrisch.n HAushilugerttln Jurch· 
schnittlich 65" dn Suomverbn.uchs ein· 
9"PUt werden ka.nn, der d.ldun:h von 
0,72 Mio t SKE auf ttw .. 0 ,25 Mio t SKE 
tunJck9lht. Dif .Iektrischen Wirml9lrlte 
sinci hlcr nicht mit einbe1:ogcn , weil die 
VffWftldunll yon Strom zu Heinwecken 
wl9'n des schlechten Wirkungsgr.ldes zu· 
ruekged.rl.nqt werden soU. Die heult 
durch Strom efuuqt:e WUme wird durch 
d.n Fa.ktor 100% beim Wumwuur bt· 
rueksichtiq1 . 
Die qrC)6t.n ~nlllft werden Mi d., 
RIIu.mhei%wlg dl,llch t.lSlrt Wlrmedlm-
rnunq und kontrolliene Luftunq (Luft· 
Wlnn.t.luschtt) erreicht. Bereit. die An· 
wendung d.r heutigen Wirm!djmmvor· 
JChrlftlfl auch auf vor 1978 .rricht.t. 
Gtblud • .,errinven d.rtn Hwungsener· 
9itwtbn.uch um klupp diI HIlfte. Oull· 
ber hinlus bringt ~ technisch und wirt· 
schaftlic:h m69lic:he IsolierunIl &1I..r Gt-
Wude.außcnw.lnd. mit etWI 15an und 
Dich., mit 20cm Wlrmedmururw.teri&l 
zusammen mit OteifachgWfennem ein, 
Vtrrinqerun\l' des EnH9icbeda.rfI"ur .twa 
ein Vienel des blutigen. 
Mögliche Einsparungen durch bessere technische Nutzung bis 2030 
lJuo9rn ilW 8ftölk~, lAbcnsrwldard., WinsclWtsstNJmu, GiiteTprOduktion und Verkehnleistunq dts Jahres 1979 
V.tbriluchuektor Endenergie- bi$ 2030 err.ichbiJre Verbriluchl· Einlp.nechniken im 
verbt.uch in "nku"", füt gleiche Energie· tt'weiligen Verblluchuektor 
Ba",rn 1979 d~nstl.inungen wie 1978; 
in Mio 1 SKE dlf verbleibend. Verbrauch in 
ilngegebCf1 : 
in" des in Mio t SKE 
heutigen 
Private H.uUI.lte Witme i$Olierung und kontrolherte 
R.umhtilung 9,7 30 2,. B.I[iftung I Luftwirmetiluw:herl 
Warmwuwr 0,72 100 0.72 AbwIsserwirm.nuuung 
Strom fUr .lektri· 0,72 35 0;25 bes5er. Isolierung von Kuhl· 
eM G.rite gttiten, Backofen UlW. 
Strom für Heilung 0,65 -
-
entfillt wegen IchlIChtem Wirkungs· 
und Warmwasser IIlId; ist unter Warmwiluer ber\icks. 
.... mt 11,8 3,87 
Kleinverbllucher Wirm.isolierung und kontrollierte 
Raumheizung 5," 30 ',69 Beluftung fLuftwirmetauscherl 
ProzeBwirme 
nicht .. ltktrisch 0.73 60 0,44 Abwärmenuuung und Prozeßoptlmierung 
Prozeßwirme elektr . 0 ,75 100 0,75 ... 
Licht und Killt 0,. 70 0,42 Leuchtstofflampen, elektronische 
Antriebsregler UIW. 
geumt 7,72 3~0 
V.kehr 
PKW und Kombi 7,05 40 2,82 Spilr,utO mit 41 /100 km 
LKW und Bus 2,40 70 t," sparume Antriebe, Leichtbauweise 
ElektriKhe Bahnen 0,28 90 0,25 Ruckgewinnung der Brem$lnel"1jie 
Luft, Schiff UtW. 0 ,73 70 0,51 verschitodene 
.... mt 10,46 5.26 
Industrie 
Grundltoffindustrie 6,62 70 4,63 Abvvirmenutlung und Prozeßoptimietung 
Investitionsgüter- 1," 70 1,17 
indunr" Abwirmenutlung und elektronische 
V'rbt,uchlgiitet· 3,61 70 2,53 Anuieb5tl1lter , beuer lIngepaßte 
industrie Antriebe 
.... mt 11,9 8,33 
EncI.nergie geloilmt 41,9 20,76 
davon Strom 5,47 
ArllNI'k ..... ' S.Ibnvlntindlieh .. 6ft,." die z..h~n für 2030 nur ... ngrtih,. W",. .in; d;e Anoebl1l mit _ i Sltllen hinter dem KanN 
dienen '-llgl,ch det Zah...".lmmigktit urd d" NICh.allziehblr ... it . 
Mio t SKE • MiII~ Tannen St.inkol'llwin .. i1 .... 
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o.r ... rminderte HiUbtdarf lIßt eich 
qroBteils dwdl Solarheizun9 dtdtefl. Die-
R technischen EiDspuwlqen .nken den 
Haizwlm'lebCuf bei KllUJlalun und 
Kl.inverbrauchem auf durchschnittlich 
30 ~ dH der:r:eitiCJen Wen". IMljlHaft\t 
erqibt sich t\tr diese Vubrauehssektoren 
bei unftf1l'Wldertem Komfort eine Vu-
brauehAenkun9 von !wute 19,5 auf 
7,2 Mio t SKI_ 
Die VerwiritliehUACJ der EinspIrun~ 
dauert im ZU91 der nonnalaD Enatt· 
aiWl Mi tlaktrisclwI GerlIten lttWI 
10 Jahre uJId bei Gety;wim erwa 25 bis 
80 Jahre. Da deneit etwa 2 % dn Gehlu-
debesuDdes pro Jahr HMQt waden, kön-
MD fI&Ch Ert.ß du entsprwc:henden Vor-
EhrifttD mtsprechmde jlhrliche EinspAt-
raten Jlb SOrOrt enielt werden. 
Enc:lenerg ieverbrauch 
in Bayern 
il"l Miot SKE 
Iro 
30 
20 
10 
1950 60 
VlI'ttrau~IctOf Industrie 
Hier W\l.rden 1979 11 ,9 Mio t S-(E a.tI 
End.nerqie .,erbnueht. F1Ir dinlil Sektor 
Iieqt eine umfanpiche Studit aus der In-
dustrie selbst tor, die bis %UJn Jalu 2000 
mit knapp 20 % und bis 2030 mit rurd 
30 " Ei.nspuuDCJ I'IChnet. FUf &Ym'l er· 
ep'bt lieh Wo unter der Vorau .. tzUACJ 
un'll'flDdn'ter Produktion tiM v.· 
braucluunkunq 'I01l 11,9 auf 9,5 bis 
2000, b,zw. 8.3 Mio t SKE bis 2030. 
V.-bnuctllMlc1of Verkehr 
Von den inlQtamt 10,5 Mio t SKE ent-
f&l.ltn 7 (.nUpr. 67 %) auf den Autovl'f-
kehl, 23 % .. ufden LKW- UDd Burnrkehr 
und 10 % .. ur die mtlich.n V.rbhnmlt-
ttt. Durch eine AbanJtUACJ dn Kr&ftnoff-
",brauchs bei Penanenkr&ftwAc;1en YOD 
P,... 
heute etwa 10 Liter pro hundtrt Küom.· 
\If Au! durduchninlich "wt 4 Wttr pro 
100 km (Fahruu9' mit dintm nitdri-
gIIn V.brauch 9l'bt n berein) .,ennin-
d.rt sich dtf Treibnorr.,.rbraueh 'Ion 7 
auf 2,6 Mio t SKI. Bei LutualtwaqeD 
und Busan sind 30 " und bei den sonrti-
~ Vuk.hn:m.itteIn 10 ... 30 % Einspt.-
Nn9'1l mtICJlich, ., daß bei W!ytnninder-
um V.k.usauf'kommtn d.r Gesamtver-
brauch dn Veritthtaekton auf 5,3 Mi!) 
t SKI .blinkt. Dielt ~n kön· 
DIll im Z\i9I normaler Enatzuitm 'Ion 
etwa 10 Jahren YIfWirklicht wcdr.1_ 
Der mnngettt Enervitbed&rl' JIUu V ... · 
brauc:IuMlrtoren nuatnmtn b.tragt mir 
20,8 Mjo I $KE r:lW' noch die H~CI dtf 
heutigen M'r:!9I (Buugsjahr 1979) tl6 
dM gJ.iehen Enervi«ütnnl.irtu.ngeß, .,.-
,..ic:hbu nUl heul. senon ßI V.rll.Igung 
JI.b.ndm 1Khnisc:h.n Mittilln. 
I VQ1e 
Itq II 
If/ . C(.shQ / t e1t)ve e r6 
rQI.<C:IJ@r • 
Verkehr 
I ndu.strie 
80 90 2000 fO 20 
EnergMlverbrauchsentwicklung bis 20lP bei Verwirkliehung der besseren Ene'llienutzung 
(Bnolkerun~, lAbelUSt&nd&rd , WirtlciWtlltl'Uktur, Güterproduktion und Vftkrhnleistung wit 1979) 
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Eine wtiCl"" Senkung d« Zukunft.rwertt du Energiebedarf$ tritt in d.rn M.& .in, M' sich.iM Clkologischt Gewntallermtivt 
in Wirtschaft , Stul und G-.llschafl d~u.n J.dl. 
Alle undIchten Stellen einer Hausfassade. durch die besonders viel Wärme verforengeht. werden von der Infrarot-
Kamera entdeck.t und .slchtbar' gemach!. 
Weitete, nicht·technische Einspat·· 
möglichkeiten 
Zu dln Mt>vlichkeiten blssetlt techni· 
IChet Nuuung kommln mltu.re struktu· 
reUe Einspumt>vlichkliten tWuu : 
- Produktion langl.biglt Guter : einl grö. 
Bere Haltbuiteit der Produkte wie z.B. 
beim Lanquitauto Ylrlänqen ihre Er· 
Ntucit.n und verrin~n die notwendi· 
9' ÜIlItzproduktion. Dadurch erqeben 
sich EinJparungen in dir Industrie und 
beim Gbtenranspon der nunmehJ g~ 
ringer.n Menge an Rohstotl.n und Pro· 
dukten. 
- Die billig,lt produ:z:ient1l iilu.sIlndi· 
ICben Rohstoffe drmgen den Export 
der enenJieintensivm Gnmdnoffindu· 
strie zwilck . 
- Die Wiedernrwenu.ng (Recycling) 'Ion 
Rohstoffen im Abfallzusu.nd lenkt 
den Enetgiewrbrlucb der Grundstoff· 
indunrie. 
- Eine vtl'ttukte Besteuerung du Roh· 
noU· und Energieverbrluchs wild roh· 
noff· und enerqiesparende Rationali· 
sierungen in ..nen Bereicben der Indu· 
strie hervorruf.n. 
- Steiqend,. TreibstoffprlUe erböhen 
den Anteil der TransporU:ost.n AII\ 
Preis eines Produktes und lassen dAher 
eine Verringerung der Transportweqe 
erwarten. Eine durch hohe Transport. 
kosten blvonugte .... rbraucbemMIe 
Produktion vermindert auch die Al· 
blitswege und damit den SpritkonNm 
der Privatautos. 
- Die bereits heute angestrebte Verlag" 
rung des GUterf.mYlrkehn IW die 
Balln bzw. des Penonenverkehn von 
PKW 11,1.1 öffentliche Vetkthnmittel 
bringt betrlchtliche Einsparung.n, da 
Bahn, Sttaßenblhn und BUI mit lehr 
viel ",.niqer El'ltrgie: die gleIche Ver-
kehnleistung .enicht.n. 
- Die UmrtlUW1g auf bi01oqisc:he lAnd· 
wirtschaft Jp&rt Enerqie durch Pro· 
duktionsrt!ckg&ng d.r chemischen In· 
dustrie . 
- Der in allen PrognOJlen der Bevölke· 
runqsentwickJung vorherberechnete 
BcvOIkerunvsrilckqlng wUrde. falls er 
eintritt. zu weiteren erb.blichen Ein· 
rpuunqen in all.n Verbrauchaektoren 
nuu.n. 
- Schließlich beinhaltet der derzeitigr 
tnlt.rielle Lebensstandud eine Viel· 
:uh1 yon unnötigen GUtem, die in dem 
Maß überfhluig werd.n wie eich ein 
kritisch~ Konsumverhalten unter den 
BUrqem lusbreitet. 
In dIrn Atumd, wie eine Okologische 
~tdlemll.iVl in WiruclW't, Staat 
und Gesellschaft dw-chgesetzt werden 
UM, Htrinpert sich der Energiebfduf 
Bayerns ur weit unl.r die Hilft. der 
heutigen JahreSRrbrauchswen • . 
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Regenerativ! Energiequellen 
DIr m drr offentlichrn EnugiedukuS1ion 
oft J.ngefuhnen geMgtn Ptountutzt rur 
AlternauvtnttQltn beruhen darauf. daß 
wtittr Sltigtndet Energieverbrauch tu· 
qrund!9fleqt wild . Wenn die oben danJt· 
leqttn Einsparungen verwirlthcht werden. 
decktn die rfgener,uiven EntT'gitn Sonne. 
Biomasse, Wind und WUHr rWlftU die 
Half te dt1i s.darfl. wie dlt Darstellung 
"ModeU",norqunq t\ir Bayern" zeigt. 
Sonne 
Bis zum Jahr 2030 läßt sich. btzoqen auf 
Wtrte von 1979 rur BtvOlktrunqszahl, 
beheizte WohnCbche und WumwUSt"er ' 
brauch etwa die HAl!te dtr Nieclen.mpe· 
raturwarme (Raumhtizunq, Warmwuser) 
bei Haush.a.lten und Kleinverbrauchtrn 
sowie ein Drittel du Nieclenemptratur· 
wumt dtr Indwtrie durch SoMentntr· 
!'pe über SonnenkoUektottn decktn. Dies 
mlSpricht einer Endtnerqiemenqe von 3.5 
Mio t SKE. 
SoMenheizung erfordert die MÖCJlichktit, 
Warme vom Sommer bis in den Winter 
speichtm zu kannen. Vl1'fbgbu sind heu· 
tt W~rspticher, die ~uptSolchlieh fUr 
Ntubauten m Frage kommm. So btnO' 
tiqt zum Beispiel ein Einfa.rnilitnhaus fUr 
voUsoIare Heizung circa 40 qm SaMen· 
koUektorttl und 50 cbm Wasserspeicher. 
Im Zuge normaler En.atz:uiten kOM.n 
bis 2030 die meisten GeWude Uber Jah· 
f'tswustrspeicher flu die RaumheizW19 
verfiJqen. 
Ab pllllzspu.ndert SpeichermO;lichk.it 
befindtn sich chemische Speicher in Ent· 
wicklung. 
12 
Sollnrchitektur 
Die unter dem Beqnft .. Solararehltektur" 
belunnte iChon seht weit IntWlckehe 
passive Sonntninerqienuuung kann beI 
dtr PLa.nung neutt Gtbaudt sofort ein9l' 
fuhrt werden und neUt eine w.itert 
Mao;liehkeil der Sonnenener;ienuuunq 
im ~umheizunqsbertlcb cat. Unter So· 
!.ruc:h.itektur versteht man im wewnt!i· 
chen . q-roße Fenster nach 5IJd.n, kleLn' 
~eh Norden. w&tmnptlchemde Wlnde 
und Bod'n im IMeren . 
Solantrom 
Direktumwandlung von SoM.nruahlunq 
in Strom ist I'MIr unllr he\ltigen Btdin· 
gun9'ln noch nicht wittschaltllch, doch 
kUndigen Nhtende Hmt.Uu fUr die IWti· 
t. Half te der BOtt Jahre Solarstrom zu 
Pr.iMn 'on Strom aus konventionellen 
Kraft<nrken ~. WI'ljlItI der geringen 
Enervltdiebll der SoMentinnrah!\lnq 
und d.r dalWb groBen erforderlichen 50· 
!.rullenfb.ehen kommt SolMnrom zu· 
MChrt 'tOr allem zur Stromversorgung in 
mtlfgenen Gebieten lQ Fragt. 
Biomasse 
Di. geQmten Bioenergien in Form orgam· 
sch.r Abf&lle betragen in der BRD rund 
70 Mio t SKE in Form Yon Mull , Holub· 
mIen. StIlImist und K..b.nchLunm . wovon 
etwa 70 %. also rund 50 Mio t SKE ah 
verwendbar gehen. Diese Abfa.lle konnen 
mit einem durchsehnittlichen WirkuocJs, 
qrad yon 40 % :ru 20 Mio t SKE Endener· 
gie in Form vor: Gas und nuuiggu umqe· 
.ut Wffden . (modeme Vtrlahren errei· 
chen bertiu heule weit höher-. Wirkunip' 
9tade). Da die Biomasse ungel'&hr 
ptoportiona.J %Ur ruche anrult. ervibt 
lich flIr Bayern. das 28 ,. der BRD-Fla· 
che .usmacht. eine Bioenergiemenge von 
5.6 Mio t SKE. Diese Menqe r.icht aus, 
den auf 5,3 Mlo t SKE t'trMC}trten 
Treibnoffbedatf des Verkrhn in Form 
Yen Bioqas oder Methanol %U decken . 
Ober vorhandene o~he Abflllnoffe 
hinaus qtbl es noch weilere. zum Teil 
allerdings problemailichere Mbqlichkeiten 
:rur Blorn.lSSegewinnunq. die bei eventue1l 
weiter neiqendem Treibstoffverbrauch 
ttotldem die VersOrgunq ohne Erdöl und 
Kohlevrrflussiqunq richersteUen konnten. 
Wir wollen emen solchen Zl.Iwacru des 
Treibnoffverbrauches nicht. sondern zej· 
9"" IfdJgLch. dil. u1Ulr Energi,konzepl 
auch fur diestn Fall tauglich ist. 
Zus.auhche Bereitstellunq von Biomasse 
bnn erfolgen durch die Nuuunq des zum 
Problem werdenden Schwachholzes in 
den Waldem, dUrch den Import von Bio· 
energie .us der Biomuw von qroßen ru· 
chenstaaten. durch Anbau schnell wach · 
sender Pflanzen .uf vervüte!en Boden, die 
%Ur landwirtschaftlichen Produktion nicht 
mehr genutzt werden konnen. Weiterer 
BiomasseInbau ware moglich auf frei 
werdenden flachen , die iluf Grund von 
BtvolkerungENckglng oder einer VerM' 
9Irung des neisc:hkonrumt nicht mehr 
ZUf Nilhrungs· und Fuuerrnittelproduk· 
tion benotiqt werden. 
Unsere Bedenken 9el1en zusatzlichen Bio· 
mass.tilnbau zur Enerqiebedarhdec);l.Ing 
bestehen darin . daß frei werdende Fla· 
ehen drin~nd 3011 okolQ9ische Ruckha.lte· 
flaehen bzw. zum ErYtz der Futtermittel· 
impone aus EntwickJungs1andem beno· 
tiqt werden. welche die Nahrunqsmittel· 
vef'SOrqunq der donigen Bevölkerung qe. 
~hrden . 
Wasserkraft 
Ober die in &yem bereits etKhlossrne 
1..Iufwuserenerqie von 1,3 Mio t SKE 
hinaus gibt es nur noch C}trin;fUqjge Aus· 
baumbglichktiten tn den meinen FAllen 
rechtfertigt der Enerviezugewinn nicht 
den zusätzlichen Landschafuverbriluch 
KIeme, nillgeleqte Wuwrkr.ftwerkt sol-
len jedoch zur brtlichen Suomvenorvung 
wieder in Betrieb genommen werden. 
Windenefllie 
Die Nutzung der Windenerqie hat in 
Bayem keine be~nders qunstiqen geo· 
grafischen und klimiltisc:hen Vorausset · 
zungen. Jedoch versprechen an mehreren 
SteUen am Alpenrand , in der Oberpfah 
und im Fichtelgebirge die durchschnittli· 
chen Windqeschwindiqkeiten eine wirt-
schaftliche Nutzung. 
Voraumuung I\u neMenswene 8fitr.ii1ll 
zur Enerqievel'5Ol'qung sind leistun;sfahiqe 
Enef9iesptlchersysteme und die Embezie· 
hunq von WindkraflVerbundanlagen in das 
vorhandene Vefsorqunqssystem. Wind · 
kraftanlagen kOMen besonders fur dezen · 
trale, kleinere Venorvunqsaufgaben in 
abqeJlgenen und nicht erschlouenen Ge· 
bieten qetiqnet sein. 
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Energieangebct und ·bedarf im 
Jahre 2030 
Hier win! geWqt, wiI der durch ttchr!.i· 
JCht Einrpuunl)C1 ~nt ~be­
darf 'OD 1979 '\UlCb1ieBlich dureh r.-
Mr.ti .. Etltrgien uDd. die in dtr BWld.· 
"publik Doch "ichllch .arhmdent Kohl4I 
9Idtdc.t werden Iwm (,,Moclllllnnor. 
VUDV" ) und. 1Irie tic:b • tnDtuaU iluf· 
recht trlWtenH W&chnwn der GUurpm-
duktioD WId dI't Anspruehe ao Komlon 
u:od. Mobilität iluswirttm wurd. (" Weda· 
twnIYUi&Dte" der McdeUYenO~). 
Wir bltoDM. cfd nd. aine ~Dct. 
DOCb CD. paic:hbJeibeDd'. GUt*JIf'Od~. 
t:ion ~ttn ZialfCn1elllqlln antrpricbt. 
Wir m'ftDdIa m.. AUSf&DPP~ Jt. 
djglich, um zu zaigM, dd , u eh d, J! a 
die Atomeaar;Mnuuung und groam,.. 
J.vt. KohHndbJlliguDglprOjekt. ut1t1ßrig 
sind, WId weil zum a=erwn die jed.«. 
ftWI.II b.brLat.D M-u1iqe:a lAbaJum· 
Itlndl den arucb&ulichntn Blickwinkel 
lUr die .. tnichandeo MC91jcbkeiun UD' 
.. r tnerppolitik 'bjj.b.n. Ennrickelt 
Geh ~ die Volluwiruchaft DKh UD' 
"0 VomtnWltJlD, 10 wi"ti dtr '0f'9"l" 
bent KohlMinlltz _t~ reduziert. 
ModlUvenorgung für Baywn 2030 
Die Stnaktur yon AlIotbot und B«Wf 
in in dlH' Cant.nung rus&n\JNII,!lfl&Bt. 
Die Modell'l"rIOfV\1D9 uigt, wie bei t.. 
bt:rust.and&rd, Produktion, V.kehr und 
Btftilltm.an~ des Jehrn 1979 durdl 
'lltbeatttl tKbniscb- Eatf9itnutnng 
und Einba:iehUDg' dtr Alttmati~ 
ct.r EntrqitbeWf ohne Atomeftef'lJie und. 
EnSöl qtdtekt wttden bnn. KtLapp die 
HIlft. win! durch tt9I'ßIBti .. Enerpa 
bertitvateUt, dir Rat durch Kohlt. 
Die SoDnllneaer9ie wird 'USlChJieBlich f\!r 
cltn N'iedenlmptriltwbtn:ich (Raumhai· 
ZIlIIO. Wannwaaer) tinQnlw, 
IN BiorN-a wird '\UlChlie8öch als 
Treibstoff J\Ir dlfl Verkehr fttWendet, 
WIil kein and.m Erutz tur die haut"\11 
Erdol gewoM.netl Flilssiqtreibnoft. Y'OD 
ainer Gnrinnunq htr UDprobl.trnaWehtr 
ist . Oie .Wknltm iD Ff191 kommend. 
Kohlnerf1l111iounq hat eitam lußent 
IChJaehten Wuku.ntJl9fad UDd. 1I8t 1Illk· 
Cli Umwtltunchmutzu.nverwll1m. 
Die Vtnrtnd.ung importierten Wuamtot· 
tes .w IOMeruticben Llndlm Bm wir 
in WlSIfm Konzept nicht tor, weil Gur· 
lliu die teclWsche Entwicklung noch in 
den Anf&nqen staht und. wir andmneiu 
die Ct:rahr dir Abhln;i9kait torI eiur 
neu.tn Cr08ttehnotop. .. hin. 
Die Wuatrkraft wild u.tI"t'fflndm =r 
Sttomernu,9\I.1l11 tin9llltlt. 
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Dia Kohle wird tin9fttW f'Ut Hocbtam~ 
nNrwlnne (beondftJ in der CnmdJtoff· 
iDdU-ItN) u.ad fUr dtD Rtltbtdarf bei 
Strom u.ad N'l«llrtmpetltutwltm., 
Azl9Isichti der großen Kohlem.eDot tol'l 
13,5 Nie t SKE prim.Ir im. Jahr 2030 ist 
die UmMlmnc:lunutsuDg dlUCb Sch .. 
101· UD<! SdckoJcydo lIIId eile K1Imabola· 
lt\UIQ dW'Cb Staub WId. Kohlendkndd IU 
beachte. Es hmdelt Dcb bietbG jed.odI. 
\Im die Piehe ~, die t.-.iu 
in de JahmI; 1956 und. 1957 iI'l s.y.u 
'fCbnu.c:bt wordtn ist. d.amals jedoch rit . 
~tlich wer&ipr .... ertnotfl1ickhaltu· 
.s.. EinrichtllJ>OOD ... _ ___ 
Ud. DatUbtrbiD&w IU.ht _ ftrVt08er. 
tu Kohlen.,. dtr We;fallftID :se MID· 
t SKE u. ErdOl \PI9CUbtr, ., d.&D ltI.Ige-
IlIJlt die Sch.adJuItrbIIutuDg äcb 9f9ID' 
übtr bute nark~. 
323 HiotSke 
.sonne 
3.5 
Kohle 
<lir.kt 
6 .0 
StrotrW1wtDdu.tl9fft Nt Rawnh1lzunv 
\IDd Wannwl$ltl' Gnd in unamn Eft.rp. 
ftnOf9Wl9IkOQZllpt wegen der tnOfmm 
StromnrbtlucU in Vtrbind\lft9 mit dam 
a:hJec:1Utn Wuk~ TOD I'lur etwl 
.m Drinel bei der Suom.fM\,\9\U19 
1UlQlltCb1oatn, Auch cltr E..in.ua tlek· 
triEbet WInneplmpaa qWcbt ~D V.· 
NA fm. Knttwak nur iD ~ Fllltn 
aus. .0. Vtmldl der ~UiUWilt· 
a:baft, in dell Warm.n&rkt t.buulw-
cbtft, lOll biluptu"dilicb d.a Abuu da 
Suo.mr .Iom At~n ftltd~ 
Imd in d.tWb .~ GruMsla· 
lieb beaebt jedoch cUt MOVIlchkait, 
dwcb Ematz TOn Strom aw: KRtt·WIir-
IM·KoppIu.Dg lWn Bn:ritb elektrilcber 
~poo ..... W~ "'" 
nmd 140 ~ der .~tlttn Prin'\lr. 
aer;lt Kohlt.u trnieheD. 
DM NutlWl:; d. AbwlmJf 'LU Wam. 
Jeraft .. bD m Fonn YOlI Femwlrmt 
(bot c:r ... "tt_J ".,.. Hili"."". 
(bot BJ_lmIj In l<utztMjg 
ntbtn dar ~ unser wich· 
r:ip11U atJttgiepoUtiIcha ZitJ. 
I<ohle .20.8 Mio t SJ(E 
KrTlft- .sonne Nieder-"'4 .... ,- 3.5 /(.,.,..,"", ttlll~r. -
':#.S kohle WÄrme 
I Wau.r f. /.irek! 
~ &.3 • 5". 1 r--... 
Kohle m: -........ Hocht_-8,0- ~ri.8 IfIoft· .1.!j IN'rm, J. masse IIiI,..., . .strom Ir,"". ~':'1 
'111- Wal •• " 1. J ./f 
8io- Treih-
enf!rgi~ .stoHe 
05:3 &:3 
Angebot Beda.rf 
Moden_rgung für Boyem im Jehr 2030 
t.i ,.tl .. .,. EDer;icutl\l.Dq, unter EiDbeDehW19 d. "'9tfItntittD Eftergil· 
U'I9tt SaMt, 1Uonw. wad w ..... knft. (BftölkI'NOO, tAbt~, WiruclWu· 
aruktw, QitIl'pl'OdWrtioD und Vwk~imIDq wie 1979) 
Eint wtit.,. Senkunt der EndenergitbecW1., dwch auuWich., nichr-rKhnisc:h. 
~ .rme;.udu.iMD ~,..n KohJHinuu bt.im Enervit~9tbot . 
Zudtm bnttht minlUristiO dit AUSlicht , 
dit hlute in dir l..anquitlTprobunq be· 
flndliche WirbelschiehtfluerullOlltehnik 
Cnzuseuln. di.t eine nukt Smkuno dts 
ScMdrtoffausstoBn mn/)Olicht, btim 
Schwefeldioxid z.B. um 95 %. 
Strom 1\11 koh1eQlf.uen.n Kraftwlrkm 
wird in umemn Konzept in Kraft ·Wu· 
mt·Kopp!uno eruuqt, d..h. dit Abwar· 
tnI wild tu Hti%unQIZWKktrl beuut . 
IMRr Stronwlteil Iwm d~h Windkr&ft 
WId . ~ uch tldmilchem FortlC"hritt • 
durch Solamrom (in dir bt~rtim 
Sommerzeit) tlilwtise e!Wt%t ...-den. 
Der AnwendUrl;sbereich dirtkt ft1"ftutr · 
ur Kohle umfa.ßt Hmw.rke. Kohldeue· 
run!lllAll\Jfn tur indurtritUe ProDBwu· 
bW WId Hlusbrandör.o. EI: wird mit .iD.,. 
Aumuuuno dir Priznlreolf9ie \'Oll dW'Ch· 
Iclmittllch B5 % Qef'IChnIt, dit bei Groß· 
~n teilweise schon trrricbt wird, 
bei Klwbr&Ddt»rln durch tteb.tUseh1 Wti· 
tlftfttwicltluno und Dchkwuiip lnItand, 
ba!nmo Ifftiehbu ist. 
Wachstumsvariante der Modellver· 
torgung für Bayern 2030 
8I':i der WlcMumsnnante uwlaoem 
lieh di.t technischen Einsparunoen mit .IlI. ' 
OI1Iommenem Zuwichs beim Wohnraum, 
WIm'lWUltrYerbnuch, EirI ... l2: e!ektri, 
dir Hau.sbaJU9ltitt, Automkehr UM. 
Je uch BnölkeruDqllot.-icklung sind 
die Zuwac6s:z.ahIen pro Kopr lOg.&l höher 
als iJI der Tibtlle wuef "VIRnd.. [DL 
2030" 1119'Oebeo, Iläm.l.ich in dem Maß, 
wie der proonosti::itne BtvölklrunVUUCk· 
gang eintritt. Bei der Gtundstoff.mdunrit 
wurde dir Pcb blUte Abzeichnende Lanq. 
fristioe Ruckgaog miteinbaogflt. 
Sonne 
3,s-
Kohle 
direlft 
r.O 
Bei der Bed.arfsdtekung unterscheidtl 
Eich die WICh.nUmsv.ari.antt von der Mo· 
dellvtrsorvuno durch Wien starkeren 
KohlHinutz, der jedoch das bisherige 
Mulmum luch nur um etwa 40" uber· 
ateiOt : .auch hierbei ist der gesamte Sch.ad· 
atoff.ausstoß durch den Wegf".a1J des ö ls ge· 
rinoer ab blut • . Allerdin~ laßt sich der 
Tf'librtofl'becUrf nicht mthr voU .aus Ab· 
f&llbiomuse decktn : dtr offene Ren wMe 
durch zusiulichen BiorrtU$l·Anb.u ocIer 
Bioc;u·lmpon bzw. durch Kottltver11w;· 
~ ocIer ,ytrgasung bereiuuntlltn. 
Ylohle 25. ~ M,'o t SKE 
K,.(t-
.sonne Nieder-.. firme 3.5' 
K'Dpp,,'un, 
Kohle 
~emptr.-
wärme 10.8 direkf 
Kohle Y"er- 5.9 P>< 9.8 #dei . !/S .., .. ".r , Kohle ~., H.Gi1fem. ~,",,- S. pettatu,.-
Bio-
Wir",.- .0 wlir",. ".6 
KOffJ·I . JtrCl'rl St,...." 
mas~e 3.1 
W.uer 1.1 If-.lt-
14- ~ • " -Sio- Treib-enerraie. .stoffe. 
S." 6.6 
End .... rgi. 
Angebot Bedarf 
WachstumsVilriante der Modellvenorgung f . Bayern 2030 
bti vtrbHsentr En.rgitnuuu.oq, unter EinbeziehUDg dir reqtneu.tivtn Energittta· 
9ft SoMe, Biorrwse und Wuserkr.aft (ZUWidu bei WohnflAche, W.armwuxrver· 
bnuch , Hlushahsgerattn, Vtrkthnltirtun\l und lnvlStitionsquttrindumie: Grund· 
ltorfLod. schrumpft) 
Auch bei IngtnommeMmweitlren WiruchatuwaclulWJI ist ruch dtm Endt der 01· 
_it bin. Acomtntrgje Irfordlrlich. Der KOhJHUwU J'9f ttw. 40 % ubtr dem 
bisherigen M.aximum (1955: 14 Mio t SKE primU) 
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Endenergiebedarl 2030 bei besse~r Nutzung, Wiruehaftswac:hstum und Strukturverinderung in der 
Industrie 
Verb" uchss,ektor Endt'I\t,gie· bll 2030 errtichb.r. Verbtluchl· Entfglt<l •• ns Ile iltu"'iJ End,nergleb«f,rl 
verbrauch In Mnkung tut QI.icM E,..rg~· im J,hr. 2030 bl' 
B.~." 1919 d;.nst .. i.t1.I .... " wie 1979; ,m;'_'· .,.nom~ne bei .. ,,, Nutzung 
,n M,o 1 SKE der vtrbl.ibmd. V.rbr.l.Ith in ligen V ... · V.r.ndtrung und gr ollt,.n 
.ngegtb.n . brauchs· b.s 2030 9" erw'gitd",ullt,stul"19tn 
in % d", in Mio t SKE Mitte. v-91nubtr 1979 "'W.chUum5'1" " nl'" I 
t.ut9n in '11. in ,",10 t SKE 
p,..y!tl HI1!lhlltt 9.7 30 2.9 WohnfllCM 130 3.78 
Warmw.n" on 100 0,72 LI!'" W.SWf 130 0.94 
Suom tur ,I,ktrlSChe 0,72 35 0~5 virschlilden. 300 0.75 
GItfU. 
Strom fur H"ZU~ 0.65 _. . - ... 
-
.-
und WUfrIW.Uot. 
.... m' 11 ,8 3,87 5,.7 
K!I,[!wr:t!:'I!.!!ihe'r 
R,ul1'Oht,zung 5.64 30 1.69 NuutllChe 130 2.2 
Proußw.,me 0,75 60 0 .... ""'lCtlledenc 180 0.79 
nIcht tltklllKh 
PrOleßwlrme .I,ku 0,75 100 0,75 'il'tnehtedent 100 0,75 
Licht und Krlft 0.6 70 0,42 wlnc:tulden. 200 0.84 
.... mt 7,72 3~0 4,58 
~ 
PKW und Kombi 7,05 40 2,82 flhrZlulI ·km 120 3,38 
LKW und Bus 2.40 70 1.88 Tonntn·km 150 2,52 
Ellktmc!w Bihnen 0~8 00 0~5 V.rhhl"lllistung 120 0.3 
Luft, Schiff usw. 0.73 70 0,51 Vrthhr".istung 130 0.66 
.. ~, 10,46 5.26 6,86 
Indunr.e 
Grundstoffmdult,., 6,62 70 4,63 Tonnl"produkl . 70 3,24 
InVfflIlIO"'{IUtrr· 1.88 70 1 ,17 Produktwen 230 2,69 
Industrie 
VlJbr'l.Ch~tlf · 3,61 70 2,53 Produkt_n 100 2.53 
indunri, 
.... ml 11~ 8,33 B,46 
Endlnrfll.e glYml cU 20.76 25,37 
dlvon St rom 5,47 
.......... ,,1,1 ... Stltm-mftdtlctl k iin .. n die Z.h~ für 2030 PlUf uf'lQllfih .. Wen. . In; die Aneat-n mit , ..... Srtl"-n hinte. ct.m Komma 
d_ Itdigloeh dir l.n'-"'tlm".;,gkllt und dir ~t~ .. htr.lfkln. 
/roIIio t 5KE • Mmionen Tonntri Steiftkot>ltMrlt."-o 
16 
Beschäftigungspolitische Gesichts· 
punkte 
Die besch&ftigun~tiJchm Gnichts· 
punkte ftrsc:ru.d.nlf W'9I d.r turvit· 
.. norq\lllCJ werden hier MUplsKhlicb da· 
halb mgeIpI'Oth.n, weil sie in der 6ft.nt· 
Iieh.n Oiskumon aum Theml 9l'fMch! 
worden Iiod . ft)I' allem iD d.m Zusam· 
1nI1'IhanCJ. ohn. Wac:hst\lll'l ne:iCJ' UlIw.i· 
,.dich cüa Arbeiul.osigbit WId da Wirt· 
~trwachstum .i unlösbar mit dem 
Eal'f9irtetbrauthswAchstwn 'tIfbWldm. 
Nach utlJInr Ubeneugung r.cbtf.rtigt 
bin noch so guttS ArbeitspfatufVU1JWnf 
dlll1 Einsatz der Atomen~. Di. Grimde 
hiotrfIu end folgende : 
- Die SchatfunCJ eines ArbeitspIAtut w.· 
re eruuft mit der VlI'1lichtung der Le-
beD~ ~rer Nachkommen 
bzw. mit der Venz:bWftldunCJ du.reh 
Uberprodulttion odtl Produktion llber· 
~ od.r lO9I.l lCbad.I.ieher Guttr, 
die an den BedW'ftliJ:sen der Mena:hen 
9Qlbtiproduzitrt werd.n. 
- Mall lwLn JUtt wie bish.r haupuath· 
lieb Albei~tu wepv.ntioo.alälitnn, 
klinfti9 Hmlrt..t RatiorWiAtrun;smaß· 
n&hmm zur EimpuunCJ 'Ion En.~ 
WId RohrtoffeA 'IOtlMhm.n. 
- IM höhere Produkti't:iut d.r Arbeits· 
pl&tu du.reh RatiorWiAtrun9tfl muß 
lUcht unbedinqt in .in Wachrtum d.r 
Produktion, soodem k&n iD .in. Vif ' 
kUmulq dtJ Lohrwblitalit Wf\9ISItzt 
werde , die m.hr :z.il t\u" cüt P'lWn· 
lichktitatntfaltUDg des Einuln.n llßt. 
S.htJl$ der AtolnbcfUrworttr "lft'f'dtn '01· 
gmd. Zuwnm.nh&D9f n.beneinander ge' 
stellt : Atomen'r;le schaff. Arbritspliu.e. 
ai also poeti • . En~n Iti wuer 
WId dahtl Jle9Itlv zu bewert.n. Tiltllth· 
lich in, was • direkt od.r indirekt · NI. 
AlbtitlltuM.n erforden, .uch tlwr, bei· 
des trifft sowohl .uf cüt Atom.nmPe· 
lI\Itz\!nCJ &1s .uch Auf d.u ~
= 
Die bes:hlftigunqspolitisthen Effekte un° 
.m Konnptn der ~inJparw:lCJ 
und Nutzw'lg revenentiftr tz.l1"9ietJ1i9lf 
•• m sich sowohl in dtJ Witutbafu· 
IlnIktur &1s aucb im Erport. 
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Strukturwandel in der Wirtschaft 
IM Einbeziehung ,.n~ta.t inJ Ener;ie ' 
all~r und btsw:rtt Nuuun;nKhDologien 
wtrd.n .in. 9tOß. Anza.hl vitlhltiqer und 
deuntraler ArbeitsplAtze im Gewerbe 
und der minelrtindisc:hm Indunrie Kha.!· 
tel!.. So werden ,.B. die Arbtitspllu.e der 
SonnenkoUektorindumi. bei einer Dek· 
kung .on nur 10 . 20 "du ir1l&ndisth.n 
Nildenemperaturbtdarl"s UDd einer Ex· 
portrat. 'IOn 30 " .uf 0,7 ... 1,4 Nie. ge. 
a::hlut. 
Die Umsttllung der Bmd"aUlbildung 
und der ProduktionJltapazititen auf wu.er 
EDef9iekonupt nrlangt dam Arbeits· 
D\l.rkt keine eiDachn.id.nderen Maßnall· 
men .b, als wir sie 'IOn der bautiqen 
Fonn technixhm Foruthritu her ken· 
Mn. So wrd.n:l.B . .-on den 0,7 · 1,4 Mio. 
BesthUtigten dtl KoD.klorindustrit 90 % 
in Handel, Vtttrilb, IDNllation und Zu· 
lietervng 'IOn kon"Dtioneßen TeiI.n Ir' 
heitm und Dur 10" in du DW einzurich· 
tend.n Produktion, t\it die iD dintm FillI 
nicht tirurW .itle Mue AUlbildung nötig 
.tri lrird . Die Verand.ruqn _rd.n 
hauptaeblich itI der Enteiterung bzw. 
VeningtfWlg best.bend.r Kapazititen 
IlInflDd.n. Im 8ef'Iich der Gnmdstoff· 
indUltrie werU.n u. a. dW"Cb. du Recyc· 
ling und die erhöhtt L.angl.bigkeit der 
Produkte Arbe'iukrlfte frtig .. tzt , eben · 
so don in d.r lrI'Ienitionsqüterindustrie, 
wo die IAngtrlebiCJkeit der Produkte die 
Erauuiten ftTlangert und 10 Kapuitll· 
ttn UberfhlIsig werden. Für diese Arbeits· 
ktlfte bet\irwonen wir Arbtillz.itverkitr· 
zunpn oder. falb möglicb und 1I0tig. 
Unuchulung in Berufe der nlUen ~. 
tetMOIoqi.en. 
Arbeitsplitze dar exportabhängigen 
Wimchaftszweige 
Ein. ökologisch. EMr9it. und Winschatu· 
politik b«I..uttt noch 1ln9l1 keine Minde-
rung unserer Exporttbl.nc:Jtn. Wir haben 
die Chance, intematioMl NhmId heiden 
Tec::hnoloPA du "sanften WI9I''' zu 
...-rden, '10 :l.B. bei btnziDJpl.reDd.n 
L.an;zejtautol, dem Recycli.rag:, den Ein· 
spmecbnoJogien und dtll NglDu.tiftn 
EnerPqutlltn. 
Ah It1n1DJCht. Nebenwirkung darAUS in 
zu ltnRrten, daß über de Weltrnarkt die 
Wittstba..ft andettf J...and'r in ZUip"Wl.Dg 
iD IütbtunCJ ökologitgtr.chter Produkt. 
und Verf&hreD gerlt . 
Wiruchaftlichkeit und Kortenge· 
sichtspunkte 
Grundsaulich ist fesuusteUen . daß k.ine 
Art kunftiCJer EnerqieversotqunCJ . weder 
der .. hart. WtCJ" mit Atomenenpenuu.unq 
noch d.r .. sanfte Weq" mit Einspa.runq.n 
und Altema.ti'l1Khnoloqien . so billig sein 
wird , wie wir es a.us der Zeit des billigen 
Ols in Erinn.rung ha.ben. Da.mlls schi.n 
es nicht nbtig. bei Gtba.uden , Fa.hneuQtn 
und Maschin.n besondere Vorkehrungen 
t\u eine gute Ent~au.mutzung :u treI· 
fen , weil die Enerqiekosten nicht ins Ge· 
wicht fielen . 
Oi. Frage, .-.Jehe d.t zukunftigoen Enet· 
gHfttsOrqunpnöglicbk.iten biJ.Ug.t 
kommt, ist zunjehst von unt.~tlr 
Bedeutung ~1llJbtr den Kril.ri.n der 
lOZWen und ökologisch.n Vertraglic:hk.it, 
der Ven:orvungs· und der Krisensieber· 
beil. 
Wenn d.nnoch die Kosten venchied.ener 
Alt.rtlI.ti"'" ftt;lithen werden, 10 muß 
die Kost.nrechnung a.ußer den beuiebs-
wirucbaftlich erfallten .uch In 'IOlks· 
wirtsclWtlither Betn.chtungswme die 91' 
amtqeseUsdwt1ich.n Foll1tkonen berbtk· 
sichtigen, 10 :l.B. die Aufwendun9fn 
tu: den Katuttophenschutz \lDd di. 
innere wia .IIußet* Sicherheit, die Ba.u· 
und U,nerb.alukOSten der Anlt;m zur 
Abschirmung des Atommülls über m.hrere 
100000 Jilhn und die Mehrltostm I\u" 
das Gesundheiusyn.m .twa durch eine 
st.igende Krebsrate. 
Diew FaJctOlWn machen den ".nr.n 
Preis der Atoment~e unkalku.liertw. 
Außtrcl.m habtn WiruchAftlicbke:iUVtr· 
;leiche nristhen verschied.n.n En.rqi.· 
technoJovj.n nur zu künftigen Preisen be· 
zog.n .uf dle gleiche Enerqiedlennl.istung 
und nrischen in Zukunft wirklich In Fr.· 
9' kolT\J1\tnden Versorqungaltenuti'lln 
einen Sinn. D. b. der bloße Vergleich der 
Strom!JUt.hungdtoaen fVr Atomkra.ct1ftr· 
ke mit d.nm lIir Kohlekra.ctwtJb 8gt 
fIir die wntntliche Fr~ellung. w.k:h. 
d.r beid.n Techniken die klinftiq "bt:DOtig· 
tm Dienstleistungen billill't bt:reitneUt, 
mchts aus. D. der Sttommarkt tut .Iektn· 
lChe Gerlte schon langst übert.ittiqt ist , 
bleibt nur d.r Einbruch in d.lI W&m\e· 
mukt als Absa.umOglichkeit t\u" zusKtzli· 
eb.n Strom übrig. Daher h.ißt die eigent· 
lic:be Ahtnlari.,. : entweder Atomkraftwer· 
b mit WidemandshelZunqen bzw. eI.ktn· 
lChen Wannepwnpen oder (Fem)warme 
aus Kohlt(kra.ct)wkrmewerken bzw . di · 
rekte Kohl.feutfW1g. 
17 
Winschaftlichkeit besserer Nut· 
zungstechniken 
- Gebludmolarunqttl amot'tisiertn lieb 
blUt. durch die OWnP.VUi.S in .~& 
10 - 1 S J&hrtn. Die rtl"igebd.n OlprliM 
Wlrd.n d.lese Spanne weiter nritlirU:n. 
- 0.. M.hrkon.n dureh die EffIZienz· 
""beueNnq .lektrisclMT Gerate 'on 
etw& 5 . 15 " da urspnIDglicben An· 
JclWfWl~ werde YOtI den 
durcllJch.nittlicb 65~ [Wpanm9C1 
bC fut eIlen Genten Idman wl9'" _. 
- Die Vtrteucunq d .. Wn;u:iuutOl um 
20 . 30 " ist %U ftrTllcbIMniqtn gt9m. 
IIbtt der 2 . 2,5fKhm Lebenld&uer 
wu!. FWlmtung_ 
Wirtsc:haftlichkeit d. regen .. ti.,., 
ErwgiequeUen 
DiI Hem.U~ost.n tur 1'm"bnoff. &US 
BicnMDt liagm nur iuapp uber den hw· 
tijtlll da Ben.ziDS (Htrblt 1981). Die Z\I 
....-artend.n ölpnisrt"'tuA9ln wwde-n 
du V"blltnis weit.r zuqunJttn der Bio-
tm"bstoff. ftnchieben. Die ScWstoff· 
eD'UIIiolWl Wld dAmit dit soz:Win Ko· 
stili dlT 8jotreibnotf • .md wlMJlt1icb 
niIdriqer &lI die da Benzizu. Zudem ist 
uc:b twhtriqtn Erflhrunvtn da Betrilb 
90n qasbetriebenen Motoren ftnchleiß · 
lInner und d.un.itllilliger. 
Oie sofon und fast ubtnU liDIIubaR 
WumWUMfbereitw\lJ mit SonnenkoUak· 
ton:n ist bertiu bNte mit 'M Amon::i· 
utiouzeil \'On S - 10 Jahrm .br NI'IU· 
t.I. W'I'Ü der ~ff.ktift Schw.chlartbe-
trieb .,on ölbmIMm wlhrrnd der bei· 
~teien Period. vemUed.n wird. 
lIlnrtidonn tur Gebludehlimnpn 
durch SonnwoUtktoren mit Wusenp.i-
chem &mortili.rrn lieh in CI.. 20 JAhmI_ 
Die EinJUhrunq da noch in IntwidtlW'19 
btfltld1icbom wtmtw&nnapeicben wird 
tut dit Wirucb&ftlichkeit .rh.blich '1ft . ........ 
18 
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KosttnY'lfileich bei der Öl-
IUbstttution 
W.dll" Auf d.m R.lumh.izunipWklor noch 
bei d.n Tr.ibrtoffen ist dI.t Alo~ 
&lI Mittel zur OlNbrtilution bzgL d.r 
Sc:hrI.lligkeit ihrer Vert\lqbuktit und d.r 
Kortlll mit d.m "Wlf'tltl. Weq" Itonkur· 
r'CIZflhiV. Die lUliulich. 8ertiut.UlUlq 
t'On ~ enteilt lieh als durchw-; 
winsch&ftlich d.r bauten NutlWl\l Wl-_.
Bei dir Sublthution d .. Ols im Tnib· 
rtoff .. lttot iIt ein. witUch&ftlicb ftnret· 
bAre LOru.nQ dureb di. Atocunlf9it nicht 
iD Siebt. Ölt~ d~b ElIltuo.u.toI 
ist erbab1ieb U'unr &lI d~ ener;iespa· 
nmd. Autos. Ob die Koh1e.,.rfhmiqunq 
mit lIuklMru Proußwanne biIJi9u als 
Biotreilmof!hemallWl9 ist, blaa"bt off.n. 
d.a diele Technik (Hochtanptt&tunuk· 
tor) noc:b 9U nicht .nnriclt.tlt ist. 
Raumheizung 
Au! d.m R.lwnh.lr:lUliJlllktor ist cüt VA' 
riAnt. Atornmom mit .lektrischer Wi· 
dem.andsb.izuDq bzw. Wtnn.pumpe: IIU-
m als ~blud.iIolienIJIg irI Kombination 
mit SoiMbeizun\l. 
StrorNplZifr.:he An'lll'tndungI" 
Auch im nrolNpt:zilisch.n Bettich (MA· 
cbin'D&Dtriebe. Kausb&lU9'rlte. Be-
illUc:btunq urw.) Itommen cU. Etl"izWnz· 
~l"Wl9'n sowohl bei izldUlUilUen 
ElIltlfomotoren &ls AUch bei .1IktriKhen 
IiIwlWtJqtrlten d.utlich b~ w der 
Betrieb d.r strom",nch .. l'l4t"Dden GerI-
te mit AtotNtrom. 
KUnftiqe KOII.n. Fizw1zieU QWt19'r sind 
in Zukunft die Einsparungen wu!. &illm.a· 
tiYt ~",üen Auch dnh&lb. weil dit 
PreiIIteigmmpat. ftar Gr061tchnologitl1 
"IIrie dlT Atomltntt '"9"1 der hOhlrrn 
V~ d" Klpitlb lO9&l die bolwn 
Pmsstei9trwlpnten d.. BlulJIl"rbes: 
noc:b weit ubertrifft . 
Krisensicherheit 
Hinsichtlich du KriMruicherheil IPricht 
&1111 f'b.r du da.tntrdi Konz.pt d .. 
"SUl!1I11 W.," . Wlhr.nd bei .iner Fon · 
chteibung d.r d.ruitigm EnergVpolitik 
die V.norqur\\I n.ht Wld f&llt mit d.r 
Vtrftlgbark.it einer reLati'l Itlein.n ZAhl 
'I'On GroSkraItwerlten Wld LcltunqUlfAn' 
9'n, be-wirkt der Aud&1! .inn d.r Sund· 
b1in. u.narn d.untr&kn V.norqunqs-
kotwlptes nicht gleich d.n Zu.wmmen · 
bruc:b d.r gnamten En.rgirft:norgung. 
Die GerAhr .in.r VlTWicklunq in intem&' 
tion&i. Roh.noffvtn.ilun9Skril9t u r bei 
d.r d.ruitiq.n En.rgitpoliUk UIUIUS ' 
.. ichbch. beim "Knlrtn Weg·-. d.r mll 
h.imilCh.11 In.rqi.u.~m .us.k.ommt, d. · 
Ot9'n 91ring. 
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Maßnahmen zur Verwirklichung der 
Energieversorgung ohne Atom-
energie und Erdöl 
Obwohl die enrrqiepolitischen GestaJ· 
tunglmOglic:hlteiten in mter Linie beim 
Bu~ 1.ietJen, b.rot die B.ly.risc:h. Stutm· 
;ienlo'il Mbo;Jlic:hkeittn, ihN VorlteUungen 
durch%uatzen: 
- ,,1f9f\l.lld der o-u~bUft9'kompnelLZ 
und der ZultimnlllDIJSPt1icbt des Dun-
dlSrltn bei den CÜI ED.np.politilt 'oe-
uerrcdm GaetHn uM Vtrordnun-
,.", 
- bei der OberwachUDq des Vollzugs dje. 
.r a..u.e \Ul.d. V.rordJl.un\JItD bei deD 
KreiJen, Stadten und Gimainden. 
- eu!QNnd der KlpiuJbet.illqun; bei den 
~rvun9Nßtemehmtn. 
- dnkt, im Rahmen der ei9tnln Gesta.\-
twlgskompettDZ (z.B. d\lfCh ru..tliclui 
Förderung ton En.~odellen, durch 
vui.ltt Vllfkebnpolitilt. lnfon:n.atiotlS· 
und. Büdun;spolitik \lIW. ) 
- EiDwirken aur Nachb&rl&nder über du 
EuroPiPllWnalt und auf Regerun9l' 
..... 
111 di .. m 9Of9I9'benen Rahm.n iß die 
Dun:hlUhnmg dir zw:hlolgend ~. 
IChlAg.nln MaBnltun.n 't'on Bayern IUS 
tIIcbdrilc:lilitb zu unterrtuuen. 
Steuern und Tarife 
- Erhebung ,In,r allllfmiintn Eae:rqia· 
n.utf, ..... lch. ;eilh ökolo9isehe UD.d 
KD.appbeilJ9HicbtlpWlklt btl'Uc:klich· 
tigt ; 
- die UmlAge der KFZ-Steuer auf die Mi· 
lIeralOlst.uer bei PKW und die Erbe-
bWlIil .iner lJ8TIereU.n Gnmd;.bI1hr zu-
vunstm des Bftri,b5 öff~t1ieber Ver· 
klhmninel ; 
- SnkWl!l der Min.ralolst.ul'I' bei Die-
.lkraltnoff bei g1eichuiti;tt Anht· 
bun!l dir Steu.r fUr Vm;uarkraf'uto!· 
!. ; 
- Ab1Ch&lfun!l der nnitlili;eft Tarifie· 
1'W1!1 (GI'\Uld· und ArbeitspNir) bei 
dGl IGtungsq.bundenen EDervi-trä9lm 
Strom und Ga W1d damit des Vergeu· 
dllApab..ue:Ii fUr bohaa Verbrauch. Die 
Tarif. mlilan 10 gestaltet werden. cUß 
ftW der t.llUlic:hlic:be Verbrauch berech· 
net wird. AuB.rdl1Jl IOn eine uiUlb· 
blnvilJ' TIrirMruDV C\lr Vlnnindt:l'W1!1 
der Spitunluten Cn;efUhrt ..nten. 
oder . altlmllU' . eine lartabbUlgiqt 
TuifumsctwtW1!1 mit Billigwif NI 
Stromkunden, die ihrt ;roßen Strem· 
m-brauc:htr Ln d.n Spiuenlastzeiten 
durch RWldltlUel'UD9 &bschaJten laDen. 
- Abschaffung der Billi;urife t\lr Heiz· 
IUOm und indurtrielll GroB .. rbrauc:her 
- ~ , 
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-, il ~ 
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Verordnungen 
Die folgeDd.n VerordDungw und C-ae 
ud zu .rw..D Wld iD Wem V~ .u 
uberwl.chll'l: 
v..nnglr\lng .. Heb:.,...,.ietMdatft bei 
HaWWtltn und K&ei~ 
- Änd.ND!I d.r bert:eh.ncI.D Wann.-
schUtnwrcrdDWlV !Mi Wolmpbludtn ia 
Ricbtung &v.I _UI \'O~beneD 
WlnNnrbnlllehsw.1, &.8. SOkWb pro 
qm Wob.nt1acba und Jw: Vmeblrlung 
der Wlnnaschutnonehrihc bei Alt· "" ..... 
- Veron1aUlLg zur p.aiftl'l Nutrullg d.r 
Scmunt:nar;i.e btl. N.ubauun mwil 
AUlrichNng d.tr Stlclt.. und LInd.· 
planWIV ~ d.Wm Zweck.. 
- VonehritwI. Uber koJitroWene UIf-
tu:JI9I&nlI.pn (LuttwInNtlUldler. Er· 
wlnnung .-an Frixblutt mit Atwtl), 
Üt eine v-wult UAd m.~ 
...................... 
- Vonchritun zur EiDlUhnmg 'fCIII 'N' 
IIozu.&nnIl'l F.UCWIFKhnik_ (z.B. 
Wirbebchiclnmll.qell) bei Maz· llQd 
M~ acnrie zur UmtUrtllJl!l 
bert.hendIT ADlaqeD. 
- ÄDdt'f\Ul!l der Honoru- und Gebl.lhrlJl· 
OrdnWlV fUr Architekten und lAqeniIure 
mit dmI Zill einer f&clillber;mtenden 
PlaDung und der VtTriIlgenmg da Ina-
giafol9'kostCl. 
V..nt9Nng" Enetliebecllm Im 
Vlrt.hr 
- Voncluift.n Uber HoclutftrbrauchJ-
wen. bei Knftfahrstugtn: 
- G.ch'llrindiqkli~ auch auf 
BUAdeautobahDen; 
-~ und JChrittwe. VerriD9t-
NtI9 der Liurwm fUr den Strl.&en.QI· 
terfmlm-kehr .ugwdtc d .. GIn.d.m· 
mit.bn .uf der BahD. 
- MitDahmamöglic:bb:it \'OD FWtldem 
in öft'etliebt:D V.utumUtt.LD. 
Indunrili 
- Wlnnncbutnonchriftlfl ftir diI Ezuu-
9UfI9 UDd. VerwmdWlg 'fOD ProuBwll-
IN don, wo sie tKhniacb tt\09ÜCb und 
wiruchaftbch IiD.n\'OU ud. 
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E' .. i ..... -wungIU~ 
- FOnI.nmgder X.ratt·Wlnne-Koppelug 
durch Abbau der HID\.a\lll.IN bei der Ei· 
~ YeD Eldttizitlt UAd d.tr 
EinspIirWIv iD du Of'l'Clt1Iche Ntu. UD' 
ur UttlltlDda muß IU dinan Zwedt 
& Vaflec:bt\lDg' niIeheo EDer;iMt-
UUIJIlD!I WId ~I:iIW19 .ufpho-
bat -..d.1L 
- VonchriftID über höcb:stzulu:llqe VII-
braucllJwm. tur EDervWIIl'9't1. 
- Die tutitutioullc HcnmniDe fIIr 
SoDUDm.,p. und WiDd~ 
lind Ib~bl.IlIft. 
AbfaJl~ititung 
- Vonchrift :zur VIIfVI'nul9 .on Klar· 
tehl&mm IU BkI9u ; 
- Si:brin. lUt Vonortienmg d. Kaus· 
D'IiIlb; liDd IU WltC1lolhmeD ; 
- VIfbot da DlpooiemlJ 90e HaUlD'lUll 
towie da Ahfllll d .. holnwrarlMitm-
dUi GewIT\)el. Stlttd~ muß die wci· 
tMlgebnd.e WildtnWnr«"t1miJ m..r 
AbflIle v-aJicb YOf9I'IChriebat .. -.... 
- Vonchril'l Ubrr die BkJ9uyiwtunu.ng 
aus iaDd- WId fomwiruchat't.lic Ab-
tlUc. in StMtl;lttem. 
GEREGELTE AAUMWlRME MIT 
THERMOSTATVENl1L 
20 
Finlnzitlle An,.ize 
$ont .. zuatslich IU dlJl mu.dichen 
UDd ordDWl9IPOlitiJcMn MaSu!unen a · 
lorderlich In. soUtn :zur s!.IiJigen Urrutal-
tim; der EAIr;irt.r"IOrqWI!I' ftnalIIiIIu. 
AnrIia .m~tzt ...-den. 
V.,.lngerung .. H.b. ..... f1IMOIdatft In --nmltkt. ""lnn.'k UDllmuuu.ng 
.oll lnMrtitioneD :rur W"",,w .. rbe-
NituAg mit Soluhaizung und MIhnI· 
9'IIptic:btt außtrbalb d.r IWlIJI JIh-
......; 
- ZIIIidIUIII fItr bIIotIdm I&D;SIbi;rl UI' 
~ ln...atioften 1ft Gebllu· 
.... 
- &lbmldcDienmg Yell Cu· WId Die-
IIlwInnepwnpen • .-on A.rIle9ID Wt Nut-
lIUlf fI9ID.lRtfm ~\MU.II IOn 
'fC1I ~.wun... 
- EnNitlNDg UD4 VII"bI:aeNDg der Fer· 
dlfWlV .~.r ln'lWtido-
UD DaCh d.m Mod.rnilienmlP- Wld En· 
~; 
- Ullt.-mUuung YOJI Sc:hulUJl9lkIUMl ru.r 
4u BlIJ9I'*IfbI uber 'M~ 
TtchDologitll Wld BlIIW'IiaItI : 
- Subt'entionimmg d .. Eittua.. 90D llJI · 
.'obIn;iqnI EnupberatlrD. 
- UmWUid1\IDV da Kiloawt'rpllUChIl. 
iIlI.m. EntfemWlqlpluachalit : 
- FOf'd'Nq 'fOft T.1ekommlmibtioftJ· 
eiDric:bt\lD9'D ZWJI Etsata: 'tOll Peno· 
DeDtranIpOrt.Ift; 
-~ der 'TreibItoffzubtUitioD 
Nr & Luftflhn WId Vl'riaqerung des 
ma.f'dl\l,tIChan Flu;nrUhn .uf die .......; 
- VlfbillifWlg dlT Of'l'tetliche:ft Verbbn· 
min.1 im VI1'9leic:h zwn Auto UDd lUaI 
LKW·Fem"rbhr; 
- RltioDaliDlnm; bei 4er Dwt.:bc 
BWId .. bIhD (z.B. Eizunmnbewb .uf 
N.beDrtNCUD mtt StrlCk~· 
,..). 
uttu,..., ...... EntI'IiI1rItw 
- FOtdaNDV d.,. AbwlftMDUt:IUD.g durch 
& ErbOhW19 der In..mtio~ f\Ir 
AbwlnnellUtzwlV: AIlIfIllbUtp:b&f'tUi 
Nr die FIrD.~ mit mdu· 
ltriaUer AbwInn •. 
- FenlmI.DV d. EW.atIM Yeft BJodthaia-
knft ... rbn mit W~Krah-Kopp.­
IUlI!! ia BaIlUJl.P9'bilte:D (außlTbalb d.,. 
Keruonen). 
Nutlung .1gM..tiv'lt EnlrVieqYllien 
- EiD!\Iluwlq~ . Erwcitll'Wl9 dlT stl\l ' 
tttichtn Azln,iu und F~rungsh..il· 
rln sowie UntentUtnng?Oll For-
IChunvs' wu1 EtlnrickJ~tan auf 
ltinem Gebiet. ICh1!NrpunkunlBig dlT 
Eru\.l9\lllO \'OD Treibstoffen mwiI dlT' 
Nutzung d.r SolU1eDClergie. 
Forwctwng 
- Etlnrictlung 90n Ger1iten IW' 1iberw.-
cbun.g des BItri.bUUJtlDdes teiG He-
anJ.aoen bzw. IW' iDdimueUan Kontrol· 
le d. penOnbcbm Hcintrhaltms. 
- Entwicklung .on .f'lmenteren Syd.· 
!:MO ZIlr konttollilnen BelUfrung. 'tCID 
optimalen Wlnn.uckqewiDDungDne' 
thodara aus dlTl'i Ab..-r lO'wiI «Ur 
~ 90D SOlarbeinnJ .... und 
ibnr Kombiution Dlit &ldenn Heiuy· 
ntm.n und Dlit Wlnn~lmJnaßw· 
.... , 
Sch1!Nrpunktproqreun mr Edor· 
ICbWMjJ der bauphyü·li .. b .... bauwirt· 
lCbattlichI:n und wohDphysiologischen 
Aspekt ... ~er BauwliM:a ; 
- PrUf'w)g \'On KoppIJ~tln 
d.rr FOrdtn1D9 der ~
mit &nduen Fördenm9"D; 
- PrUfung deunttaler Alttmati.,.n bei 
du Planung YOn EDlf'9I.nwnor;u.n;san· 
..,.", 
- Entwick.lung örtlicher und ~rWIT 
Komepte tIar die EDI~r;u.ng : 
- Förderung der EJJtwickJun.g wn,..]t · 
lCbonender T~tn fIIl den mdu· 
nriellen KohlHinatl In klein... und 
mittleren ~. (1.8. Wirbelrhicht-
Yft'brenDung). 
- Vm:--1'UD9 dlT A~ tOß An· 
tritben in lndurtrie und VlTkebr; 
- FonchUDQlPl'09falNn mr Entwick· 
Iun; tOD nwen ProdukttD und Produk· 
tioM\'Irfahren, die den kumulilrttD En· 
lTgiuuhrarld .,.1"I'iD9ITD; 
- rorsc:bungspt'09Jamm zur intlnsinn 
Nutzung d.r SonnllDtnervie, insbeson· 
d .... zur EnnrickJunq auf d.m Gebiet 
der t.atmtrpeiebar; 
- PrUfunq d.r Anpf1amunq tOn EIltrqie· 
"lidern .ut gMion.tm FlIcbeft und In 
ökolOl;isch Yfttrltbamn Umfang mr 
Erhöhung des BiotNDt·Pote:ntiab; 
- Errichtung m.rgiuutonomer Modtll· 
IOn.n U AW9aDgspunkt Nr .ine spltt-
rt yoUkolM\1nI UINt.llunq auf dezen-
ttU autarke Enerqitor.rzorqung. 
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Investitionen 
- kein Bau neuer KtaftwlTke ohne Ab· 
...atmanutzung! 
- Beschleuniqte wlnnettchniscbe Sanie-
rung und NutzUDq YOn SOtme:nenergie 
bei öffentlichen Gebluden ; 
- VtrbtuerunO und Ausbau des NahftJ:· 
ubnft~Ul'Idsyzt.ms in Ballungsgebie· 
t.n; 
- Awbllu dir Container- und Hudte~k 
.JC.puitllt bei der Deutschen Bundes-
bohn , 
- Ili9tne SpW'en f\u Bu.sse und Straßen-
..."..", 
- Erwcittm der W ... rkraftnutzung nW' 
durch KUinknftwerlte. nicht mittels 
1andsc:haftsztl'ltöre:nder neuer Staurtu· 
fen; 
- EinJc:htlnkung des r.rmtr~tmtubau­
proqwnme: zuqwuten ein.r VlTbeste· 
tunq des Veritthn.&nveboU der Dwt-
lChen BWldabUn: 
ftrkehng\lnnigtrt SiedlW'l9" und 
JU.wnpl&nungj 
- Verbtsseru.nq des innerstldtischl'n V.r· 
bhn!lUDB ; 
- Förderunq des Baus ~n Radwegen_ 
Ausbildung 
- Schaffung des Ausbildu.ngs1ehr9lDvs 
"Ene~·In.ctallat.W''': Aufuhme des 
rachts BauphysiklEnef9i,eökonomi. In 
du Studi.nanqebol und die PrUfunCJI-
ordnu..nq rur Arcbit.ktta und lngnit\.lrt 
- AuJbildunqs· und Wtiterbildungspro· 
gnmme rw- Hand"erit.r. 
Information 
- Erstellung und kosteng\1llstige Weilerqi-
be von q\Wifi:zienem SchulunqsrNle-
riaI über enet'9i.sparmde Biuweisen so-
ft ubtr den Ein$.lU ene"Jiespartnd. r 
Technoloq:ien tur Heimwerker. fWld · 
werker, Techniker. Enerqieberiltr. In-
genieurt und An:hittkten; 
- Einricbtung einl5 "Entrqiediennes" 
zur Wanneleckenniulung an Gebäuden 
sowie zur AMlyse der Kosten der zu 
treffenden M&ßMhmen; 
- AufklUung und Beratung des Verbrau· 
chers über physikalisch-technische Zu-
imUnenha.nge im Enerqiebertich, tlber 
zweckmlSiqe Nutzung der vorhandenen 
Gerlltt und Anlagen sowie ilbtr die Gro· 
6enverhlltnisse der verschiedenen Ener· 
CJia:parmbglichkeiten : 
- Kennzeichnung des Standardverbrauchs 
bzw. des Witkungsqrades rur eine praxis. 
n.ah. Betri.btw.ise Aller et1*rgieverbrau-
chenden Gerlt. und Anlagen ; zur Infor· 
mation über den Enerqieverbrauch von 
GtrIlten und Anlagen sind ständig aktu-
elle MarttUbenicbten zu erstellen. 
- Verbot der Suomwerhunq: 
- AufkUrunq der Öffentlichkeit über 
Stand und MögUchktiten der Nutzung 
rtCJrD.ntiftJ: Enlf'giequellen (SWId d.r 
Technik, Kosten und Amortisationsui-
ten. Finanzierun9ltJlÖ9lichkeiten etc.). 
Unt., den teInt.h.nd Y019.sch1agtnen 
Ma&lahmtn gtb! tl stJbnvemlndlich rie· 
le Ubtrschn«idungen in ihrem Wirkun!ill-
btt'tich, Dies .rtJ"oet gtnlJgtnd AuswVll-
und Kombin.lltion.sm~ch:k.it.n. wn in 
nrxhi«1.nan Sitlutiontn den En.rgje-
nrbrauch in JOzW .,.rtr.glicher W.ist auf 
dAs- O'kologitch erforderliche M~ zu nf-
rin,.,.. 
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Was kann der Einzelne tun? 
Die Moc;lichktillil du Einuln," . ."" .irln-
okok:9sch IUXS sozW ftrtf&qlichtn Üln' 
~ftf'SOrvun9 blizutl&eJen lind '+'On \'O~~ 
harem durch die IIb1!Tgeordne1.n. polin· 
ICh.n Rahmtnbldin9Wl9'n susk an~ 
schtwt Denncch .r1orcl.n die Dvrch· 
-l%urI9 diner VInOtqWl9 die Mitarbeit 
du Iirlulntn in Fonn cl.ir.ktlt AktioDIZI 
in lIin.m printen Banich. 
üs .. VOrJ.ussetzuncJ in die Information 
sowohl IIbtr &ll9tm.in •• 11.rqiepolitiKh. 
ZllSAt!\m.nhAn9t und d.ren okologisch. 
Arpekll als luch ubtr 9IAZ ko~te 
Rieht· und V.rbrluchswm. \'On Enft'9l • • 
ftTbrluchJ9ttltm und lIb1r Enl'l"ginpu. 
techniktn. DMtit ben.ht fUt den Einzel· 
n.n die MOCJlichk.it . kritisch _in. Klu!· 
,,"scheidung !\Ir M Auto. tio .lektri· 
ICh" Gerat oder .in HIizsnt.m 9IJnlß 
dHSen Dalln zu tnff.n. Sein. Lebens· 
und KonrumgntObnhllten Unn .r c:tt· 
IJIrtChtnd seinn- Einsicht in :tie Zusam· 
menlW1ge lu.s:richttn. d.b. Produkt. mit 
.auf_nd.iqen Vtrpolckun9'n od.r Wlgen 
Transpol'tWl9tn boykottieren, .m.n 
Flaisch9tnu.B .auf ein "munltign M.aB re· 
dU%ieftn. Produk1l 'tOn biolQ9iscben s.u· 
em direkt beziehen, offe:n.tlich. V.ubri. 
mitt.l btnuwn usw. 
22 
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Weit., lusen lieb I1.lJoltM\In mit ,and.ren 
F.abl'9'meinscb.afttn. Selbnolbhollf'9l ' 
rnain.sclW'ttn odet Nutzur19191meinlCh.aI· 
IIn rw .aaf9iaiDtlru:ift Gerlt. (GffrWr' 
truhe. HlizltessIq bilden . Mieter Mit 
s:bl.cht W&nn'9ldlmmlln Wobnun9 
kOnD.n ZUIolmmID "!'IUch.n. den VfIr' 
mietet zur lnnallation 'mer Warmtdkm· 
munq Z\1 btW'lVlft. 
lAttt.ndlicb Nicht d.r .igen •. Gnn,ou. 
Um9Ul9 mit EMf9i.t nicht IUS, um die 
JWunenbedingungm I\ar .m. ökolc9sch 
und IOZW ftrtrt.;lichl Entrppolitik zu 
ach&ff.n. Ein Min.1 bin i.a Richtung.uf 
ein. politische Emnu.Bm.aBD&hm. 1st dir 
StromzahluDglboykott, d.b. die EinbI· 
b.alnm9 kln 10" car StrornrecbJU1l19. wu 
in etwl dlDl Antli! dir Atomen.rvit .nt· 
Ipricbt. 1OI&n;t . AtolJ\IUom gelltf.n 
""". 
Um IItttlich Id poliWcbt Hlnd.miIII 
IUS d.m Weg Piumen ."" kOnn'D, wtll 
Iicb die Dr9anilltioD in Bürverinitiltiftn 
In, LB. Nr den AusbAu Iok.allr ötfentli· 
eb.r Vlrtehrlmin.l, die lJlIichbtr.chtiq. 
te EinspeiJwlg \'08 Strom IUI kommuQl' 
lIr EruuIJUD9, 9I9ID Atomktaftwerltt 
und OroSnughlfen, l\Ir BlodtheUkr&ft . 
.. tb \lJW. IM Einwirtun; .auf di.t M. 
CÜoIlI in Fonn 'tO~ lAItrbMr.n. Worma· 
tionnotransultUlJ9lD Wld lnfOll1'lltions· 
mlttri.aJ ist am. .benso 9UII. dtm Ein· 
Mln.n zu9Ül9lietie Mögliehk.it . Elntluß 
l~bt1l. 
